
Vorwort 	us: 	 KAPITEL 1 

Ideengeschichtlicher Kontext 

in (ICfl letzten Jahren haben sich die politikwissensehnfflichen Publikationen 
über die Schweiz vervielfacht. Bis heute jedoch fehlte ein Werk, das einen 
Gesamtüberblick über unser politisches System vermittelt hätte. 

Diese Lücke bewog die Schweizerische Vereinigung für politische Wissen - 

Schaft 	eine Vereinigung deren llauptziel die Förderung der Politologie 
ist ‚ die Initiative zu ergreifen und ein „Handbuch des politischen Systems 
der Schweiz" herauszugeben. 

Die drei Bände des Handbuchs wollen einerseits zur bessern Kenntnis der 
vielfältigen Aspekte unseres politischen Systems beitragen und andererseits 
der Verbreitung der Analysen und Arbeiten unserer Politologen dienen l)ic 
Beiträge sind in einer Sprache und Präsentation gehalten, die sich nicht nur 
an die Spezialisten wendet, sondern auch einem interessierten Publikum zu-
gänglich ist. 

Der erste Band trägt den Titel: Grundlagen". Die wissenschaftliche Lei-
tung oblag Professor Alois Riklin, Ordinarius für Politikwissenschaft an der 
1 lochschulc St. Gallen für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften Wir danken 
an dieser Stelle dem Herausgeber für seine verdienstvolle und ausgezeichnete 
Arbeit. Ebenfalls danken möchten wir allen Mitarbeitern, die zur Veröffentli-
chung dieses ersten Bandes beitrugen. 

Die vorliegende Ausgabe ist zweisprachig, in Deutsch und Französisch 
gehalten. Die Zusammenfassung der Aufsätze in Französisch und Englisch für 
die deutschen Texte, in Deutsch und Englisch für die Beiträge in französi-
scher Sprache, sollen die Texte zugänglicher machen und so der Verbreitung 
dienen. 

Für die kommenden Jahre planen wir die Publikation eines zweiten 13an 
des ‚‚lhmdcsstruktur und Prozesse" sowie eines dritten Bandes, der sich den 
verschiedenen Aspekten des ‚‚Föderalismus" armimmt, 
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1. Einführung und Übersicht 

Dieses Kapitel über Werden und Wandel der schweizerischen Staatsidec ist 
wertgeladen, und zwar in dreifacher 1 hinsicht. Werturteile sind Gegenstand 
Voraussetzung und Inhalt des Beitrages, 

ii Wert urteile ah Gegenstand 

( ;cgcnstand der Abhandlung sind Werturteile von Staatsdenkern und Politi-
kern der Vergangenheit und dar Gegenwart über Sinn und Zweck des schwei-
zerischen Staatswesens, Insofern handelt es sich um eine empirische Arbeit, 
gestützt auf die Analyse von Dokumenten 

1 Riklin(1981)41 1' 
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Unter „St a  i;J' ver:.:± 	. 	Idee, sondern einen gan 
zen Kompk . 	 h aus dem magischen Vieleck 
der Grundwer•, 	 igsprinzipien eines Staates. Die 

taatsidee ist mcl 	 .... . Teile. Aus der Synthese der Teilideen 
erwächst das s...................•..  .... :j 	 aatswesens. Dieses schafft letztlich die 

.... 	eines 
Nun j 	 Staatsidee keine feste Grösse. Sie ist vag, verschwommen, 

ohne s ........h.nturen. Sie wandelt sich mit der Zeit. Und sie ist selbst zur 
gleichen Zit bei verschiedenen Staatsdenkern nie deckungsgleich. Auch 
wenn heute ein w  eiteheu 	: :ber die staatlichen Grundwerte der 
Sicherheit, der 1). 	 R ::htstaates und des Sozialstaates bestehen 
mag, so geh 	i.. 	 w;eiander, sobald deren Konkretisierung, 
Gewichtung ... 4 	...... 	L Der Durchschnittswert der individuellen 
Staatsideen 	 di „volont gn&ale". Ist die Streuung der 
Wertbasis k4., 	Ltimationsgrundlage der staatlichen Grundord- 
jung gefest4t 	sie gwss, so besteht eine Legitimationskrise. 

b. Schweizerische Staatsidee 

Gegenstand ist nicht die Staatsidee im allgemeinen oder jene der westlichen 
Zivilisation, sondern die Besonderheit der schweizeriscH..:n Staatsidee. Diese 
lässt sich aber 	.ationalen Umfeld nicht isolieren. Eigenständige 
Ideen vei 	 4. äusseren Einflüssen. Letztere sind sogar stärker. 
Idef 	 Völlig irrelevant ist deshalb, ob die Ideen 
%T:i ...I44v4ern" oder „Ausländern" stammen. Locke, Montesquieu u, a. 

ine „Schweizer", haben aber die schweizerische Staatsidee mmdc-
s4 mittelbar massgeblich beeinflusst. Auf die Streitfrage, oh Rousseau 
oder Constant „Schweizer" waren, treten wir nicht näher ein. Obwohl Fran-
zose, hat Considrant zeitweilig in Genf gelebt und politisiert. Burlarnaqui, 
Barbeyrac und Vattel waren zwar „Schweizer", fanden aber im Ausland 
mehr Beachtung. Entscheidend für unsere Fragestellung ist einzig, welche 
Ideen welcher Denker auf di; Ausbildung der schweizerisch Staatsidee 
Einfluss gehabt haben. 

C. Weiden und V1d4. 	 rjschen 

Gegenstand ist das Werden . 4 1 . Wandel der schweizl:?:;1..en Staatsidee. 
Es geht darum, die ideengeschichtlichen Wurzeln der schweizerischen Staats-
Idee freizulegen, ihre ideengeschichtliche Entwicklung nachzuzeichnen, Kon- 

tinuität und Wand&'  
Leitideen zu analysieu. 

Ausgangspunkt ist die schweizeri•:U. satsidee der;genw 
stellung ist, welche Ideen dazu beigetragen haben, dass das politis1. System 
der Schweiz heute so ist, wie es ist. Im Sinne einer Ex-post-Rekonstruktion 
richten wir das Augenmerk auf die erfolgreichen Ideen, jene Ideen, die sich 
in der poIitisc Wirklichkeit durchgesetzt haben ti1 die heute immer noch 
relevant sinI. 

Der V1... 	:. 	schen Staatsidee 	i..h zunächst in der Er- 
setzung, vo 	.: 	 alter Ideen dI........... cvie in der Gewichts- 
verlagerung uu11: . den Zusammenspiel ;schiedenen Leitgedan-
ken. In der alte !:.1g.nossenschaft dominierte die Idee der äusseren und 
inneren Sicherheit. Die Helvetik und vor allem die Regeneration und die 
Bewegung der sechziger und siebziger Jahre des 19. Jahrhunderts stärkten, 
wenn nicht begründeten die Demokratie. Diese demokratische Bewegung war 
so vorherrschend, dass die Rechtsstaatsidee Mühe hatte, sich durchzusetzen. 
Erst viel später erfolgte der Durchbruch der Sozialstaatsidee. 

Sodann offenbart sich der Wandel der schweizerischen Staatsidee in der 
Substanzveränderung überlieferter Ideen. Die gleichen Etiketten bezeichnen 
zu verschiedenen Zeiten einen je anderen Begriffsinhalt. Der Freiheitsbegriff 
der alten Eidgenossenschaft hatte einen anderen Sinn als der Freiheitsbegriff 

altliberalen Staates und dieser wiederum einen anderen als der zeitgenös-
sische im Rahmen des Sozialstaates. Demokratie zur Zeit des Zensuswahl-
rechts bedeutete etwas anderes als zur Zeit des allgemeinen Männerwahl-
rechts und schliesslich des allgemeinen Erwachsenenwahlrechts. „Demokra-
tie" wurde früher einzig und allein als Versammlungsdemokratie in kleinräu-
migen Gemeinwesen begriffen; erst um die Zeitwende 18./19. Jahrhundert 
wurden die repräsentative Demokratie und die Urnendemokratie für gross-
räumige Staaten erfunden. De „,  formale Rechtsstaat unterscheidet sich we-
sentlich vom materialen usw. 

d. Staatsidee, Staat;::11. 	Staatswirklichkeit 

Sinn und Sinnwandel der S: 	1.:ck sich jeweils nur vor dn hinter- 
grund des Verfassungsrecht .».d dr: 	.rfassungswirklichkeit der betreffen- 
den Zeit begreifen. Der Ru1 	.... 1ehr Staat" oder nach „weniger Staat" 
hat unter der Vorgabe des Minimalstaates eine andere Bedeutung als im 
Rahmen des gegenwärtigen Leistungs- und Daseinsvorsorgestaates. Staats-
ideengeschichte ohne Staatsverfassungsgeschichte und Staatswirklich.k1.e-
schichte ist irreführend. Überschneidungen zum 2. Kapitel über d 
sungsgeschichtlichen K.itext lassen sich des!, „..!b nicht vermeiden. 
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B. Werturteile als Voraussetzung 

kekonstruktic des Werdens ud Wandels der schweizerischen Staatsidee 
veri gt dem 	er eIne Re!:. unvermeidlicher Entscheidungen ah, 
welche die 	 in-hohem Masse präjudizieren. Eine erste Entschei 
dung betrifL 	i14uligszusalrnnenllang zwischen Idee und Wirklichkeit, 
eine zweite die Auswahl der Quellen, eine dritte die thematische Selektion, 
eine vierte das Verhältnis von systematischem und chronologischem Gedan-
kengang.  

a. Idee und 	dichk 

2 Derber (1973)4 
3 Constu':uuu: 	97211829) Bd. 'u:, -116: „Nur Ideen sind aktiv; sie sind die Beherrscherin 

ne. 	ihnen ist die herrschaft über das Unversum gegeben" 	Oswald 
(l94u 

	

	•: ‚Wie die Ideengeschichte zeigt, sind alle grossen politischen Fortschritte 
;uuuhilosophischen Schriften vorbereitet und begleitet w>1uu'" - Ähnlich 

889) 106 und Le Bon (1895)1 
4 \1;/5igels(1848)11 
5v97-  / 1843)218 

(1978) II: ‚J)k Geschichte 	r 4chweii 	kann auf die jeweiligen Ai-.vor 
uu4ckgcführt weu1'u'. .iu:: die heischenden Klassen auf die wirtschaftlichcc 
iigkeiten geg r u4" — Ähnlich Grimm (1931) 9 

keit und deren Widersprüche das politische Bewusstsein, und das politische 
Bewusstsein wiederum entwickelt gestalterische Kraft zur Bewahrung oder 
Veränderung von Verfassungsrecht und Vrfassungswirklichkeit. lleivetik, 
Regeneration und (T-4:nderzeit des Bundesstaates waren wesentlich von den 
demokratischen und rcchtsstaat1ft€•:n deen der Aufklärung, der britischen, 
amerikanischen und französi.. iolution vorbestimmt, während umge- 

T:t die Ideen des Föderali... 4 - '.emeindeautonomie, der Milizpolitik, 
. - ekten Demokratie, der Konkordanz in der politischen Wirklichkeit ai: 

Ox entsprechende Ansätze entdeckten, nachträglich rational begründeten 
weiterentwickelten, Die Sozialstaatsidee ist Wirklichkeit geworden 

oder gerade wegen - der grundsätzlichen Beibehaltung der Eigen-
tumsordnung. 

Politische Ideen sind teils Erfindungen, teils Entdeckungen. Sie sind teils 
Ausdruck, teils Rechtfertigung der herrschenden Ordnung, aber auch aus der 
Kritik am status quo entwickelter alternativer Entwurf. Meist lassen sich Idee 
und Wirklichkeit nicht streng nach Ursache und Wirkung isolieren. Über-
haupt sind Ideen ein Teil der Wirklichkeit und umgekehrt. Das, was Staaten 
wirklich sind, „ist wesentlich dadurch bestimmt, wie darüber gedacht wird, 
was sie sind" 7  

‚tdSdil der 

w , - t an die Urspri1uuu!.; 	iul iLu ! 	der politischen Idee.: 	::ranzukom- 
Je ....-. 	Materialien, von Berich- 

: :. .... 	 ':I...i::-. ::‚ u.u. . 	.kollen, Zeitungen, Flugschriften usw. 
Überblick aus forschungsökonomischen 

Gra .....- ;-‚':: 	;-; 	-....... ..ir stützten uns überwiegend auf die Werke von 
uuli,ik:.. . -  -:...‚:.uu - ........... 	uhtlern und Verfassungshistorit:.u. .:! vornehmlich 
... .........----.-...:4:4r.::;..,....r)ie wichtigsten dieser St,-, -„, :;. ....u.,er sind - mit 

abelle 1 festgehalten. 
Dieser Vc-r;.u4,.1.: .4 	&;ueIIenauswahI ist  

man'kan 	 iuen dass es sich vons 
kteir..;. 	............ cit nt 1.ntehlektuellen handelt 	i 	i, u.:u 	';u.::ii oft 

'.u.d erst noch überwiegend liberaler A sr 	Lu:uu suad, 
.... . i.I..u.:. ..: 54 die Gesamtbevölkerung bestimmt  

geht ihnen ab. Ihre führencu 4k:u:;:. 	'i;h in 
sen Auflagen ins Volk g.:.1.. uigen. 8  Nicht erst Jahr-

hundert  wurde das Klagelied i:estimr:u4 41 — er „eine de;-;:..tarru iue o. 

7 Stegmliller (1979) Bd. 2, XXI 
8 Feller/Bonjour (1979) Bd. 2, 625 
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heil der grossen Masse in Vaterlandskunde" 9 , die „bodenlose Unwissenheit 
in den einfachsten politischen Begriffen" 10  Indessen waren die staatstragen-
den Kräfte bisher zu allen Zeiten in allen Staaten der Welt eine Minderheit. 
Man darf wohl annehmen, dass die Werke der Staatsdenker von Beruf einiger- 
massen ein Abbild jener politischen Ideen vermitteln, die z 	inner- 
halb der politischen Führungsschicht im Schwange waren, 	 und 
Lehrer, Theoretiker und oft auch Praktiker der Politik hJ. 	sie mit ihren 
Ideen die politisch engagierten Zeitgenossen direkt oder indirekt beeinflusst 
und das damalige Ideengut den nachfolgenden Generationen überliefert. 

c. Thematische Selektion 

Bei der Durchführung der Forschung, erst recht angesichts der Stoffülle der 
hier behandelten Thematik, ist der Forscher laufend gezwungen, subjektive 
Wertungen vorzunehmen, indem er das verfügbare Material sichtet, gewich-
tet, auswählt, aussondert, gliedert, strafft und zusammenfasst. Wenn das 
so ist, dann sollte sich der Forscher wenigstens bemühen, sich selbst 
seine Auswahlkriterien klar zu werden und sie dein Leser 
machen. 

Im Sinne der erwähnten Ex-post-Rekonstruktio 	2 
davon aus, dass di 	.weizerische Staatsidee der 	wesentlicL 
den Grundwerten Si2erheit, Demokratie, Rechtsstaat und Sozialstaat 2 ... 
stimmt wird. Ferner nehmen wir an, dass die Entwicklung der schweizeri-
schen Staatsidee schwergewichtig durch die zeitliche Abfolge von der kollek-
tiven Sicherheit über die Demokratie und den Rechtsstaat zum Sozialstaat 
gekennzeichnet ist. Wir versuchen diese Entwicklung in einem Begründungs-
zusammenhang zu erklären als einen Prozess von „trial" und „error", Jed.r 
Grundwert birgt Gefahren in sich, wenn er auf Kosten anderer (G . 
Werte übertrieben wird, und ruft deshalb nach Korrektiven. 

Politik ist wesentlich Experimentieren. In jedem „Versuch" stecken „irr -
tümer", und diese „irrtümer" provozieren neue „Versuche". Die praktisch-
politj,cIie Erfahrung weist immer wieder auf neue Lücken, auf unbeabsich-
tigte und nicht voraussehbare Nebenfolgen hin. Das übertriebene, einseitige 
kollektive Sicherheitsdenken 1hrt zu Nationalegoismus, wenn es nicht durch 
die internationale Solidarität korrigiert wird bzw. zu individueller und politi- 

9 1.is(1877)Bd. 1, XI 
10 :. .yer(l875) lid. 2,456 
Ii Bonjour (1970) Bd. 4, 14: Der Forscher „wertet stets, auch wenn er dessen nicht inne 

wird. Schon wenn er aus der ungeheuren Stoff'ülle eine Auswahl trifft, bedeutet das 
Stellungnahme". 
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2: D 	;gische Vie1 	Ch/tLt ;.en Staatsidee 
.................... 

erte 

Sich:: 

Demokri 

'olkssouveränität, Gleich-
eit, individuelle Freiheit 

Versammlungs-, Miliz-, 
präsentative, halb-
.rkte, föderative 

taat 

tegalität, Konstitu-
ionalismus 

ilachtteilung 

Sozialstaat 

Caritas und Fürsorge 

Nationalegoisnius 

Mehrheit 

O: 

Tyrannei 	:zK•ren 

Gefährdung der 
hftlkhCfl 

Gefährdung von 
Rechtsstaat, Denrn-
kratic und Födera-
lismus 

Korrektive 

Internationale 
Solidarität 

ktie 

Föderalismus 

Proporz 

Konkordanz 

Rechtsstaat 

Drittwirkung von 
Grundrechten 

Zweite Ebene der 
Demokratisierung 

zialstat 

scher Unfreiheit, wenn es nicht durch die Korrektive des Rechtsstaates 'ml 
der Demokratie eingedämmt wird. I)cr Demokratie, zumal der besonderen 
Form der schweizerischen halbdirekten Demokratie, droht die Gefahr der 
Mehrheitstyrannei und der Oligarchisierung Die wichtigsten Korrektive sind 
der Föderalismus, der Proporz, die Konkordanz und vor allem der Rechts-
staat. Der durch Freiheitsrechtegarantien, Legalitätsprinzip und Machttei-
iungsprinzip konstituierte Rechtsstaat vermag soziale Ungerechtigkeiten ur 
d: Tyrannei der (wirtschaftlich) Stärkeren nicht zu verhindern. Die Kor.:k- 

ve werden in der Drittwirkung der Grundrechte, in der Demokratisierung 
der Gesellschaft und vor allem im Sozialstaat gesucht. Dieser wiederum ge-
fährdet durch staatliche Bevormundung des Bürgers die Demokratie, durch 
Zentralisierungstendenzen den Föderalismus, durch staatliche Machtkonzen-
tration den Rechtsstaat und durch quantitatives Wirtschaftswachstum die 
natürliche Umwelt. Deshalb bedarf der Sozialstaat der Kz . ::i ve  Die poli-
tische Auseinandersetzung um geeignete Korrektive zu.. -, sozialstaat ist 
gegenwärtig im Gang, ohne (lass sich darüber ein Konsens abzeichnet. 

Auch dieses Gerippe unserer Ex-post-Rekonstruktion ist natürlich fragwür-
dig. Es besteht keine völlige Einhelligkeit über die wichtigsten Grundwerte 
der schweizerischen Staatsidee. So hat die Expertenkommission für die Vor-
bereitung einer Totalrevision der Bundesverfassung die nach ihrer Meinung 
.vnthjchen Elemente des schweizerischen Staatsverständnisses auf die 
Fnel gebracht: „Die Schweizerische Eidgenossenschaft ist ein demokrati-
scher, freiheitlicher und sozialer Bundesstaat." 12  in dieser Formel vermisst 
man die Idee des Rechtsstaates. Hier liegt aber nur scheinbar ein Dissens vor. 
Denn der Verfassungsentwurf enthält alle Elemente des umfassenden Rechts-
staatsbegriffs. Dafür erscheint 	der Formel der Expertenkommission der 
„Bundesstaat" als Grundwert, während er in unserem Ilypothesengerüst 
lediglich unter den „Korrektiven" auftaucht. Dazu muss als allgemeine Ein-
schränkung festgehalten werden, dass die in unserer Darstellung als „Korrek-
tive" eingeordneten Ideen zum Teil durchaus einen eigenständigen Wert be-
sitzen. Das gilt ganz besonders für die Idee des Föderalismus. 
erfuhr, der Föderalismus 1848 bei der Begründung un 
Bundstaates eine neu(: 	... 	 ...... von Föderalist.:': 
ment zur Verhinderunv............. 	ischen 	 den 
wurde. 

Fragwür 	. 	Zuordnungsproblcn:: 	:.: esuc einer ratio- 
nalen Rekkii der schweizerischen Staadee, „Lie politischen Ideale 

12 Verfassungsentwurf 1977, Art. 1.— Expertenkommission T..;:lrevision (1977)21 
13 Segesser (1879) Bd. 3,329 
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lassen sich so wenig wie die religiösen Ideen restlos vom Verstand erfas-
sen . ." Die Rationalität unseres „Sinngcrüsts" vermag deshalb der 
schweizerischen Staatsidee, in der auch metaphysische Elemente mitschwin-
gen, nicht voll gerecht zu werd:-n. 

d. Gedankengang 

Das geschilderte Konzept stellte uns vor das Dilemma zwischen systemati-
schem und chronologischem Gedankengang. Die Abfolge vom Sicherheits-
staat über c .mokra tie  und den Rechtsstaat zum Sozialstaat wird in der 
tatsächlichei ideen' und verfassungsgeschichtlichen Entwicklung mehrfach 
durchbrochen. Demokratische und föderale Strukturen gab es schon in der 
alten Eidgenossenschaft Wesentliche rechtsstaatliche Elemente finden sich 
bereitr . ....?jt der llelvetik und der Regeneration. Sozialstaatliche An- 
sätz 	C.LC'i im 19. und frühen 20. Jahrhundert festzustellen. Anderseits 
hat 	k'ee der internationalen Solidarität erst spät entfaltet. Bei sol- 

zwischen systematischem Konzept und zeitlichem Ablauf 
haben wir der Systematik den Vorzug gegeben. Das hat in der fortlaufenden 
Darstellung zeitliche Durchbrechungen zur Folge, teils Vorgriffe (internatio- 

.e Solidarität), teils Rückgriffe (E 	txn. zu den Abschnitten Demokra- 

tv., Föderalismus, Rechtsstaat und . ;; ci...... 

C. Werturteile als Jp1j: 

a. Wertengagement 

Trotz des Bemikuns um kritische Distanz, uni eine gewisse Zurückhaltung 
dci ‚g•nen inhaltlichen Wertung der schweizerischen Staatsidee, schimmert 
das Wertengagene.nt der Autoren durch. Wir wollen auch kein lieht daraus 
machen, dass . . allen Mängeln und Fragwürdigkeiten zum Trotz vom 
Wert der schwed.i.ischen Staatsidee überzeugt sind. Wir haben nicht einmal 
den Versuch unternommen, aus dem Paradigma des unabhängigen, denio-
kratischen, föderativen und sozialen Rechtsstaates auszubrechen. Die Ent-
wicklung der schweizerischen Staatsidee mit ihren fortschreitenden Ergän-
zungen, Wandlungen und Korrekturen, mit dem immer wieder neu unter-
nomnienen Versuch einer Ausbalancierung der verschiedenen, iteinanr 
konkurrierenden Gfi.:1 wette kann in' nachhinein als Ausdruck einer staats 
ethischen Logik verstden werden. 

14 M. Huber (1916)30 

NN 

Zu dieser staatsethischen Logik gehört aber unbedingt die Idee der Offenheit 
in die Zukunft hinein. Die schweizerische Staatsidee ist, wie jede Staatsidee, 
nicht. :.twas ein für allemal Fertiges. Sie muss sich neuen Entwicklungen 
anpassen. Die Ideen verändern ihren Sinn mit der Wirk!frhkeit, D 
derte Wirklichkeit erfordert neue Ideen. Und neue lp 
lichk.i Der dialektische Prozess von Staatside. ...... 
„tria Lied „error" darf nicht zum Stillstand 	 v1hde zur 
Verkümmerung der Staatsidee fuhren ')ie 1 r 	 auonsfahtg 
keit einer Staatsidee erweist sich in der Dialcj k. 	.rung und Ver- 
aderung. Montesquieu: „Ein freier, des 	 iewegung bnd- 
licher Staat kann sich nur behaupten, 	a er durch eigene Geu: e  
Korrektur fähig ist," 15 

Sicherheit 

A. Der Gendwert Sicherheit 

Sicherheit 

Immer wieder stou:e 	 udtischen Literatur auf den My or vo 
der „uralten schwce' olksfrejhejt" 16,  vom Freiheitsdrang dci !id-
genossen, wie er schee die Germanen eigen gewesen sei 17  und wie ihn 
Friedrich Schiller im „Wilhelm TeIl" darstellte (,‚Wir wollen frei sein, wie die 
Väter waren"). Unter dieser „Schweizer Freiheit" verstand man nicht die 
Freiheit des Individuums, sondern die Freiheit des Kollektivs. 18  Sie war auf 
äussere Unabhängigkeit gerichtet, auf Freiheit vor fremder Herrschaft und 
auf lokale Selbstverwaltung. Im Mittelalter bedeutete dies. des Stre- 
ben nac!'. Reichsunmittelbarkeit und nach Ablösung der 	.t:;E:fl - mit- 
hin 	einer prvilegierten Stellung des KolIektiv., 19 .r 	ge11össische 

la 



Bündnissystem erschien als ein Mittel der einzclr Orte, ihre Unabhängig-
keit und Privilegien („Rechte") zu wahren und C:: ..':4ung im innern auf-
rechtzuerhalten 20 

Obwohl sich nach 1798 durch den Einbruch liberaler Ideen der li3 1 1 ,  des 
Freiheitsbegriffs wandelte, knüpfte der normative Gehalt der äusseren Unab- 
hängigkeit an die „alte Schweizer Freiheit" 	.i Zeiten der äusseren Re- 
drohung treffen wir auf entschlossene 	 die Unabhängigkeit mit 

alleh MittcxT 	in den Tod züi verteidigen. 	Unabhängigkeit wurde 

von Liberalen zum obersten Staatszweck proklamiert 22  1919 hielt der Bun- 
srat fest:„Unser höchstes politisches Gut ist die Unabhängigkeit” 2 

Ui risch bestätigt sich Friedrich Dürrenmatts Verdacht, ‚die Freiheit des 
der Unabhängigkeit der Schweiz zu opfern". 24 Bis in die jüngste 

.IflCI.fl ersc .c 	k.: Wert der Unabhängigkeit evident; er war emotiona: 
ationalen Legitimation bedürftig. 

Ni:Hität wurde folgerichtig nicht als Ziel, sondern 
zuu ..... .....jahhängigkeitsbehauptung verstanden. Im Gegen-

satt zu den Verfasswg:uutwürfen VO;! 	 25 findet sich 	Neutralität 

im Zweckartikel der Bundesverf;: 	 nicht. 	.echende: 

Antrag wurde von der Hgsati'u 	 idu 	/ 	 an könne 

wissen, ob die Net!t 	 .i 	 :•t. 	 1 	Selbständig- 

verlassen werden eine zur Zeit 

„angemessen erscheir::.n.dn Massregel, um die Un*gkeit der Schweiz zu 
sdern". 26 Die ist als politische Idee ftdeckung, nicht eine 

iuf jahrhundertelan.er 	::fChe Erfahrung. Wie 

Wund: r: sn: 	erscheinen, dass dL 	f.ffe 	::frbunderte von 

20 Meister (1786) 438. -- Nabholz (1916) 174.— fIs (19 --"*' 	Heusler 

	

(1920) 208,— W.Burckhardt (1931) 113.— Ff:( 	(1978) 
102 

21 Am 21. März 1938, zehn Tage nach dem Einmarsch deutscher Truppen in Österreich, 
erklärte Bundespräsident Baumann vor dem Nationalrat: „Das Schweizervolk ist 
und muss einig bleiben in dem Willen, das unvergleichf;d Vaterland, das Gots 

	

gegeben hat, gegen jedermann und bis zum letzten A 	 s, was es wolic, zu 
verteidigen." In gleicher Weise äusserte sich an:::t ::.i: ::r /.: sozialdemokra- 
tische Führer Robert Grimm. Vgl. Amtliches S7 	::.fr. der Bundes- 
versammlung. Nationalrat, 48. lg. (1938) 149, ISt 

22 So von Dubs (1878) Rd. 2, 189 
23 Botschaft Völkerhund(1919)94 
71 F. Dürrenmatt (1969) 67 
27 '7iser/Strickier(1901) 2171' 	 . 
27 Af schied der oden1ichen eidgenössischen tagstziiti des Jites 1847, IV. Teil, 

Vhandkitig betreffend Revision des hundsvr1rages, 51 

7uropäische . ;2t12/.fl. :/::i Kustrophen verschont geblieben is:: 3chon die 
7enpto.: : 	.. •:.: : . : i : .::: .: 3. Jahrhunderts sind von der dankbacn tYberzeu- 

. .: die Eidgenossenschaft in Gottes Vorsehung ihre begna- 
uu)c•, vei! sie vor Völkerplagen wie Krieg und Tyrannei ersicht- 

77tet blieb". 27  Auf der tiefverankerten historischen Erfahrung, dass 
uuabhängigkeit der Schwei • 	erfolgreichsten dkIrr1 d Neutralität 

.:f.ren sei 25,  beruht der fa 	.n.oiische Wert dien 	1:1.npolitis.1/e/ 
Maxime, ja die Legitimation 	. .weizerischen 	hrw e 	erh!'. . 
Völkergemeinschaft überhaupt. i'cht ohne 	 .. ....... 
T'nerung an die kriegerischen IIe1d'.1.en 7:k ":....................... 	71C 

:.uNeiz dazu durchgerungen, den,  
:gfl und „in kleinem Krei  

aussenpolitische Enth 	 ‚.2 ........................................ 	einer 
lugend umgedeutet. Von da 	..f 	....//.:f 	.Wf:,'ur1 7un.g der 
Schweiz 31  ist nicht mehr weit, j7:•::77f .........1 	1 /7B 1. .. d 	e1inken  her- 
ausgeschält, die je nach 	 aren Die 
Idee des republikanischden1okratf;.(i..r:: ., 	i'ertu.ms, die Idee der fried- 
lichen Völkerversöhnung und die Idee des humanitär-karitativen Wirkens, 32 

1. 

Das alteidgenössische Bündnissystem atu auch den Zweck, die im'ere 
Sicherheit in den Ständen zu gewährleisten. Das Stanser Verkommnis von 
1481 war aus der Sicht liberaler Geschichtsschreiber, die mit der staaten-
bündischen Vergangenheit abrechneten, ein Bund der Herren, in dem sich die 
Regenten in den eidgenössischen Orten wechselseitig ihre Sessef gegen Auf- 

27 	J..o (1938)15 
28 3. !77v::r (1875) b/II. 2,288. - Während der IIe!vetlk zei:u:'::. 1.7i 7ii.. bösen Folgen der 

Neu trali 	isgabe;vgl. Bonjour(1970)Bd, 1,149 
‚29 Ililty (1 	74, meinte, der Geist der Grossmachtpolitik schlummere noch immer im 

grössten Teil der Bevölke/.:/:c. 4an könne „nie ohne lebhafte Bewegung freudigen 
Stolzes die Geschichte der 7c7lchten von Grandson, Moden und Nancy lesen" (62). 

30 Feiler (1938)9. - Auch Bonjour (1939) 34 
31 Bluntschli (1875) 554: Die Schweiz hat eine „grosse und eigentümliche Mission". - 

Flilty (1875) 33 und 259 1'. - Oreffl (1885) 5 und 90. - Zurückhaltend Schindler 
(1948) 203. - Kritisch Grlmrli (1920)7 

32 riel (1967) i21 



B, Gefahren einseitigen Sicherheitsdenkens 

a. Nationalegoismus 

Nach dem Ausbruch des Ersten Weltkrieges hielt Carl Spitteler am 14. De-
zember in Zürich jenen berühmten Vortrag, in dem er den „Schweizer Stand-
punkt" darlegte. „Wohlan", mahnte er zum Schluss, „füllen wir angesichts 
dieser Unsumme von internationalem Leid unsere herzen mit schweigender 
Ergriffenheit und unsere Seele mit Andacht, und vor allem nehmen wir den 
Hut ab, Dann stehen wir auf dem richtigen neutralen, dem Schweizer 
Standpunkt." 37 Dieser „neutrale Standpunkt" ist von europäischen Völ-
kern, die im Kriege verstrickt waren, immer wieder als unmozalisch und feige 
verurteilt worden. 38 „Neutralität an sich schon ist recht eigentlich Gesin-
nungslosigkeit", schrieb Hermann Graf Keyserling. 39 Mehr noch: Verfolgt 
die Schweiz nicht bloss passiv das Elend auf der übrigen Welt, sondern profi-
tiert sie auch noch davon? „Fast in allen europäischen Waffenkämpfen hat 
die alte Eidgenossenschaft mit den Kriegführenden einen schwunghaften 

Handel getrieben 	‚", 40 Ist die Schweiz, wie es Lenin formuliert hat, eine 
„Nation von Hehlern", hat sie sich Wohlstand und Friede „uni den Preis der 
Seele" 41  erworben? 42 

b. Unfreiheit 

Um die äussere Unabhängigkeit zu sichern und die Ordnung im Innern auf-
rechtzuerhalten, verfügt der Staat über Machtmittel, über das „Monopol legi-
timen physischen Zwangs" 43 . Allein das Vorhandensein des staatlichen 
Machtapparates - über den ja wiederum Menschen disponieren müssen - 
birgt die Möglichkeit des Machtmissbrauchs in sich, Der Staat erscheint so, 
paradoxerweise, als Garant 44  und Bedroher der individuellen Freiheit zu-
gleich. Übertriebenes Sicherheitsdenken, zu weitgehender Staatsschutz 45  hat 
die Unfreiheit des Individuums zur Folge, wie umgekehrt zu grosse indivi-
duelle Freiheit die Sicherheit von Gesellschaft und Staat gefährden kann 46 . 

Die praktische Politik bewegt sich 'im Spannungsfeld zwischen den Polen 
Sicherheit und Freiheit. Zur Illustration: Vor dem Generalstreik von 1918 
verdächtigte die bürgerliche Regierungskoalition die politische Linke, einen 
gewaltsamen Umsturz zu planen. 47  Um die innere Sicherheit zu gewährlei-
sten, erschien es dem Bundesrat gerechtfertigt, das stärkste Machtmittel, die 
Armee, einzusetzen. In den Augen der Arbeiterbewegung war der Einsatz der 

33 Versammlung auf dem Rosenberg (1832) 9: Das Stanser Verkommnis heiligte den 
„freiheitsmörderischen Grundsatz.., Volksbewegungen in den Kantonen durch Auf-
gebote der Gewalt einander zerdrücken zu helfen". - Siehe auch J. Meyer (1878) 
Rd. 1, 468.— Ähnliche Vorwürfe wurden auch gegen die Mediationsakte von 1803 
erhoben. - Jagmetti (1921) 140, nennt sie eine „Assekuranzanstalt für Regentenses 
sei". 

34 llilty (1875) 156, 160, 235.— J. Meyer (1878) Rd. 1,444,472, —Curti(1882) 37.-
W. Burckhardt (1931) 115 

35 Peyer(1978) 101 
36 Aus der Schweizergeschichte vergleiche: Werdenberger-Handel 1705--172 1, Aufstand 

des Major Davel in der Waadt 1723, Verschwörung des Samuel tlenzi in Bern 1749, 
Livinenhandei 1755, Waser-Prozess in Zürich 1780, Revolution von Chenaux 1781 in 
Fribourg, Stäfner Handel 1794/95. 

37 Spitteler(l947) 594 
38 So schon während des Dreissigjährigen Krieges oder bei der Zurtickwerfung Napoleons 

(siehe Bonjour (1970) Rd. 1,175. Frei (1967) 18,20 und 70 f) 
39 Keyserling(1929) 302  

40 Bonjour (1970) Rd. 1, 59 
41 Rongemont (1965) 223 
42 Greyerz in: Handbuch (1980) Rd. 2, 1227: „Exportwirtschaft und Grosshandels-

kreise erwiesen sich als ziemlich unempfänglich für die Anwendung ideologischer 
Einschränkungen auf ihr Geschäft." - Vgl. Ziegler (1976) 10, 48, 164 

43 Weber(l92l)29 
44 Popper (1957) Rd. 1, 158: „Freiheit jeder Art ist klarerweise unmöglich, solange sie 

nicht durch den Staat gesichert wird." - Siehe auch Rawls (1979) 242 
45 Rousseau (1762) 11/5: Wer das gesellschaftliche Recht angreift, wird durch seinen 

Frevel zum Rebellen. „Jetzt ist die Erhaltung des Staats mit seiner E rhaltung unver -
einbar, einer von beiden muss untergehen . . .". - Kägi (1945)64 

46 Platon, Der Staat, 563e - --564b: „Die übergrosse Freiheit schlägt offenbar in nichts 
anderes um als in übergrosse Knechtschaft, sowohl für den einzelnen als auch für die 
Stadt" 

47 Botschaft des Bundesrates betreffend das Truppenaufgebot und die Streikunruhen 
vom 12. November 1918(111111918V 63-73). - F. Fleiner(1923) 534. --- M. Huber 
(1934)8 
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Armee gegen Streikende eine Unterdrückung ihrer Freiheit. Sie sah im bür-
gerlichen Staat, ganz im Sinne der marxistischen Theorie, den Handlanger 
des Kapitalismus. 

C'. Korrektive Zum einseitigen Sicherheitsdenken 

a. 	'ernationale Solidarität 

Die Kritik am Nationalegoismus und die Forderung nach internationaler Soli-
darität als Staatsaufgabe. ist überwiegend neueren Datums. Das ist verständ-
lich. Im 19. Jahrhundert galt es zu allererst, die neue Ordnung im eigenen 
Haus zu konsolidieren. Solange im Zeichen des Minimalstaates „die Sorgfalt 
des Staates für das positive Wohl der Bürger" im eigenen Lande als „schäd-
lich" galt 49  lag erst recht eine staatliche Auslandhilfe fern, Erst mit dem 
Aufstieg der Schweiz zu einem der reichsten Länder der Welt, der glücklichen 
Schonung der Schweiz in den beiden Weltkriegen, (1cm Tiefstand des auslän-
dischen Respekts vor der schweizerischen Neutralität am Ende des Zweiten 
Weltkrieges, der ausländischen Kritik am Schweizer Solidaritätsdefizit, dem 
Durchbruch der Sozialstaatsidee nach dem Zweiten Weltkrieg, der wachsen-
den internationalen Verflechtung, der Bevölkerungsexplosion in den Ent-
wicklungsländern, dem Bewusstwerden der Not in aller Welt aufgrund der 
modernen Nachrichtentechnik usw. gewann die Idee der staatlichen Ausland-
hilfe an Boden. Aber dieser Boden ist steinig geblieben. Private Hilfswerke 
stossen eher auf Sympathie als staatliche, spontane Nothilfe eher als geplante 
Entwicklungshilfe, kleine Projekte eher als grosse, nationale Programme eher 
als internationale. Die Skepsis gegenüber Effektivität und Effizienz der von 
den Grossmächten beherrschten internationalen Organisationen ist latent. 
Die Verwerfung des IDA-Kredits in der Volksabstimmung vom 13. Juni 
1976,   die Umgehung des Referendums über eine Verfassungsgrundlage für 
die internationale Entwicklungszusamnienarheit und humanitäre Hilfe, die 
Verschiebung der Volksabstimmung über den UN-Beitritt zeugen davon. 

Zwar fehlte es in der Schweiz nie an Stimmen, die tätige humanitäre Hilfe 
für die Leidenden ausserhalb der Landesgrenzen forderten. Die Schweiz hat 
eine lange Tradition als Asylland für politisch Verfolgte aller Schattierun-
gen. 50  Aber die Neutralität ist älter als deren internationale Dienstielstungs- 

48 Grimm (1931) 204. llardmeier (1957) 27. Guiner (1968) 989, - Arbeitsgruppe 
(1975) 100 

49 llnmholdt (1792) 111 
50 flluntschui ( 1875) Rd. 1, 557. - Orelil (1;S)  90. - i3onjour (1970) Bd. 1,63 f  

funktion. Die Anfänge der mit der Neutralität bewusst verbundenen inter-
nationalen Dienstleistungsfunktion liegen in der zweiten 1 lälfte des 19„ Jahr-
hunderts. Die glückliche Kombination von Itenri Dunants Idealismus 51 
Henri Dufours Realismus und Gustave Moyniers juristischem Scharfsinn 
führte 1863 zur Gründung der Internationalen Organisation des Roten 
Kreuzes, 1 864 zur Einberufung der ersten Genfer Konferenz durch den Bun-
desrat und zur Verabschiedung der ersten Genfer Konvention und in der 
Folge zum ständigen diplomatischen Mandat des Bundesrates und des aus-
schliesslich aus Schweizern zusammengesetzten Internationalen Komitees 
vom Roten Kreuz für die Weiterentwicklung des humanitären Kriegsvölker-
rechts. Die internationale Dienstleistungsfunktion der dauernden Neutralität 
der Schweiz wurde erweitert durch die Wahrnehmung „guter Dienste" ab 
dem deutsch-französischen Krieg 1870/71 und ergänzt um die Jahrhundert-
wende durch die Lancierung der Schiedsvertragsidee zur Schlichtung inter-
nationaler Konflikte. Nach dem Ersten Weltkrieg solidarisierte sich die 
Schweiz mit der Völkerbundsidee. Max Huber entwarf eine Satzung des 
Völkerhundes 52,  die sich freilich nicht durchzusetzen vermochte. Die 
Schweiz modifizierte die Neutralitätskonzeption, indem sie sich zur Teil-
nahme an wirtschaftlichen Sanktionen des Völkerbundes gegen Friedens-
brecher bereit erklärte. Bundesrat Motta spielte in der Anfangszeit des 
Völkerbundes eine sehr aktive Rolle und ermunterte Carl Burckhardt zur 
Obernahme des Völkerhundsmandates in Danzig. 53  Im Zweiten Weltkrieg 
verstärkte das IKRK unter der Präsidentschaft Max Ilubers seine Dienste 
zugunsten der Kriegsopfer. Seit dem Zweiten Weltkrieg öffnet sich die 
Dienstleistungsfunktion der Neutralität zunehmend von der europäischen zur 
universellen Dimension und von der Hilfe im Krieg zur Hilfe im Frieden. 
Entwicklungszusammenarbeit, humanitäre Hilfe, Katastrophenhilfe und der 
Beitrag an friedenserhaltende Operationen der Vereinten Nationen wurden 
sukzessive ausgebaut. 

Ausdrücklich als Leitmotiv der schweizerischen Aussenpolitik erwähnt ist 
die internationale Solidarität wohl erstmals in einer Ansprache von Bundes-
rat JValonder während dem Ersten Weltkrieg. 54  In der Zwischenkriegszeit 
findet sich die Idee wieder hei Bundesrat Motta, 55  Bundesrat Petitpierre 
prägte nach dem Zweiten Weltkrieg die Formel „Neutralität und Solidari- 

31 Dunant (1862) 
52 Botschaft Völkerbund (1919) 231 if 
53 C. J. Bnrckhardt (1960) 
54 Frei (1967) 82 
55 Amtliches Stenographisches Bulletin der Bundesversamrnlung, Ständerat, 46. lg. 

(1936)33 
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taG 56. Bundestat Wahlen ergänzte sie durch den Begriff der ‚Disponihuität" 
zur Leistung guter Dienste. 51 Freilich entdeckt man auch in Regierungs-
erklärungen immer noch nationalegoistische Abschwächungen des Solidari-
tätsgedankens, so wenn die Solidarität definiert wird als ‚Ausdruck einer 
richtig verstandenen Politik zur Wahrung der Unabhängigkeit" 58 oder als die 
"grundsätzlich kein Land ausschliessende Bereitschaft zu gegenseitigen
stungen im ausgewogenen Interesse aller jeweils betroffenen Partner" 59 Die 
Diskussion um die Totalievision der Bundesverfassung hat die Idee der inter-
nationalen Solidarität vermehrt wachgerufen. Nach dem von alt Bundesrat 
Wahlen formulierten Vorschlag für eine neue Präambel der Bundesverfassung 
soll die Schweiz bestrebt sein, ‚einen dauernden Beitrag an die Förderung 
der Wohlfahrt und des Friedens im Lande und in der Völkergemeinschaft zu 
Ichten" 60 . In der vorn Schriftsteller Adolf Muschg entworfenen Präambel 
des Verfassungsentwurfs von 1977 wird die „Pflicht, mitzuwirken am Frie-
den der Welt" statuiert; und unter den Staatszielen ist festgehalten (Art. 2): 
Der Staat ‚wahrt die Unabhängigkeit des Landes und setzt sich ein für eine 
friedliche und gerechte internationale Ordnung" 61 

b. Demokratie 

‚E)an1it die Macht nicht missbraucht werden kann, ist es nötig, durch die 
Anordnung der Dinge zu bewirken, dass die Macht der Macht Schranken 
setzt" 62 Als eines der wirksamsten Korrektive gegen den Missbrauch der 
Staatsmacht kann die Demokratie gesehen werden. Die Machtunterworfenen 
werden an der Bildung des Staatswillens beteiligt, die Träger der Staatsmacht 
werden von ihnen ein- und abgesetzt. Dic Demokratie bildet naturgemäss 
eine grössere Garantie für den Bestand der Lreiheitsrcchte als eine andere 
Staatsform." 63 

56 Petitpierre (1980) l86 ff 
57 Wahlen (1900) ,23 1) f 
58 Ilundesblatt 1968 11208 
59 flumidesblatt 1973 1 889 
60 Arheitsgumppe Totalrevision (1973) lId, 6, 61 
61 lxpem tenkonunission Totalrevision (1977) 24 
62 1 )ie he ülunte l 2 om mulierung von Monlesquieu (17 ,18) XI/4 

63 Giacomelti (1949)245. 	Kaiser (1859) lId. 2, 114: Kein Volk sündigt ununtebro 

ehen hut, wohl aber einzelne, hochgestellte Fürsten in ihrer Verblendung. 	1 lilty 

(1875) 297: Es ist auf' die Dauer besser, dass (leg etwas welliger erleuchtete Wille der 
Bevölkerung geschehe als der allein noch höher stehende der Regenten Siehe auch 
E. Heiter (1923) 763 

3. Demokratie 

A. historischer hintergrund 

Die 1 lelvetik bildete den Wendepunkt in der Entwicklung des schweizeri-
schen Staatsrechts. 64  Das Ende der alten Eidgenossenschaft 1 798 bedeutete 
auch ideengeschichtlich eine tiet'e, in der Entwicklung der Schweiz einmalige 
Zäsur. 65  Artikel 2 der ersten helvetischen Verfassung vom 12. April 1798 66 

proklamierte die Volkssouveränität: „Die Gesamheit der Bürger ist der Sou-
verän oder Oberherrscher." Und in Artikel 5 hiess es: „I)ie natürliche Frei-
heit des Menschen ist unveräusserlich." Damit kamen zum erstenmal natur-
rechtlich-demokratische Prämissen zum Durchbruch, was ideengcscltich tlich 
eine Revolution, einen Paradigmenwechsel bedeutete, Erst nials erfolgte eine 
überwiegend rationalistische, nicht mehr traditional-religiöse Verankerung 
des Staates, Schon die Tatsache, dass der Staat nun seine Legitimation aus 
einer geschriebenen Verfassung schöpfte, kam einer Umwälzung gleich. Prak-
tische Taten des helvetischen Einheitsstaates folgten: Die Llntertanengebiete 
wurden befreit, die Feudalverhältnisse beseitigt, Fantitienoligarchien gestürzt, 
das Ständewesen zertrümmert, Freiheitsrechte institutionalisiert (so die Nie-
derlassungs-, die Gewissens- und die Gewerbefreiheit), die funktionale Gewal-
tenteilung eingefiihrt. 67  Die Volksabstimmung über die zweite helvetische 
Verfassung vom 25. Mai 1802 68  war (las erste gesamtschweizerische Plebis-
zit. 

Die neuen, umwälzenden Ideen wurden, wie man gerne formuliert hat, 
„auf den Bajonetten französischer 'truppen" ins Land gebracht. Sie trafen 

64 Giacomnetti (1941) 548 
65 Kaiser (1875) 36. 	1 Meyer (1878) lId, 1, III. 	Jagvnetti (1921) 71, 	Rappard 

j 1936) 30. 	A. Sinehelin, in: handbuch (1980) 1W. 2,835 1' 
66 Eranzösischer 'text siehe Nabholz/Kläui (1947) 169 ff; deutscher Text Bluntschli 

(1875) lId. 2,305 ff 
67 Ililty (1878) 216: Das seien Vertassungsartikel, „die wie Sterne aus der Nacht der 

alten und aus dem dichten Nebel der späteren restaurierten Zeit zu uns hinübenleuch 
teil,‚ ‚" (siehe auch S. 61)4). Dändliker (1881) 2: ‚‚l )a kam, durch französische 
Waffen gefördert, die Revolution, und machte, . ‚ mit einem Schlag der auf so )gilt)-  
melschreiendenm Unrecht ruhenden Herrlichkeit ein Ende," Vgl. auch 1 Meyer 
(1 875) Bd. 2, 3. 	Anbei  (1967) Bd, 1, 9 f. 	blangartner (1980) 12. 	Carlen 
(1978)91 

68 Im Gegensatz zum Einheitsstaat von 1798 finden sich in dieser Verfassung bundes-
staatliche Ansätze, 
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die Schweiz unvorbereitet 69  und mussten gewaltsam durchgesetzt Werden' 7 0  

Nur eine schmale Bildungsehte hatte im 18 Jahrhundert die Gedanken der 
britischen, amerikanischen und französischen Revolution rezipiel t. Die 
neuen Ideen zündeten vor allem in der Waadt und in andern tjntertanenge-
bieten 71  

Doch schon bald wurden die neuen Ideen und die neu geschaffenen politi-
schen Vcrhilt nisse durch den europiischcn Krieg auf Schweizer Boden und 
die dadurch verursachte schwere Not der Bevölkerung diskreditiert. So wird 
bis auf den heutigen 'lag der helvetische Zentralstaat als Wurzel vieler politi-
scher Übel an den Pranger gestellt. 12 E)arübcr hinaus war der Bruch mit der 
Vergangenheit zu schroff. Es wundert nicht, (lass sich die neuen Ideen nicht 
so plötzlich im flewussisein breiter Volksschichten festzusetzen vermoch-
(cii. 71  Die Me(iiationsverfassung vom 19. Februar 1 803 schuf wieder staaten-
hilndische Strukturen. Als die Schweiz nach dem Sturz Napoleons ihre staat-
liche Souveränität wiedererlangte, siegte die Reaktion, Teilweise wurden die 
vorhelvetischen Zustände wiederhergestellt (s)g. Restauration). Noch im 
März 1815 forderten die urschweizerischen i.andsgenieindestinde die 
Rückgabe ihrer ehemaligen Untertanengehiete. 74 Mit dein Bundesvertrag 
vorn 7. August 181575 wurde der eidgenössische Staatenbund erneuert. 
Immerhin waren jetzt die Kantone einander gleichgestellt; Artikel 7 be-
stimmte, dass „der Genuss der politischen Rechte nie das ausschliessliche 
Privilegium einer Klasse der Kantonsbürger" sein könne. 

Doch die grossen Ideen der llclvetik blieben lebendig. 16 Ah 1830, nach-
dem die Industrialisierung der Schweiz weiter fortgeschritten war 11, gelang- 

69 Ei Fleiner (1917) 16. Mf (1934) 13 f, l'eyer (1978) 138 
70 flappard (1936) 530 
71 Jagmettl (1921) 37 f, 	flonjour (1970) ltd. 1, 121 f. 	Masuata (1978) 22 f. 

Custer (1942)51 ‚ 	Eilte kleine Illustration der 1 lerrscliaftsvcrhiltnissc In den eidgc' 

nssischeti Untertanengebielen findet sich hei Cottfricd l(lIer (1977) 13. 
72 A. Stachelin ‚ in: 1 fandhuch (1980) ltd. 2, 817: ‚‚l)ic Leistungen der Ileivetik sind 

unter schwierigen äussern liedingungen vollbracht worden." 
73 Versanmilung auf dem Rosenherg (1 832) 12'.,,.. aber unser Volk war nicht reif 

genug, jenes neue Evangelium zu erfassen". Art. 4 der helvetischen Verfassung von 

1798 proklnmiette : ‚‚Die Aufklärung ist dem Wohlstand vorzuziehen." 

74 Ryffel (1903) 176 
75 Abgedruckt bei Nabholz/Kbiui (1947) 206 if 
76 Jngmetti ( 1921 ) 115: Die Regeneration „ist die Renaissance dessen, was an der lief' 

vetik unveringlich ist". 	Diethelm (1939) 44 

77 Cmii (1882) 126. 	R. fleines ( 1 1) 17) 42, 56 f. 	Masnata ( 1978) 21, fllhrt die 

politischen Umstürze von 1798 bis 1848 auf den Zusammenbruch des ökonomischen 

Systems zurück. 

ei  

‚ 	
(cii rationalistisch-demokratische Ideen imo den Kantonen zinn I)urchhruch 
(sog. Regcneral ion). liii LInterschied zu 1 798 ging die revolutionirc flewegung 
diesnial von innen hervor 1111(1 wunic von breiten Volksmassen getragen. 78  In 
Volksversanitnlu ngen, Petitionen und Flugschriften wurden Verfassungsrevi-
sionen und die Wahl von Verfassungsrdtcn gefordert. 7 9  Eines der bekannte-
sten Dokumente ist das „Uster-s1emoria1" VO1U 22 ‚ November 1830 8 0 , das 
von einer Volksmenge von ‚‚wenigstens zwölftausend Münnern" verabschie-
det wurde. Es bekundet die Überzeugung,,,... dass in Freistaaten das Volk, 
oder die Gesamtheit der freien Bürger der ,  Souverän ist, folglich nur mit 
ihrem Willen die Verfassung abgeändert werden darf", Die Formulierungen 
des tJster-Meniorjals lehnten sich an das Ktisnachter-Meniorial des gleichen 
Jahres an, das vom deutschen Flüchtling Ludwig Snell 81  (1785-1854) all,-,- 
geKaTheitet worden war, Als Vorbild für die neuen Verfassungen, rIje nun in 
den regenerierten Kantonen ausgearbeitet wurden, diente nicht mehr die 
französische Direktorialverfassung von 1 795 8 2 , sondern die radikalere Jako-
binerverfassung von 1793 . 

Die Regeneration war eine Bewegung des Bürgertums in den sich industria-
lisierenden Kantonen, Ideelle, ökonomische und niachtpolitische Interes-
sen 84,  überlagert von Patriotismus, dringtcn nach einer neuen Ordnung. Die 
Bergkantone der Urschweiz blieben von diesem Wandel fast unberührt, Sie 
hielten an jenen politischen und ökonomischen Verhültnissen fest, die ihnen 
seit je vertraut waren. Auf fruchtbaren Boden trafen die neuen Ideen vor 
allem in den gegenüber den 1 lauptsFldten benachteiligten I.andsflidtchen und 
Dörfern sowie in den ehemaligen Untertanengebieten, wo sich die politischen 
Verhältnisse noch nicht gefestigt hatten. Die aufstrebende Wirtschaft wollte 
ihre Fesseln sprengen: Sie forderte Gewerbefreiheit und einen einheitlichen 
Wirtschaftsraum. Eine Revision des Bundesvcrtrages von 1815,  wie sie mit 
den ‚‚I.3undesurkundeentwürfn" von 1 832 und 1833 angestrebt wurde, 
scheiterte jedoch einstweilen. 

Eigene Theoretiker der neuen Paradigmen hat die Schweiz Jean-Jacqties 
Rousseau (M2-- 778) und Benjamin Constant (1767 . 1830) kann man 

78 Jagmetti (1921)95 
79 Jagmetti (1921) 98. 	Ilis (1929) 11d.. 2, 156, t:olgencle elf Kantone waren 1831 

„regeneriert,:,  111, RE, itt, ER, SO, 511, SG, AG, TG EI, Vi). 
80 Abgedruckt als Beilage hei 1 )indliker (1881) 
81 Jaginelh (1921) 100. 	Zur Bedeutung L. Snells: Kaiser (1858) ltd. 1 91; Ei Meiner 

1917) 63 if 
82 Diese Verfassung war das Musterbild hit die erste helvetische Verfassung VOII 1798. 

Jagme Ui (1921) 38.. 	Die Ihelin (1939) 29 
83 Vgl.. Jagmetli (1921)115. 	Ililty (1888)13 
84 llis(1929)Hol, 2,5 
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kaum zur schweizerischen Tradition zählen 	nicht hervorgebracht. Zwar 
hatten im 18. Jahrhundert die welschen Staatsrechtler Jean-Jacques Burlama-
qui 85  (1694-1748), Jean Barbeyrac 86  (1674 1744)und Eitler de VatteI 87  
(1714-1767) naturrechtliche Ideen vertreten. Ihre Werke fanden im west-
lichen Ausland grosse Beachtung 88 ,  kaum aber in der deutschsprachigen 
Eidgenossenschaft. Das grosse Werk der Reaktion, Karl Ludwig von flallers 
„Restauration der Staatswissenschaft", das einer Epoche den Namen gegeben 
hat, zeigte eher im monarchischen Ausland Wirkung. Die Regenerationsbewe-
gung in der Schweiz stützte sich auf ausländisches Gedankengut und passte 
dieses pragmatisch den eigenen politischen Verhältnissen an. 89 Oft bemühte 
man sich um den Nachweis, dass es sich bei den neuen Ideen um verschüttete 
altschweizerische Grundsätze handle. 

B. Der Grundwert Demokratie 

a. Naturrechtlich-demokratische Grundideen 

aa. Volkssouveränität 
I)em Grundsatz der Volkssouveränität, vage meist gedeutet als „Herrschaft 
des Volkes" 90, empfand man in der Schweiz nicht als etwas Neues, Frem- 
des: Demokratische Formen wurden in der Eidgenossenschaft - wenn auch 
nicht legitimiert durch theoretische Konstruktionen wie den „Contrat so- 

- seit Jahrhunderten praktiziert. Die Landsgemeinde verkörperte an- 
c•ulich die höchste und unumschränkte Macht des Volkes. 91  Diese Ver- 

sammlungsdemokratie hatte weit über die Grenzen der Eidgenossenschaft 
hinaus einegewaltige normative Kraft. Die Landleute galten als revolutionäre 
Vorkämpfer für die Volkssouveränität 92,  obwohl die Landsgemeinde eher 
einer konservativen Bewegung entsprang, nämlich der Rückwendung zu alt-
germanischen Versammlungsformen 93,  durchsetzt mit christlichen Elemen-
ten, Die Landsgemeinde entstand erst ab dem 13. Jahrhundert dank günstiger 
äusserer Umstände, aus Impulsen der Markgenossenschaft und des Ge-
richtsthings. Karl Meyer sieht auch Einflüsse der oberitalienischen Kommu-
nen seit der Eröffnung des Gotthardpasses. 94  In den alten Landsgemeinde-
ständen praktizierte man demokratische Formen nicht nur im Bereich der 
Politik und der Wirtschaft, auch das Milizheer war demokratisch organi-
siert - es versammelte sich zu Kriegsgemeinden, wo es seine Führer wählte 
und auch Schlachtentscheide traf 95  -‚ und schon sehr früh wurde auch die 
Kirche, gegen den Widerstand der Kurie, der staatlichen Organisation unter-
worfen. 96  Ähnliche Versammlungsdemokratien gab es im Mittelalter auch in 
andern Teilen Westeuropas; nur wenige überlebten indessen die Neuzeit. 

Erstmals als naturrechtliches Axiom formuliert wurde die Volkssouveräni-
tät in Artikel 2 der helvetischen Verfassung von 1798. Nach 1830 wurde der 
Grundsatz der Volkssouveränität zu einem zentralen Anliegen der Regenera-
tionsbewegung, allerdings noch verknüpft mit dem Repräsentativprinzip. 98 
Der endgültige Durchbruch erfolgte in den 1 860er Jahren im Zug der demo-
kratischen Bewegung und 1874 mit der Einführung des fakultativen Geset-
zesreferendurus im Bund, Die Volkssouveränität ist bis heute das zentrale 
innenpolitische Dogma geblieben. 

85 Burlamaqui, Principes du drolt naturel, 1747; Principes du droit politique, 1751. 
Diese beiden Werke wurden in sieben Sprachen übersetzt und erfuhren 64 Auflagen. 

86 Barheyrac,Prface du droit de la nature et des gens, 1712 
87 De Vattel, Le droit des gens ou Prinicpes de la loi naturelle, 1757 
88 Vgl. Im Hof (1970)21 
89 Vgl, R. Heiner (1917) 35. Auhert (1967) Hd. 1, 21 - Favre (1970)24 
90 Oder auch: Alle Gewalt geht voni Volke aus. Vgl. Imhoden (1971) 81 - Ruck 

(1957) 28 f. - Bhuntschli (183 1) IV, kritisierte, der Grundsatz der Volkssouveränität 
sei ein in sich hohler, unfruchtbarer und zum grossen Teil nicht bloss schiefer, son-

dern unwahrer Satz. 
91 Vgl, Punkt 21 der 26 Landpunkte von Schwyz, 1701-1733 (abgedruckt bei Nahholz/ 

Kläui (1947) 160: 1 .‚„Und wer dawider rathete und dawider wäre, dass die Lands-
gemeinde nicht der grösste Gewalt und Landesfürst seye, und nicht setzen und ent-
setzen möge, ohne Condition, der solle dem Vogel mi Luft erlaubt und hundert 

Ducaten auf sein Kopf geschlagen seyn. 

92 Fehr (1926) 21 - Gleichwohl trugen Schweizer Söldner im Ausland zum Oberleben 
des Absolutismus bei. - Vgl. Engels (1847) 395 f. Protokoll (1848) 15 

93 Siehe Ilistorisch-Biographisches Lexikon (1927) Rd. 4, 596. - Abegg (1964) 35. - 
Fehr (1926) 19 f. -- Bichsel (1969) 15 f 

94 K.J  Meyer (l952)7S,Anm.4 
95 Blmer (1858) Rd. 2, 280. - J. Meyer (1878) Bd. 1,486. -- Ryffel (1903) III 
96 Iflumer (1858) Bd. 2, 252.-- Allerdings wurde die Religion von Staates wegen kräftig 

geschützt. Gotteslästerung wurde mit dem Tode bestraft. 
97 Ryffel (1903) 119 ff 

- ,98 Z. B. Art. 1 der Verfassung des Kantons Zürich vom 18. März 1831: ‚J)ie Souveräni-
hit beruht auf der Gesamtheit des Volkes. Sie wird ausgeübt nach Massgabe der 
Verfassung durch den Grossen Rat als Stellvertreter des Volkes." 

99 F. Fleiner (1923) 309: Die reine Demokratie ist In Fleisch und Blut der Bürger 
übergegangen. - Ähnlich Dubs (1877) Rd. 1, 31. - Siehe auch Kaiser (1859) lId. 2, 
107.- Dändliker (1900) lId. 1, 21. -- Nef (1949) 501.-- Neidhart (1970) 63.-
Gruner (1973) 98. - Skeptisch: Schindler (1948) 106 
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Nach Anschauung der positivistischen Rechtslehre ist nicht das Volk, son- 	 schaft ferner, als der Gedanke . . Gleichheit. aller Stande und Menschen in 

	

dern der Staat souverän. Das V o lk, als Organ des Staates, wird erst durch die 	 sozialer Hinsicht zu proklamieren." 107 	gehört  ZU  den grossen Leistungen 

	

Verfassung konstituiert und han(1lungsfihig. ° In der S chweiz besteht in- 	 der Hevetik, die Grundlagen der politischen und sozialen GleIchheit in der 

	

desseneine stark mythische Vorstellung eines Volkes, das als Souverän über 	 Schweiz gelegt zu haben. 108 

	

vox Dei'). Der 	 Die Forderung nach Politischer Gleichheit war während der Regeneration der Verfassung und den Staatsorganen steht („vox populi  

	

Souverän wird hypostasiert d, h. es wird ein reales, substantielles Objekt 	 ein beliebtes Mittel der Radikalen zur Mobilisierung der Volksmassen. Noch 

unterstellt 101 	 bestand ein ungleiches Wahlrecht, das eine grosse Anzahl Männer vorn  
Stirnmrecht ausschloss und die Städte gegenüber der Landschaft in der Re-

1!,. Gleichheit 	 präsentation im Kantonsparlarnent bevorzugte. 109  Mit der Bundesverfassung 

	

Vorbereitet durch christliches Gedankengut, geht das Gleichheitsaxioni ZU" 	 voll 1848 wurde (las allgemeine und gleiche Männerwahlrecht durchgesetzt 

	

rück auf Naturrecht und Aufklärung. Alle Menschen sind von der Natur 	 was international eine Pioniertat war, Allerdings überliess die Verfassung die 

	

gleich geschaffen und mit gleicher Würde und gleichen Rechten ausgestat- 	 Regelung über die Ausschliessung vom Stimmrecht weitgehend den Kanto- 

	

tet, 102 Diese Gleichheitsauffassung wurde in der Schweiz erst ab 1798 all- 	 neu. 110  Offene Zensusbestimmungen hätten zwar dem Artikel 4 der Bundes- 

	

niählich durchgesetzt. Obschon die Standesunterschiede in (her alten Eidge- 	 verfassung widersprochen, doch „wurden in der Gesetzgebung die Aus- 

	

nossenschaft nie so schroff waren wie in den Nachbarstaaten 
103 ‚  so 	 schlussgründe vielfach so rigoros gehandhabt, dass sie in der Auswirkung 

	

herrschte doch, gemessen an der modernen Gleichheitsidee, grosse Ungleich- 	 de facto Zensusbestimmungen gleichkamen" III  Jfl einem Kreisschreiben 

	

heit: Der grösste Teil des Territoriums der heutigen Schweiz war Untertanen- 	 vorn 19. April 1872 musste der Bundesrat feststellen, dass ein erheblicher 

	

gebiet 104 eines oder mehrerer eidgenössischen Orte; in den Städten herrsch- 	 Teil der Aktivbürgerschaft, vornehmlich aus den unteren sozialen Schichten, 

	

ten das Patriziat bzw. (I1C Zünfte; in den LandsgerneindeStäfldefl hatten die 	 faktisch vom Stimmrecht ausgeschlossen sei, 112 Das exklusive Männer ,  

	

Niedergelassenen („hhintersässen") praktisch keine politischen Rechte 105 9 	 stimmrecht galt bis in die Mitte des 20. Jahrhunderts als selbstverständ- 

	

vereinzelt gab es noch Hörige und Leibeigene 106, Das sind alles Attribute 	 lieb 113,  obwohl sich das Fraucnstimrnreclit international bereits nach dem 

einer starren, geschlossenen Gesellschaft. „Nichts lag der alten Eidgenossen- 

107 Ihilty (1875) 225. 	Der Bundesbrief von 	1291 hält fest' 	Jedermann soll jedoch 
100 l3luntsclili (1876) Bd. 1, 561, 	Duhs (1877) Bd. 1, 174. 	Jagmetti (1921) 17 gemäss seinem Stande gehalten sein, seinem herrn gebührlich zu gehorchen und zu 
101 So z. B., wenn F. Heiner (1923) 314, von einer „üblen Laune des Souveräns" dienen," --Vgl. Fehr(1926) 15. - Feller(1938) 20. 	. Rotigemont (1965)49 

spricht. 	Die Mystifizierung des Souveräns zeigt sich auch heim Zeremoniell der 108 W. Burkhardt (1931) 24, 	Der zweite Satz des Art. 4 der Bundesverfassung von 
Landsgemeinde (dazu Ryffel (1903) 98 ff, 299. ff, 3311. 	Kritisch: Imboden (1971) 1874 weist auf die Zustände in der alten Eidgenossenschaft hin 	„Es gibt in der 
84: 	bedeutet eine blosse Idee (auch S. 117). 	Ähnlich Auhert (1980) 239 „Volk" Schweiz keine Untertanenverhältnisse, keine Vorrechte des Orts, der Geburt, der 

102 Siehe etwa Art. 1 der Virginia lilI von 1776; Amerikanische Unahhängigkeitserklä' Familien oder Personen," Eine ähnliche Formulierung findet sich bereits in Art. 8 
ring von 1776; Art. 1 der französischen Erklärung der Menschen' und Bürgerrechte der Helvetischen Verfassung von 1798. 

von 	1789. 	Rousseau (1762) 1/9, begründete die Gleichheit durch den Gesell- 	: 

und rechtliche Gleichheit an die Stelle 

109 Schefold (1968) 173, 177, i. 	Unter dem Bundesvertrag von 1815 waren die 
olitischcn Rechte den Kantonsbürgern vorbehalten, schaftsvertrag. 	Dieser setze „eine sittliche 

dessen. . .‚ was die Natur an physischer Ungleichheit unter den Menschen hervor' 110 Gruner (1978 II), Rd. 1 A, 95, 97, 118 f, 119- 	' 	144 f 

bringen kann". 	F. Fleiner (1923) 18: Gleichheit ist ein Stück Contrat social, 111 	Ebenda, 97 

Zur Bedeutung des Gleichheitsaxioms siehe auch Constant (1972/1796) Rd. 3, 106 112 Ebenda, 117 

103 filurner (1858) Rd. 2, 312. - Bonjour (1939) 16. 	Ilauser (1961) 83 f. 	P. Dürren- ‚ 	113 Helene von Mfflinen, Art. Frauenbewegung, in: Reichesberg (1 905) lid, 2, 41: 

matt (1976) Rd. 	257 mag sich billig fragen woher es kommt, dass der Schweizer alles für seine politische 

104 Curti (1882) 21. — Gottfried Keller (1978) 28 f Freiheit opfert und dass die Schweizer Frauen dagegen keinen Teil an diesem seinem 
105 Ryffel (1903) 80. - Otto Henne am Rhyn, Art, Bauernbefreiung, in: Reichesberg höchsten 	Gute 	haben, ja dass sie, was Selbständigkeit betrifft, weit hinter den 

(1903) Rd. 1,453 Frauen Englands und Amerikas zurückstehen und in der grossen Freiheitsbewegung 
106 .1. Meyer (1878) Rd. 1, 239.— hhis (1920) Rd. 1, 324.— Otto Henne am Rhyn, unserer Tage keinerlei hervorragende Rolle spielen." - Das Franenstimmrecht war 

ebenda, 448- 456 eine der Forderungen des Generalstreiks von 1918. 
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Ersten Weltkrieg durchgesetzt hatte, Nach Fritz Fleiner war „die schweize-
rische Demokratie dem Frauenstimmrecht nicht geneigt, weil unser Staat die 
Familie von der Politisierung verschonen" wollte. 114 Eduard ilis sprach gar 
von der „doktrinären Forderung des politischen Frauenstimmrechts". Das 
Männerstimmrecht entspreche einer fest eingewurzelten Überzeugung. 
Nachdem ein erster Versuch 1959 gescheitert war, wurde am 7. Februar 
1971 ein Verfassungsartikel zur Einführung des Frauenstimmrechts ange-
nommen. Auf kantonaler Ebene waren die welschen Kantone vorangegan-
gen. 116 Ein Verfassungsartikel „Gleiche Rechte für Mann und Frau" wurde 
am 14. Juni 1981 angenommen. 

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts war es vornehmlich die Arbeiterbewe-
gung, welche die Fahne der Gleichheit weitertrug. 117 Ihre Vorstellung, mit 

der Durchsetz r', .............ilitischen Gleichheit und der Ausweitung der Volks-
rechte li.. Iie soziale Gleichheit erreichen, erwies sich bald als 
Illusio.:. ch erweiterte sich der Inhalt der Gleichheitsidee auf 
Forderwg.: gleichem Recht auf eine menschenwürdige Existenz, nach 
Chancen- uJ Startgleichheit. 119 Um empirisch nachweisbare Ungleichhei-
ten zu rechtfertigen, wiesen liberale und klerikale Stimmen immer wieder 
darauf hin, dass es auch natürliche Ungleichheiten unter den Menschen gebe. 
Sie warnten vor Appellen an den Neid der Besitzlosen und vor einer „Gleich-
macherei", die letztlich allen schade und gar in eine sozialistische Gesell-
schaft münden könne, 120 

Die Formulierung von Artikel 4 der Bundesverfassung (,‚Alle Schweizer 
sind vor dem Gesetze gleich") entstammt dem Sprachgebrauch der französi-
schen Revolution. Dieser sogenannte „Gleichheitssatz" ist zum meistzitierten 
Verfassungsartikel geworden. 121  Das Bundesgericht hat ab 1874 in einer 
schöpferischen Rechtsprechung diesen Verfassungsartikel konkretisiert. 122 

Es stellte sich dabei das Auslegungsproblem, was als „gleich" zu beurteilen 
sei. Schon um die Mitte des 19. Jahrhunderts galt die Formel „Gleiches ist 
unter gleichen Verhältnissen gleich zu behandeln". Damit wurden die 
Schwierigkeiten freilich nur auf die Frage verschoben, welche Verhältnisse 
als gleich zu betrachten seien bzw. wann ein rechtlich erheblicher Unter-
schied vorliege. 123  Für Johannes Meyer war dieser Gleichheitssatz unprakti-
kabel, eine „unglückliche und erlogene Phrase", ein „Chamäleon, das nicht in 
eine Verfassung hineingehört". 124  Zu Ende gedacht würde. der Gedanke der 
re1ven Gleichheit zur Verneinung jeglicher Gleichlief ,  meinte Mx 
lir.Lden, 125 

cc. Individuelle Freiheit 
In der Schweiz, wie zu.ch in andern Staaten, gibt es kaum einen politischen 
Begriff, der so schillernd, so vieldeutig ist wie jener der Freiheit. Er wird je 
nach Zeitumständen mit anderem Inhalt gefüllt. Es kommt ihm eine stark 
emotive Bedeutung zu, in ihm schwingen die eidgenössische Befreiu:;::..::d. 
tion und die grossen Heldentaten der Vorfahren mit. 126  Na......1 84 

wonach in einer bürgerlichen Gesellschaft eine Gleichmachung von Hoch und Nied-
rig, von Arm und Reich schlechthin nicht möglich ist." - F. Fleiner (1923) 760: 
Rechtsgleichheit fördert Fanatismus und Neid. 

121 J, Meyer (1875) Bd. 2, 362. - Ruck (1957) 83. Aubert (1967) Bd. 2,642. - His 
(1938) Bd. 3, 498: „Die Verbindung von idealen Zielen (bisweilen auch bloss idealen 
Mäntelchen) mit materiellen Zwecken gab dem Cleichheitsstreben seine gewaltige 
Durchschlagskraft. 

122 F. Fleiner (1941) 169. Kägi (1952) 194 
123 küttirnann (1872) 13d. 2, 138 f. - Affolter (1923)62 f. * F. Tner()923) 282 f 
124 J. Meyer (1875) Bd. 2,360 ff 
125 Imhoden (1971) 149 
126 L)uhs (1877) Bd. 1, 1: Morgarten 1315 bleibt ewig für uns der Morgenstern unserer 

Freiheit. - 11. G. Keller (1947) 37: Der Schweizer beginnt sein Leben unter der 
Segnung einer uralten politischen Freiheit. - Siehe auch Segesser (1879) Bd. 3, 
318. - B. Meyer (1955) 158. - Ruck (1957) 95. - Kägi (1952) 212. l3onjour 
(1939) 12.— J. Meyer (1878) Bd. 1, 16: Wir haben uns der kindlichen Idee zu 
entschlagen, die Schweiz sei von Anfang an eine Oase der Freiheit, ein zweites 
gelobtes Land gewesen. Diese Idee sitzt immer noch sebr 'een Schweizern fest im 
Kopf. Wir müssen den Wahn, dass unsere Freiheit .t:hthon sei, preisgeben 



der populäre Freiheitsbegriff eine oft getilgte Utiklalr I: --..-,if. 	7weideutigkeit, 
welche ihn nur umso wirksamer machte", schreibt c::. 	ndler Richard 

Weiss. 127 

Auf den kollektivistischen Freiheitsbegriff in der auen Eidgenossen-
schaft - die „alte Schweizer Freiheit" - wurde bereits eingegangen 
(S. 21 f). 128 Es gahr in den alten Landsgemeindedemokratien keine ab-
strakte Trennung von Staat und Gesellschaft, keine Trennung von öffent-
lichem und privatem Recht 129 weshalb eine Konstruktion von Individual-
rechten unmöglich gewesen wäre. Das germanische Recht hielt sich in den 
Gebirgstälern reiner als sonstwo, 130 

Für die Liberalen zu Beginn des 19. Jahrhunderts hiess Freiheit zunächst 
als Reaktion auf den Absolutismus und den Polizei und Bevormundungs-
staat: Freiheit vom Staat, Begrenzung der staatlichen Eingriffsmöglichkeiten 
in den Lebensbereich des Individuums. 131 Jede Staatstätigkeit, jedes Gesetz 
erschien a:: Verkörperung von Zwang, als Freiheitsbescl.. nk ung. 132 Dane-
beti bedeutete Freiheit auch: Aktive Freiheit zum Stat, flt:::gungsrechte, 
politische Selbstbestimmung. - Gegen Ende des 19. ................;:.s begann 
sich der Gedanke durchzusetzen, dass abstrakte Freiheitsdeklarationen nicht 
genügen. Das liberale Bild des autonomen, auf sich selbst gestellten Men- 

(S, 353). - Goethe meinte nach seiner zweiten Schweizerreise zur Schweizer Frei-
heiI.:W 	nan den Menschen 	t:: alles weismachen kann! Besonders wenn man 

brchen in Spirih. 
127 	 33R 
12 4 :• 	em Freiheitsbegriff hat Constant in einer 

paris „über die Freiheit derten n Ver- 

Ue 	 ‚fl herausgearbeitet [(1972) Rd. 4,365 ff1. 

Mittelalter beruhten die staatsrechtlichen Verhältnisse auf dem Grundeigenturr. 
Vgl. Blumer (1850) Rd. 1, 17,- Peyer (1978) 137: Es dominierte immer noch die 
Vorstellung von de. 4bten korporativen Sonderrechten. Der Mensch erscheint als 
Angehöriger vonender. und ineinandergcfiigten Lebensordnungen (S. 3). - 
Der Landnta rt4, ein Eigentumsrecht an der Souveränität (und damit: am 
Ertrag der ller I:;ttrechte) zu haben. Vgl. Ryffel (1903) 146 

130 Rlumer(l850)Rd. t,Vll 
B. Henke (1824) 42 

01 tiber (1971) 20: „Zu einem grossen Teil wirkt besonders in der Schweiz noc: 
:rrIng mancher Liberaler nach, die das Gesetz als Verkörperung von Zwan: 

eiheit hinstellten, als ob es Freiheit nicht auch beschützen und mehren 
- Bemerkenswert Schindler (1948) 112 f: Die Gemeinschaft ist nicht uner-

wünschtes Anhängsel des einzelnen oder eine Beschränkung der Freiheit, sondern 

eine Bere'rung des einzelnen. 

der die Freiräunie zur Entfaltung seiner individuellen Kräfte nutzt, 
sich für die Mehrheit als Illusion. Es wurde erkannt, dass individuelle 

erst möglich ist unter der Voraussetzung materieller Sicherheit. Fre 
iic müsse demnach verallgemeinerungsfähig sein, d. h. jedermann müsse die 
reale Chance haben, davon Gebrauch zu machen (,‚Gleiche Freiheit für 
alle"). 93  Für diese „positive Freiheit" habe der Staat die Rahmenbedingun-
gen zu schaffen und Leistungen zu erbringen (siehe 5. 13.). 

b. De.c,Licform 

aa, Vrhö!t,;fs altschweizerische/moderne Demokratie 
Die Schweiz gilt weltweit als das Land mit den weitestgehenden, differenzier-
testen und traditionsreichsten direktdemokratischen Institutionen. „Wir 
Schweizer", rief Fritz Fleiner 1934 in einem Referat in Strassburg aus, „sind 
Demokraten und Republikaner bis auf die Knochen." 134  Auch heute noch.:. 
herrscht bei kaum einem andern politischen Grundwert ein so breiter Kon-
sens; wie sich auch d Staatsformen in den Nachbarstaaten entwickeln 
mochten, in der Schww war die Demokratie seit der Regeneration nie ernst-
haft gefährdet. Gew: m bezug auf die Demokratie ist die Tradition von 
entscheidender Bedeutung. Die Schweiz kennt - und das ist eine im Ver-
gleich zu den andern europäischen Staaten wesentlich unterschiedliche Aus-
gangslage - keine monarchische Vergangenheit. Wenn sich die Demokratie in 
der Schweiz im 19. und 20. Jahrhundert so kräftig entwickelt hat, so eher 
aufgrund von lebendigen Vorstellungen einer demokratischen Tradition als 
aufgrund von Einflüssen moderner Demokratietheorien, 

Zum Verhältnis zwischen der altschweizerischen und der modernen Der:w•• 
kratie lassen sich .:• 1er Literatur drei Hypothesen herausschälen: 

Kontinuitätrh:;w%;.?;;.? !TP "ernokratischen Ideen und Einrichtungen haben 
sich organi.::. w : 	........ ie1a1ter bis zur Gegenwart fortentwickelt. Aus- 

133 Schon Rousseau (1762) 11/11: Freiheit kann ohne Gleichheit nicht bestehen, - 
Bäumlin (1978) 77: Das liberale Bild des „autonomen Individuums" kann nur für 
eine Minderheit gelten, - Ilardmeier (1957) 196: Der Mensch muss vor Not und von 
der Angst vor Not befreit werden. - Siehe auch T. Fleiner (1975) 109, - Gridazzl 
(l'%) 77 

134 F. i' ..einer (1941) 426 
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sagen, die, dieser Hypothese zuneigen, finden sich bei Troxler 135; Sees 

ser 136; Dubs 37; ('..;. 	 (1885) 5; M. Huber 139 Ruck (1957) 95; 

H.G.Kelle;  

Verschn. 	 •..... :.6.rn1anische und eidgenössische Vorstellungen 

haben sich 	 Jemokratieideen verschmolzen und zu einer 
Demokratie spezifisch schweizerischer Prägung geführt. Aussagen in dieser 
Richtung finden sich bei F. Heiner 140; Ryffei (1903) 179. 325; R. Fleiner 
(1917) 69; Jagmetti (1921) 18, 88 f., 199; Dietschi (1926) 27; Bonjour 
(1939) 10, 53; Feiler (1938) 29; Schindler (1948) 210; Imboden (1971)91; 

Bruchhypothese. Das Jahr 1798 markiert die grosse Bruchstelle. Ideenge-
schichtlich betrachtet beruht die moderne Demokratie auf andern Paradig-
men 141 als die altschweizerische. Entsprechende Aussagen bei Engels 

(1847) 392;Kaiser(1875) 36;J. Meyer 142; Bis 143 ;Giacometti (1941) 550f. 

135 Siehe Renner (1968) 189 
136 Siehe Garzoni (1952) 207 
137 Siehe Garzoni (1952) 142 
138 Curtl (1882) III: Die moderne schweizerische Demokratie ist nur das gelöste Pro 

bleni einer Obersetzung der alten Demokratie auf grössere Territorien sowie der 
Höherentwicklung rentwicklung der demokratischen Idee. 

13 M. Iluber (1934) 31: Helvetik und Regeneration waren nicht eine 
zung, sondern eher eine Nachholung von dem, was eigentlich in 
Politik der eidgenössischen Orte von Anfang an gelegen hätte. 
F. Fleiner (1941) 167: „Aus der Verschmelzung dieser (altgermanc. 
mit der Theorie Rousseaus ist der schweizerische Staat der Gegenw.... ......... 
Demokratie, hervorgegangen." 

141 Leonhard von Muralt, in: Handbuch (1980) Bd. 1, 402: Bei 
demokratien handelte es sich nicht um Demokratien im heutigen Sin 	Be- 

griffs. -- Vgl. auch Näf (1934)5 
142 J. Meyer (1878) Bd. 1, 111: „Die grosse französische Revolution hat auch in der 

Entwicklung der schweizerischen Eidgenossenschaft eine Scheidewand zwischen 
alter und neuer Zelt aufgerichtet, und wenngleich es nicht möglich war, alle Fäden 
aus der alten Zeit abzureissen, so ist doch das staatliche Leben diesseits und jenseits 
dieser Grenzscheide ein ungeheuer verschiedenes." 

143 lfls (1938) Bd. 3,200: . . . Aber seine innere Entstehung verdankt das reindemokr: 
tische System nicht der Landsgemeindeidee, sondern der Aufnahme und Weiterbil-
dung naturrechtlicher Vorstellungen, wie sie vor allem Rousseau vorbereitet hat. - 
Vgl. auch Ilis (1929) Bd. 2, 766 

bb. Versammlungsdemokratie 
ist der breite Durchbruch direktdemokratischer Ideen in der 

S... 	ne die Tradition nicht erklärbar. Die politische Praxis legitimierte 
ihre 	iokratischen Forderungw:. nicht mit dedu; .... 	leiteten Sät- 
zen 146, und die schweizerischen Staatstheoretike ....... . 	mit den Ur- 
sprüngen der von ihnen vertretenen Ideen nic 	 Von grösster 
Bedeutung ist, dass die Form der Vers .; 'n. ;•. 	 :Ie im Alltagsleben 
der Eidgenossenschaft seit Jahrhun.., 	.ziert wurde, Die Landsge- 
meinde-Demokratien von Uri, Schwv:.: 	Nidwalden, Glarus, Zug, 
den beiden Appenzell und Gersau ga1tr ets als Vorbild der Volksfreiheit 
und Volksverfassung. 147  Diese Versammlungsdemokratien waren in lebendi-
gen Bildern sinnlich fassbar und so weit wirksamer als abstrakte Demokratie-
theorien. lind vor allem: Diese Demokratieform schien ihre Bewährungs-
probe in der Praxis bereits bestanden zu haben. In der alten Eidgenossen- 

144 1762 liess die Regierung von Genf Rousseaus Werke „Contrat social" und „Emil(.':  
a als staatsgefährlich durch den Henker vor dem Rathaus verbrennen. Bern verbot den 

Verkauf von Monte.ieus „Geist der Gesetze" und Voltaires „Jungfrau von 
Orkans". 

145 Leonhard von Muralt, in: Handbuch (1980) lid. 1,405: „Nirgends galt der erst seit 
der Französischen Revolution sich meldende Grundsatz der absoluten Rechtsgi:; 
heft jedes einzelnen volljährigen Mannes. Oberall hatte jeder seine Rechte, die 
als Glied eines bestimmten k:porativen Verbandes zukamen." 

146 Custer (1942) 53 ff: Nach der französischen Revolution beriefen sich die Zürcher 
Untertanen zur Legitimation ihrer Forderungen sowohl auf die Menschenrechte wie 
auch auf die eidgenössische Befreiungstradition „Seltsam verband sich die franzö-
sisch-revolutionäre und die traditionell-freiheitliche Idee." 

147 Ryffel (1903) 133 
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s:Y: !rinnt- 	in den Städten (so den „Con 
h5 föderative Referendum im Wallis und in Graubün- 

.n Untertanengebieten währe, .d des 15. und 
1 	 jinden 13cm, Zürich, Freiburg 	Luzern 

Ileeresgemeinden. Im Vergleicit zur Versamm- 
...................................... 	moderne Umnendemokratie mit individueller, 

lediglich als Surrogat, bedingt durch die Grösse der 
Jahrhundert waren in etlichen Kantonen ? 

organisiert, dass in Gemeindeversammlungen über kanto 
ts timmt wurde, Die Form der Versammlungsdemokratie ist 

heute in vielen kleinen öffentlichen Gemeinwesen lebendig geblieben. 

cc. Re±.»äsentative DenlokraLT 
Nicht die Idee der Repräsentation an sich, sondern de Ideen der gleichmässi- 

Repräsentation allem Menschen und die Idee des freien Mandats 149 hat 
litliche Staatstheorie neu entwickelt. Die Verfassung der Ver -

• i•-.. 	von Amerika von 1 787 schuf die erste grossflächige Demo 

	

ffi „Federalist" heisst es, d 	USA gebühre das 
1 	 de 	 t unter Repu 

ih 	 hneb das 
. 	 „Re- 

bedeutete 
?j;.:.; 	 .. 	.... . zekundärer 

emok 
r Lag 

All

.  

n Territo 
n.  I50 Nach den 

.'; 	. erte die französ.: ....  
it freiem Mandat 

.1 	 . 	 . 	 .: 	 .: 	 . • 	 •.. 

 

7„ ih 	fliessende 
..• 	:i .;.:. 	i 	 * 	. .h, 	 •i•.: .las gleiche  

Gewicht (Zählwertgleichheit) 	wurde: 	Engländer Edmund Burke 
(1729-1797) in seinen „Reflections on dic Revolution in France" (1790) 
heftig angegriffen. Er erklärte, die Konstitution eines Königreiches 
Problem der Rechenkunst. Grundlagr: der Repräsentation müssi.:;. 
1üchtigki...t 	Eigentum sein. 152 

17r: 	 tative Konstituierung der Grossen Räte kannte man auch 
Ik..X :iten Eidgenossenschaft. Allerdings handelte es sich dabei um 

. Repräsentation ohne Demokratie, d. li. ohne allgemeines Wahlrecht. Die 
helvetische Verfassung von 1 798 schuf eine repräsentative Demokratie nach 
französischem Muster :::.i allgemeinem Wahlrecht. Artikel 2 der Verfassung 
erklärte gar das Repr9:.i::ativprinzip für unabhänderlich. Dieses Prinzip war 
jedoch schon durch das in der Verfassung vorgesehene Verfassungsreferen-
dum durchbrochen. In den kantonalen Regenerationsvemfassungen setzte sich 
die Idee des pouvoir constituant des Volkes durch: Mit der Einführung von 
obligatorischen Verfassungsreferenden und von Verfassunintiativen auf 
Totairevision war die rein repräsentative Demokratie bereits überwunden n.d 
der Weg ::ilbdirekten Demokratie vorgezeichnet. Trotzdem waren 
Anschau.I, .....4.9 	1er politischen Elite noch stark von der Idee der repräsenta- 
tiven 	 ..r:::rägt. Noch kannte man für die: Nahl der Grossen Räte 
da 	./ ::: 	: 	Kooptation und ungle :‚: . ... 	.;: ..:: .:ionsverhält- 
fl5:i. .;:‚ 	...9 •: 	ertretung von Sta•: :‚...9, 	 .iIuntschIi 
sei 	 atiwn Staatsfon 	 i j hsten Er 

lWpI 	 . rte er,  
154 

1 30 	dcie. 	 7:nta 
dcssen sei „zur Zeit  

INJ nehmen' Die Kant'r 	 . 9d 	dis 
Volk, als Inhaber der. Souverä..71 JA > n die 
biIde" Massen noch nicht 	u.j 	j i1 	iig 155 	r 

148 Vgl. i!Dy (1 9O« 21 

14 * iT.nit ist die rep: .:: 	 .ie nach dc: 
* 	 metnt G)eichw 1 	 rel beabe 

h....... 
150aPa. :791) 1113 
151 :7.9v:. p::,.j.:r.;.jre  de la ci.. 	:iJ:ution (1789): „Es ist indes nicht notwendig, dass 

.11schai7 : :önlich die verfassungsgebende Gewalt ausüben, sie 
ihr Vertrauen Stellvertretern schenken. . 
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Staat sollte demnach von den Gebildeten und Besten geleitet werden 156 

Diese Anschauung spitzte sich zu bis zur Konstruktion einer „Erziehungsdik-
tatur" oder eines »hypothetischen Volkswillens", den eine Elite zum Wohl 
des Ganzen durchzusetzen habe, notfalls gegen den empirischen Volkswil-
len. 151  Die Landsgerneindeverfassung wurde als unverträglich mit einer rich-
tig verstandenen Freiheit erklärt, 1 5 8  Nach dem Vorbild der Ideen von Sieys 
und Burke sollten die Parlamentarier nicht Interessen einzelner Gruppen 
oder Wahlkreise vertreten, sondern die Gesamtbevölkerung. 159 Mit dieser 
Anschauung rechtfertigte man ungleiche Repräsentationsveihältnisse. Im 
Laufe der Regeneration wurden die Familienherrschaften der Restaurations-
zeit abgelöst durch Eliten des Geldes und der Bildung. Dieser erneute Oligar-
chisicrungsprozess löste Forderungen nach weitergehender Demokratisierung 
aus. Allmählich trat das allgemeine und gleiche Wahlrecht an die Stelle des 
Zensuswahlrechts. Mit der Ausbildung politischer Parteien wurde das Parla-
ment zu einem, durch das Mehrheitswahlrecht freilich verzerrten, Abbild der 
gesellschaftlichen Interessenstruktur. 160 

dci. Halbdirekte Demokratie 
Es ist nicht leicht, die ideengeschichtlichen Wurzeln der modernen direkt- 
demokratischen Volksrechte freizulegen. Eine ideengeschichtliche Linie führt 
zurück zu radikaldemokratischen Ideen der französischen Revolution. Die 
Revolutionsverfassung vom 24. Juni 1793, die den kantonalen Regenera- 
tionsverfassungen zum Vorbild diente 161 ‚ war in bezug auf die Volksrechte 
ein Versuch, Rousseaus „vo1ont gnrale" in rechtliche Formen umzugies- 
sen. Wir finden in dieser Verfassung die Institutionen der „assemhLes pri- 
maires" (Art. 11 ff.), des Gesetzesreferendums (Art. 56 ff.) und der Verfas- 

156 Illuntschll (1831) 62, - Bluntschll (1876) Bd. 1, 552. 	R. Heiner (1917) 15. - 
llilty meinte noch (1906) 326 f: „Die parlamentarische Volksvertretung beruht auf 
dem Grundgedanken einer Elite der Einsichtigsten und Besten des gesamten Volkes, 
nicht auf dem einer Vertretung aller, auch der Törichten und Schlechten." - Siehe 
auch Ililty (190)) 550 1' 

157 Scliefold(1966)59 
158 Sche fol d ( 1966) 154 
159 Bluulschli (1831) 83 ff 
160 R. Fleiner (1917) 27 f, 122 f. - Was man „Interessenvertretung" nenne, sei nichts 

anderes als ein Zurückkommen auf die Idee der ständischen Repräsentation, meinte 
Ililty (1890) 36. 

161 Jagmeui (1921) 112, 115.— Diethelm(L939) 51 f 

sungsinitiative auf Total- und Partialtevision (Art. 115 ff.). 162 Frankreich 
wiederum dürfte durch Einrichtungen in den Staaten Nordamerikas beein-
flusst gewesen sein 163  (Verfassungsreferendum, Town meetings). •- Die 
andere ideengeschichtliche Linie hat ihren Ursprung in der alten Eidgenos-
senschaft. Neben den bereits erwähnten Formen der Versammlungsdemokra-
tic kannte man das Antragsrecht („Anzugsrecht") des einzelnen Landmannes 
an der Landsgemeinde. 164  Urbild und entscheidende Legitimation für die 
Herausbildung der halbdirekten Demokratie in der Schweiz dürften die in der 
alten Eidgenossenschaft praktizierten demokratischen Formen gewesen sein, 
während die Ideen für die praktische Verwirklichung der Urnendemokratie 
aus der französischen Revolutionszeit und den USA stammen. 165 

Mit der Einführung des Veto 1831 im Kanton St. Gallen konnte erstmals 
gegen Gesetze 166 Einspruch erhoben werden. Wenn in Gemeindeversamm-
lungen, die auf Verlangen von je fünfzig Bürgern einberufen wurden, minde-
stens die Hälfte der Stimmberechtigten des Kantons sich gegen ein Gesetz 
aussprachen, galt es als abgelehnt. Das Veto wurde vom st, gallischen Verfas-
sungsrat erst nach hitziger Debatte - und nachdem sich vor dem Ratsge-
bäude eine ungeduldige Menge versammelt hatte - angenommen, als Kom-
promiss zwischen einer Landsgemeinde- und einer repräsentativen Demokra-
tie. Josef Anton flenne, der am 14. Januar 1831 den Vorschlag des Veto 

162 Diese Verfassung ist abgedruckt hei Günter Franz, Staatsverfassungen, 2, A. 
München 1964, 372 ff. - Sie wurde zwar in einer Volksabstimmung angenommen 
und sollte nach Friedensschluss wirksam werden; das geschah aber nie. 

163 Ob die Schöpfer der Verfassung von 1793 auch eidgenössische Einrichtungen zum 
Vorbild nahmen, lässt sich nicht sagen. Siehe Curti (1882) 87 

164 Der Terminus „Referendum" stammt aus dem alten eidgenössischen Recht. - Diet. 
)elm (1939) 37: „E)as Anzugsrecht darf in gewissem Sinne dem modernen Initiativ-  
recht gleichgestellt werden." - F. Heiner (1941) 439: „1)as Referendum ist aus den 
alten demokratischen Traditionen der Landsgenieindekantone emporgewach-
sen. . .". - Seiler (1921) 4, meint allerdings: „Wir glauben durch unsere Konklusio-
nen den Beweis zu erbringen, dass der Obergang vom föderativen zum modernen 
Referendum [Im Kanton Wallis) keineswegs so zwanglos und selbstverständlich vor 
sich ging, wie vielfach angenommen wird." 

165 Anders Jagmetti (1921) 157: Die Lehre von der Volkssouveränität bereitete das 
Terrain vor, das Vorbild der altschweizerischen Institutionen wies den Weg für eine 
zweckmässige Verwirklichung. 

166 Rousseau (1762) 111/15, hatte erklärt: „Jedes Gesetz, das das Volk nicht selbst 
beschlossen hat, ist nichtig; es ist überhaupt kein Gesetz." 
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einbrachte, sah Parallelen zum römischen 'I'ribunat und zum Königsveto 167 

Wurde dieses Veto 1831  noch entsetzt als ultrademokratisch diffamiert 168 

so traten von jetzt an die direktdemokratischen Einrichtungen unaufhaltsam 
ihren Siegeszug an 169 1832 führte Basel-Land das Gesctzesveto ein; als 
Ersatz für das föderative Referendum kam das obligatorische Gesetzesrefe-
rendum im WaHis bereits 1844 zum Durchbruch; 1 845 wurde die Gesetzes-
initiative und das moderne fakultative Gesetzesrefercnduni in die Verfassung 
des Kantons Waadt aufgenommen; 1847 erfolgte in Genf die Wahl der Regie-
rung durch das Volk. 

Die Bundesverfassung von 1848 führte das obligatorische Verfassungs-
referendum und die Initiative auf Totalrevision der Verfassung ein, blieb also 
hinter den direktdemokratischen Einrichtungen in den Kantonen zurück. Der 
entscheidende Durchbruch der direktdemokratischen Ideen erfolgte erst im 
Zuge der demokratischen Bewegung in den sechziger und siebziger Jahren 
des 19. Jahrhunderts, 170 Von grösster Bedeutung war die Verfassung des 
Kantons Zürich von 1869, die eine noch nie gekannte Vielfalt direktdemo-
kratischer Rechte einführte, 71  In der Literatur und den Parlamentsberatun- 

167 Zur Geschichte des Vetos vgl. Dietschl (1926) 3 ff. - Nachdem die Souveränität 
vom König auf das Volk übergegangen war, lag der Gedanke nahe, diesem das Ein-
spruchsrecht zu übertragen. Das schweizerische Veto hatte wohl auch die französi-
schen Verfassungen von 1791 und 1793 zum Vorbild.. 1791 erhielt der König ein 
suspensives Veto eingeräumt, weshalb er spöttisch „Monsieur Veto" genannt wurde. 
Dieses Veto geht wiederum zurück auf das englische Vorbild, Montesquieus weithin 
bekannte Machtleilungslehre sowie das Veto des amerikanischen Präsidenten. 

68 Vgl. Curtl (1882) 140 ff. Demnach waren für Müller-Friedberg die Demokraten 
„moderne Zyniker". - Vgl. auch Dletschi (1926) 35. Sehr scharf nahm Alexandre 
Vinet im August 1845 gegen die in der Verfassung des Kantons Waadt geplante 
Gesetzesinitiative Stellung: Neben dein Wahlrecht, der Meinungsiussemngs- und der 
Pressefreiheit sollte man noch des „groben Werkzeugs" der Gesetzesinitiative bedür-
fen? „Wahrlich, das glauben, hiesse unsere Kultur beleidigen, oder hiesse vielmehr 
sie rückläufig machen wollen!" Vgl. Vinet (1945) Rd. 4, 81 

169 Jagmettl (1921) 109: I)as St. gallische Veto war der Durchbruchspunkt. 	Dietschi 
(1926) 43:,,... Was ein Kopf In einer Nacht erdacht, bestimmte auf Jahrzehnte die 
politischen Vorstellungen des ganzen Volkes." 

170 Zur demokratischen Bewegung siehe Gilg (1951). - Mit der Übernahme von demo-
kratischen Einrichtungen in den Gemeinden wuchsen diese Institutionen auch von 
oben nach unten; vgl. Schaffhauser (1978)91 f. 

171 Nach Rlttinghausen (1893)146, gebührt „dem durch seine Bildung ausgezeichneten 
Zürcher Volke die hohe und unvergängliche Ehre, die erste Verfassung eingeführt 
zu haben, welcher die direkte Gesetzgebung durch das Volk zur unverkennbaren und 
allein richtigen Grundlage dient". - Siehe auch ('urti (1882) 212, 215 ff 

gen über die Verfassungsrevision von 1872 war die Einführung weiterer 
Volksrechte im Bund durchaus umst r itten.  172 1 lauptargunlent der Befürwor -
ter eines Gesetzesreferendtims war, dass man dem Volk nicht ersatzlos durch 
die geplante Beschneidung kantonaler Kompetenzen direktdernokratische 
Rechte entziehen dürfe. Mit der neuen Bundesverfassung von 1 874 wurde 
schliesslich das fakultative Gesetzesreferendurn eingeführt (nachdem im ge-
scheiterten Verfassungsentwurf von 1872 auch die Gesetzesinitiative enthal-
ten war). 1891 folgte das !nitiativrecht zur Partia!revision der I3undesverfas-
sung, 1921 das Staatsvertragsrefcrendum, 1949 das nachträgliche Referen-
dum für dringliche allgemeinverbindliche Bundesbeschlüsse, 1977 das erwei-
terte Staatsvertragsreferendum, 

Beim Problem, wie die abstrakte Forderung nach Volkssouveränität in 
praktikable rechtliche Formen umzusetzen sei, herrschte anfangs grösste Ver -
wirrung. Moritz Rittinghausen, ein Verfechter der „direkten Gesetzgebung 
durch das Volk", wurde in Europa als Utopist etikettiert. Die neuen Formen 
der Beteiligung des Volkes am Staatsleben wurden in der Schweiz in einem 
Prozess von „trial and error" pragmatisch fortentwickelt, was wohl die origi-
nellste Leistung der schweizerischen Demokratie darstellt., 173 Die praktische 
Bewährung der halbdirekten Demokratie in der Schweiz hat ab etwa 1900 
zur Übernahme von Gesetzesreferendurn und -initiative sowie der Verfas-
sungsinitiative in amerikanischen Gliedstaaten geführt. 174 Die deutschen 
Sozialdemokraten nahmen die Idee der direkten Volksgesetzgebung in das 
„Eisenacher Programm" von 1869 und das „Gothaer Programm" von 1875 

172 Bundesrat Emil Welti erklärte: „Ich habe das Gefühl, dass der Senn mit dem Code de 
Commerce und der Stallknecht mit dem Zivilprozess in der Hand, um sich für die 
Ausübung im Souveränitätsrechte vorzubereiten, eine Karikatur sind." Zitiert nach 
Gruner/Haeberli (1955) 69. - Für Rüttimann (1867) Rd. 1, 113, zeigten die Erfah-
rungen mit dem Veto und Referendum, dass die repräsentative Demokratie die 
fraglichen Zutaten sehr leicht entbehren kann, - Orelli (1885) 79: „, , . Zum Bun-
desstaat passt das Referendum nicht." - Hilty und Segesser sprachen sich gegen die 
Gesetzesinitiative aus. 

173 lIis (1938) Rd. 3, 1195f.— Imhoden (1971) 310 
174 1898 führte zuerst South Dakota Gesetzesinitiative und -referendum ein. Bei der 

Verfassungsinitiative ging 1902 Oregon voraus. - Siehe Gersteln (1969) 279. - 
W. Haller (1970) 14 ff. - Tripp/Iluber (1942) 24 ff. - F. Fleiner (1941) 169: 
Unsere demokratischen Einrichtungen und Vorstellungen sind hintihergewandert 
nach Amerika „als eine Gegengabe an das Land, das uns zuerst den Begriff der 
geschriebenen Verfassung geschenkt hat". - Das Verfassungsrefcrendum kannten die 
Neuenglandstaaten bereits im 17. Jahrhundert. - Indirekt, über Frankreich, war die 
Schweiz auch von amerikanischen Ideen beelnilusst gewesen, 
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zu befinden, der Mehrheit des Volkes oder der Mehrheit der  
zukommen? 181  Oder ist gar deren Einstimmigkeit erforderlich? 

Von föderativer Demokratie kann allerdings nur gesprochen werden, w 
auch die Gliedstaaten demokratisch organisiert sind. Das war in bezug auf die 
Tagsatzung weder in der alten Eidgenossenschaft der Fall (mit Ausnahme der 
Landsgemeindestände) noch während der Restauration. Erst die Bundesver-
fassung von 1 848 verpflichtete die Kantone zu einer demokratischen Staats-
organisation, und erst die Bundesverfassung von 1874 bestimmte, dass das 
Ergebnis der Volksabstimmung in jedem Kanton zugleich als Standesstimme 
gelte (Art. 123). Graubünden musste 1854 das föderative Referendum auf-
heben, weil es mit der in der Bundesverfassung garantierten Rechtsgleichheit 
nicht vereinbar war. Im Wallis kam es während der Regeneration zu heftigen 
Auseinandersetzungen, weil das Oberwallis, dank dem föderativen Referer 
dum, das bevölkerungsreichere Unterwallis überstimmen konnte. 

:E1js 1 848 lag die Kompetenzenhoheit bei den Gliedstaaten. Erst die Bun-
i.ierfassung von 1848 schuf einen gesamtschweizerischen Souverän, 182  Als 
Kompromiss zwischen der Souveränität des Bundes und jener der Kantone 
wurden die Institutionen des Zweikammersystems 183  und des Ständemehrs 
bei Verfassungsreferenden in die Bundesverfassung aufgenommen. Segesser 
forderte 1872 ein Ständemehr auch bei Gesetzesreferenden. 184  Die Frage, 
ob die Kantone, wie in der Bundesverfassung formuliert, souverän seien, hat 
die Staatslehre immer wieder beschäftigt. 185  Da die Ständeräte gemäss Bun- 

Gerstein (1969) 123, - Der Schweizer Sozialist Karl Bürkli stellte am Kongress der 
Internationalen Arbeiter-Assoziation 1869 in Basel den Antrag: „Es sei eine Haupt-  

aufgabt der arbeitenden Klassen, dahin zu wirken, dass die sozialdemokratische 
Republik verwirklicht werde, in welcher die Gesetzgebung direkt durch das Volk 
ausgeübt wird," Bürklis Referat erregte damals grosses Aufsehen und wurde auch 
ins Englische übersetzt. Vgl. Berghoff.lsing (1895) 75 f 
Gerstein (1969) 361: „Es muss jedoch immer wieder betont werden, dass sich die 
allgemein guten Erfahrungen mit der schweizerischen Referendumsdemokratie nicht 
ohne weiteres auf einen anderen Staat übertragen lassen." 
Rüttirnann (1867) Bd. 1, 113. - Giacometti (1949) 765. - Ruck (1957) 226. 
R. Reiner (1917) 141. 	Curti (1882) 126. 	1848 gab das radikale und antikleri- 

kale Regiment im 	on Walhis dem obligatorischen Referendum den Todesstoss; 
vgl. Seiler (1921) 117. 
F. Fleiner (1923) 316 
Vgl. Ilis (1938) Bd. 3, 101. - Neidhart (1970)65 
lmboden (1971) 300: „Das Referendum ist die bestimmende Gegebenheit unserer 
staatlichen Ordnung. Ihm müssen sich die politischen Spielregeln unterordnen." 

181 Immer wieder tauchte die Forderung auf, die bevölkerungsstarken Stände müssten 
auf der Tagsatzung (bzw. im Ständerat) stärker vertreten sein. - Bornhauser (1834) 

 27, fragt: „Der Kanton Bern, der 350 000  zählt, an die eidgenössische 
Kasse 91 695 Franken gibt und im Krieg 4584 Mann stellt, hat also eine Stimme (auf 
der Tagsatzung), gerade wie der Kanton Uri mit 13 000 Einwohnern, 1184 Franken 
Beitrag und 236 Mann Bundeskontingent. Ist das gerecht? 

182 Schindler (1948) 159: Mit der Bundesverfassung von 184 	die Gleichheit der 
‚Kantone ihre Schranke gefunden an der Gleichheit der Bürgci. 

183 Das Zweikammersystem war durch das Vorbild der USA inspiriert (vgl. Protökoll 
(1848) 1281, fand sich aber auch schon in der Helvetischen Verfassung. 

184 Segesser (1879) Bd. 3, 318, vor dem Nationalrat: „Referendurn des Volkes und der 
Kantone oder gar kein Referendum. Das ist mein Antrag." 

185 J. Meyer (1875) Bd. 2, 107: Die Bundesverfassung hebt die Souveränität der Kan-
tone mehrmals ausdrücklich hervor. Das ist jedoch zum Teil nur Schein, „nur eine 
liebenswürdige Verhüllung der unabweisbaren Tatsache". -• Giacometti (1949) 41 ff: 
Die Kantone sind, rechtlich betrachtet, Geschöpfe der Bundesverfassung. Sie sind 
nicht souverän. Also sind sie auch keine Staaten, sondern Selbstverwaltungskörper 
der Eidgenossenschaft. - Als Kompromiss bot sich Waitz' Souveränitätstei1ungs 
dogmaan.—Vgl.lmboden(1971) 177 
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desverfassung „ohne Instruktionen" stimmen, also ein freies Mandat haben, 
wurde auch immer wieder diskutiert, Ob der Ständerat die Interessen der 
Gliedstaaten repräsentiere. 1 	r Ständerat war schon im 19. Jahrhundert 

umstritten, Segesser Wehr- 	eine „total verfehlte Schöpfung". 18 7  Das 

SPS-Prograrnm voni:..:1erte die Abschaffung des Ständerate.. und 
1884 wurde diese Fonk .. ...... 	:\fltP. m Nationalrat eingebracht. 

.1! ie 

Unter Milizsystem 	 in erster Linie eine auf allge- 

meiner Wehrpflicht bci 	Voksannee, dann aber auch die neben- und 
ehrenamtliche Ausübung öffentlicher Aufg"n. Nach der Idee der Miliz-
armee soll der Bürger zugleich Soldat sein; seinen politischen Rechten stehen 
militärhe Pflichten> gegenüber. Betont wird der Zusammenhang zwischen 
Milizannee undV'iksfreiheit, und es werden die Vorzüge einer Milizarmee 
gegenüber einer Berufsarmee Ut; 	iden Truppen 188 hervorgehoben. Das 

Milizsystem im zivilen Bereich 	'Ierankerung der Staatsorgane und der 

Verwaltung im Volk garantieren. 
republikanischen Auffassung entsprach seit jeher die Einrichtung 

e 	Volksheeres." 189 Das schweizerische Milizsystem hat seine Ursprünge 

Diese D•:ission ist .........................icfl. - Bäurnlin (1978) 100, - Neidha 
)2: Kritik 	 verden, dass der Ständerat als Beteiligungs- 
(antone an der Bundeswillensbildung propagiert wird, „obwohl er das 

:idern ganz klar im Sinne bestimmter sozialer Gruppeninteressen wirksam 
Eine Minderheit der Expertenkommission für die Vorbereitung einer Total 

revision der Bundesverfassung schlägt vor, dass die 16 Kantone mit der grössten 
Bevölkerungszahl einen dritten Abgeordneten in den Ständerat entsenden [(1977) 
1551. Die Kommissionsmehrheit blieb beim Standpunkt, „die Kantonsvertreter 
hätten die politischen Interessen ihres Gliedstaates zu repräsentieren" (S. 154). 

187 Segesser (1879) Bd. 3, 240, Segesser forderte, die Ständeräte müssten nach Instruk-

tionen stimmen. 
;'tikel 13 der Bundesverfassung bestimmt: „Der Bund ist nicht berechtigt, stehende 

halten." * In der Revisionskommission [Protokoll (1848) S. 471  be 

Votant, das ehemalige Patriziat des Kantons Bern habe sich mit einer 
von nur etwa 270 Mann lange Zeit gegenüber dem Volkswillen behaupten 

können. -- Das Verbo; 	Truppen findet sich schon In der englischen Bull of 

Rights von 1689, 	r. :: r 1ikel 13 der Virginia Bull of Riglits von 1776. - 

Vgl. dazu auch: J. 	(.7) Bd.2, 242.— 17„„,s (1877) d.. 1, 148. 	Schot' 

lenherger (1905) 194. - L$reiii (1885)49 
189 11is'!.929)Pt2,5I2 
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in der alten Ei,.genossenschaft, 190  In den Länderorten erschienen die Land-
leute bewaffnet zur Landsgemeinde, die zugleich der Waffenniusterung dien-
te. 191  Die Wehrhaftigkeit wurde damals als ein Recht, nicht als eine Pflicht 
betrachtet. Zivile', - ,ind militärisches Leben waren nicht getrennt: Die politi-
schen Führer waren auch die Ileerftihrer 192,  die demokratische Organisation 
der Landsgemeinde wurde auch im Heer praktiziert 193,  „Selbst die Heeres-
verfassung der schweizerischen Städterepubliken war bis ins 16. Jahrhundert 
hinein demokratisch gestaltet." 194  Alle öffentlichen Ämter in den Landsge-
meindeorten wurden neben:::tljch besetzt und nur gering oder gar nicht 
entschädigt, was zur Folge hatte, dass meist nur reiche Familien sich die 
Übernahme solcher Ämter leisten konnten. 195 t:.ünind der geringen 
Grösse und der beschränkten finanziellen Mitteldy Lnderorte war das 
Milizsystem die ihnen adäquate staatliche Organisationsform. Eine Deutung, 
weshalb das Milizsystein auch in den Städteorten beibehalten wurde, gibt 
Peyer: Während des dreissigjährigen Krieges versuchten die grossen Städte-
orte, regelmässige Vermögenssteuern von Bürgern und Untertanen zu erhe-

en. Mit diesen zusätzlichen Mitteln sollten u. a. stehende Truppen und mehr 

Berufsbeamte in D• 	;:Jnon1men werden Gefährliche Steuerunruhen und. 
der Bauernkrieg 	bewirkten, dass die Städteorte dieses Vorhaben 
endgültig fa11en;•::;;:. 	„Dadurch wurden auch in den grossen eidgenössi- 
schen Orten die Schaffung der llauptattribute des niod:en Staates - ste-
hendes Heer und Berufsbeamtentum - verhindert 	d 	P(ibehaltung  des 
aus dem Spätrnittelalter ererbten Milizsystems in 	:.vid Verwaltung 
erzwungen. " 196  

190 Gerne wird der Satz von Machiavelli zitiert ((1513) 12. Kapitel): „Die Schweizer 
übertreffen alle andern an Wehrhaftigkeit und Freiheit." - Ebenso jener Satz, den 
Rousseau 1772 nach der Rückkehr aus dem Schweizer Exil in seinem Gutachten zur 
Totalrevision der Verfassung Polens schrieb: „Tout cltoyen dolt etre soldat par 

Jievoir, nut ne doit l'tre par mtier. Tel fut le systme militaire des Romains, tel es 
aujourd'hui celui des Suisses, tel doit etre celui de tout Etat libre" (Considration 
surle gouvernement de Pologne. et  s . r r.'tion projet9. !.'72,  Xl!). 

191 Ryffei (1903) 81 
192 So wird im K 	 er Ger,, 	 noch 

193 Literatu:.: 	;;. 
194 Ryffel( 
195 Dieses Problem stellt sich auch im gegenwärtigen Milizsystem. Die Unentgeltlichkeit 

des Mandats bedeute faktisch vielfach eine Grenze der Wahlfähigkeit, schreibt 
z. 8. Giacometti (1941) 316. 

196 Peyer (1978) 119. - Ähnlich Gasser (1939) 110 
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Die Idee des Milizsystems ist bis heute in der Schweiz stark verankert grosse Bedeutung beigemessen - zu gross war der Respekt vor der 
geblieben 191  und ist ein Wesensmerkmal des „Sonderfalles Schweiz 	Nach- gnriIe". Dabei fehlte es gerade in der Geschichte der Landsgemeindeka•• 
dem die helvetische Verfassung von 	1798 in Artikel 91 festlegte, es soll, tone nicht an Paradebeispielen für Machtmissbräuche der Versanimlungs- 
neben einer Miliz, in Friedenszeiten ein besoldetes Truppenkorps aus Frei- demokratie. 203 	1 764 	vermochte 	der Gastwirt 	Karl 	Dominik 	Pfyl 	die 
willigen gehalten werden, knüpfte die nach 1817 anhebende Militärreform an Schwyzer Landsgemeinde gegen das herrschende Geschlecht der Reding auf- 
die Überlieferung der alten Eidgenossenschaft und neue Grundsätze der zuwiegeln, weil die versammelten Männer mit der neuen Dienstordnung der 
Gleichheit an. 198 Erst mit der Militärorganisation von 1850 wurde die Stell- Schweizer Regimenter in Frankreich unzufrieden waren. Landainiriann Franz 
vertretung im Militärdienst abgeschafft 199 . Die Idee der demokratischen Anton Reding wurde 1765 von der Menge misshandelt und streng bestraft 
Organisation der Milizarmee wurde nicht wieder aufgegriffen. Für das zivile auch zur Bezahlung eines „Sitzgeldes" für jeden Landmann! „Was der ein- 

Staatsleben wurden neue Ausdrücke wie 	 200 und „Milizver- zelne in den Sack erhielt, nicht aber was die Gerechtigkeit verlangte, war die 

waltung" geprägt. Richtschnur des Verhaltens." 204  Fast eineinhalb Jahre wütete „das traurige 
Schreckensregiment in der Form der Volksherrschaft" 205 , bis die Stimm-7<,;. g 
umschwang. Pfyl wurde am 26. Mai 1765 abgesetzt und auf Lebenszeit ver- 

c Gefahren der Demokratie bannt. 1773 stellte das Geschlecht der Reding wieder den Landammann. - 
Bluntschli hatte für die Landsgemeinde nicht viel übrig: ‚Die Schwächeren 

a. Tyrannei der Mehrheit werden unterdrückt, die Launen und Leidenschaften befriedigt; Selbstsucht 

Eine demokratische Staatsform 	ist 	keine Garantie 	:'ir individuelle Frei- 
regiert, die Landsge!neinde wird zum Despoten." 206 

Kann man dem Souverän Schranken setzen oder ist die einzige Beschrän- 
heil 201  Wenn der Volkssouveränität definiert als Wille der Volksmehrheit, k. 	wie Ryffel 207  meint, die Selbstbeschränkung? 208  Nach Rousseau ist 
die höchste und unumschränkte Gewalt zukommt, dann kann sie zur Gefahr Souverän, „allein weil er ist, immer alles, was er sein  soll"; wer sich 
für das Individuum oder eine gesellschaftliche Minderheit werden. Diese Ge- 

4 weigert, dem Gemeinwillen zu folgen, und dazu gezwungen wird, den zwingt  
fahr einer „Tyrannei der Mehrheit" wurde zwar von schweizerischen Staats- f man nur, frei zu sein. 209  Die Landsgemeinden der alten Eidgenossenschaft 
denkern gesehen 2()2 , es wurde ihr in der politischen Praxis aber keine allzu waren, mit Ausnahme ihrer Bündnisverpflichtungen, souverän. Sie respektier - 

ten keine Schranken ihrer Macht 210,  und es zeigte sich gerade hier die 

197 Die Expertenkommission Totalrevision 1(1977) 861 meint, „an der bewährten und Anfälligkeit der Versammlungsdemokratie 	die Demagogie ehrgeiziger  
unumstrittenen Konzeption der Milizarmee" sei festzuhalten. * Und selbst Jean 
Ziegler [(1976) 1321 stellt fest: „Das schweizerische Milizsystem ist durchaus be- 
wundernswürdig. Wer die tatsächliche, wirksame Verteidigung des schweizerischen 1 Bestie gerieren 	würde . . .". Zitiert nach Gruner/llaebcrli (19) 43. - V. 

Territoriums will - und wer will sie nicht? - kann sich kein klügeres und stärkeres Dubs (177) Bd. 1, 141. - Curti (1882) 265.— J. Meyer (1875) Bd. 2, 

System des nationalen Selbstschutzes ausdenken als eben diese Milizarmee." —Siehe lmboden 0974) 129, 158.— 11. Buber (1939)18 

auch Imhoden (1971) 294 203 Aus diesem Grund lehnten die Aufklärer des 18. Jahrhunderts die Versammlungs- 

198 Bis (1929) Bd. 2, 538 demokratie ab. --Vgl. Feiler, in: Nabholz u. a. (1938) Bd. 2, 197 
2Q4"DändIiker 199 Bis (1938) Bd. 3,773 f (1904) Bd. 3,208 

200 Für das Bundesparlament Ist der Ausdruck „Milizparlament" heute allerdings eine . 205 Blumer (1858) Bd. 2, 152 

Fiktion, Eher zutreffend wäre: „llalbberufsparlament". 206 Bluritschli (1831) 55 

201 	Bluntschli (1831) 60: „Es ist ein ganz lächerliches Vorurteil, dass in monarchischen . 207 Ryffel (1903) 208 

Staaten die Freiheit nicht gedeihen könne. ' .. - Aubert (1967) Bd. 2, 401: „La ', 	208 Schindler (1944) 96: Gesetzliche Schranken gegen das oberste Organ (die Aktivbür' 

libert6 West pas un effet ncessaire de la dmocratie. . .". gerschaft) sind nicht möglich. Der Missbrauch stellt die Staatsform in Frage. - Siehe 

202 Bluntschli (1876) Bd. 1, 535: Die Tugend der Menge hält dem berauschenden Wein auch Bäumlin (1954) 153.— Kägi (1945) 152, —11. tluber(1971)469 

der Macht nicht stand. - Jacob l3urkhanit schreibt in einem Brief vom 19. April 209 Rousseau (1762)1/7 

1845 an G. Kinkel: „.. Das politische Volk . . . existiert . . . noch nicht; statt seiner 210 Ryffel (1903) 	142: 	Die Landsgemeirde fühlte sich als absolute Ilerrscherin. Sie 

ist eine Masse vorhanden, in der eine Menge herrlicher Keime und Charaktere liebte es, als „Landesfürst", „absolut gefreiten Herrn" oder „hochweise Landsge- 

schlummern, die aber als Masse in den händen jedes Schuftes wäre und sich dann ab' meinde" sich nenen zu hören. 
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Führer 2 1 Dass das Volk an die Verfassungsnormen gebunden ist, die es 
selbst gebilligt hat, wird in der schweizerischen Lehre durchwegs bejaht. 212 

Umstritten ist hingegen die Frage der „materiellen Schranken der Verfas-
sungsrevision" (Hans Nef), wonach die Verfassung nicht jede Änderung zu-
lasse, die Volkssouveränität mithin beschränkt wäre. 213 Der Verfassungstext 
sagt allerdings nichts aus über solche „materiellen Schranken", so dass die 
Grenzziehung der Verfassungsinterpretation überlassen bleibt. 

b. Oligarchisierung 

Oft wird die kritische Frage aufgeworfen, ob nicht auch in der Schweiz mit 
ihren vielfältigen demokratischen Einrichtungen im Grunde eine Oligarchie 
herrsche. In der alten Eidgenossenschaft bestanden „natürliche Familien-
oligarchien". 214 Oligarchen waren auch die Schöpfer des Bundes von 
1291,215 Ohne gebildete Oberschicht hätten die politischen Ämter in den 
Landsgemeindeständen gar nicht besetzt werden können 216, und allein 
schon die Unentgeltlichkeit der Ämter und der weit verbreitete Ämterkauf 

&fi::nfachen Landmann von den höchsten Staatstellen fern. Bereits 
(S. 23 'f), dass die eidgenössischen Staatenbünde bis 1848 

aud. 	Wch.:.::Wg: $:/..chtsicherung der herrschenden Oligarchien inter - 

pretiert worden sind, 217  D: Bundesverfassungsentwurf von 14 v.i.irde 
nicht von einem i•:ssungsrat, sondern von einer Notable:iver::ung 
ausgearbeitet. i.: 	::wnerationsbewegung der 1 830er Jahre t.::;::i 	demo- 
kratische 	1 860er Jahre richteten sich nicht zuletzt gegen Olig- 
archen. 215 J-1.j 	andsgemeindeständen der alten Eidgenossenschaft kam 
es periodisch zu Aufständen gegen eingesessene Familienoligarchien. Zieg-
1er 	und 1-JolIiger 22 0 sehen heute in der Schweiz eine „Finanzoligarchie" 

	

Wk, und Kriesi kommt aufgrund empirischer Forschungen 	Ergeb 
eine, politische Elite von etwa 1200 Personen besteht, :' 	 einem 

"""en Kern von 300 Akteuren 221 .. 
Eine faktische Aristokratie wer::,-..„ 	immer und überall geben, tröstete 

sich Carl Hilty. 222  Immerhin hatte man in der Schweiz seit je ein feines 
Sensorium gegen unangemessene Privilegierungen. Genossenschaftliche und 
föderative Eifersucht machten jede Erhöhung eines grossen einzelnen ver-
pönt. 223  Diese Grundhaltung nötigt die gesellschaftliche Elite seit Jahrhun-
derten zu spezifischen Anpassungsleistungen, insbesondere zu einem zurück-
haltenden GebraucL 'ihrer Macht und zum diskreten Genuss ihrer Privilegien. 

Besonders ''d:u -n in der Schweiz die Sozialwissenschaften stärker Fuss 
gefasst haben (ab etwa 1950), wird zunehmend die Diskrepanz zwischen 
idyllischem demokratischem Modell und der tatsächlichen Funktionsweise 
der schweizerischen Referendumsdemokratje aufgedeckt. 224 Das politische 

211 Bei der individuellen Urnenabstimmung entfällt diese massenpsychologische Dyna- 

212 Fvre (1970) 445: I.e peuple suisse, les citoyens suisses ont tous )es droits que la 
constitution leur accorde, rien de plus. Au-del, c'est le mythe." 

213 Siehe z. D. Kägi (1945) 61— Giacometti (1941) 164. - Giacometti (1949) 706.-
Hangariner (1980) 32, 216.— Aubert (1967) Rd. 1, 133: „En rsum& nous ne 
croyons pas aux limites materielles autonomes, tout au moins aux limites auprieu-
res, malgr Fimmense lt qui a 6t6 dp1oy, depuis mi quart de sicle, pour en 
dmontrer 1'existence." 

214 Rluntsc In: i (1831) 58.: •.:W 	en daher in den demokratischen Kantonen fast immer 
einige Volksführer gro:• 	U'wa1t ausüben; ja diese Gewalt ruht dort beinahe erblich 
auf einzelnen Häusern und wird so aristokratisch." - Vgl. auch Ryffel (1903) 
150 ff. -- Ilis (1920) Rd. 1,167. - Fehr,(1926)47. Rornhauser(l832)9. Selbst 
in den Untertanengebieten entwickelte sich eine ländliche Aristokratie, auf die sich 
die eidgenössischen Landvögte stützten. Siehe Peyer (1978) 115 

215 11. C. Peyer, in: Handbuch (1980) Rd. 1,202 
216 Eine von Gott eingesetzte Obrigkeit, die nach höheren Rücksichten für das Wohl 

Landes besorgt war, konnte als tiefe sittliche Idee gesehen werden. - Vgl. Heusler 
(1920) 293 

217 In Artikel 1 des Bundesvertrages von 1815 hiess es, der Rund bezwecke auch die 
„Handhabung der Ruhe und Ordnung im Innern". Die Kantone „gewährleisten sich 
gegenseitig ihre Verfassungen". 

218 Ilis (1938) Rd. 3,1185: Die liberale Aera kannte mehrere persönliche „Diktaturen", 
so jene Alfred Eschers in Zürich, i. Munzingers in Solothurn, Eduard Häberlins im 
Thurgau, James Fazys in Genf, G. Pythons in Freiburg. 

219 Ziegler (1976) 35 
220 EJolliger (1974) 244 f: „Unter einer de jure demokratischen Regierungsform diskret 

agierend, bildet diese Elite ein schattenhaftes de facto-Regime, das in seinen Grund-
zügen oligarchisch und antidemokratisch ist.' 

221 Kriesi (1980) 245 ff, 263 1', 268 ff 
222 Ililty (1890)80 
223 J. Meyer (1875) Rd. 2,190. —F. Fleiner(l923) 18.— Feller(l938)22. —Schindler 

(1948) 183.-- K. Schmid (1957) 41.— Abegg (1964) 98.— Gruner (1973)97 f. - 
Deutsch (1976)51 f. - Ziegler (1976) 121 

224 Vgl. die Studien von Kriesi (1980). -- Gerrnann (1975). - Bäumlin (1978). - Neid-
hart (1970). - Sommer (1978). - Aubert (1980) 168, schreibt zur Atompolitik: 

es sind immer dieselben Leute in allen Schlüsselstellen; deshalb kann man ruhig 
sagen, dass die schweizerische Atompolitik von einigen wenigen Leuten gemacht 
wird, von rund fünfzehn Personen, die ihre Entscheide fern der Öffentlichkeit tref-
fen, obwohl sie die ganze Schweiz angehen." 
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System wird punktuell kritisiert, nicht aber grundsätzlich in Frage gestellt,  
Max imboden schreibt, dass die Interessenvei hinde im staatlichen Fntschei 
dungsprozess noch leidlich zu bestehen vermögen. „Geradezu trostlos aber 
mag sich die Stellung des Bürgers darhieteu' 225 Nur die Bürokratie der 
Wirtschaftsorganisationen mit ihren Experten ist noch in der Lage, der 
Staatsbürokratie gleichrangig entgegenzutreten, 226  Die grossen Organisatio 
neu sind aber nicht demokratisch legitimiert, und deren Führung ergänzt sich 
weitgehend selbst durch Kooptation. Es besteht keine ('hancengleichheit, 
Parlamentarier zu werden oder seine Interessen in den politischen Entschei-
dungsprozess einzubringen. 227 Bestritten wird nicht nur die idealistische 
Vorstellung, dass Demokratie eine Angelegenheit alter sei, sondern auch, dass 
sie die Teilnahme vieler e!mögliche. Pluralismus als empirische I)ernokratie 
theorie sei überholt und weitgehend Rechtfertigungsideologie, meint Bäum 
hin, 228  Pluralismus werde zum Oligopolismus, das fakultative Referendum 
zum wirksamen Druckmittel von 1nteressenvcrhinden 229 und zum lästigen 

„Umweltproblem" für die staatliche Bürokratie. Obwohl auch heute noch 
weitherum die Oberzeugung herrscht, das Parlament solle der Regierung 
übergeordnet sein, hat sich der Legislativ zum Exekutivstaat gewandelt 230 

Das Milizparlanient sei der vollamtlichen Regierung mit ihrem Verwaltungs-
apparat weit unterlegen. Die wesentlichen Lutscheide fielen im vor- und 
nebeuparlamentarischen Raum, das Parlament degeneriere zum ‚‚Ratifika-
tions und Akkkunationsorgan". 231 Für das Volk und die demokratisch ge- 

225 lmhodcn (1971) 120 
226 Schon Segesser (1879) lId. 3,411, kritisierte die ‚‚Verwir tschatiliclrrnrg der Pohitik" 

‚‚Bald wusste man nicht mehr, wer mehr in bedeuten hatte in der Schweiz, der 
Bundesrat oder die Gottharddirektlon; zum Glück herrschte zwischen den beiden die 
ungetrübteste 1 larnionic, sie schienen eilt Hetz und eine Seele zu sein" Vgl, auch 
lt. Huber (1971) 344 ltiumlin (1978) 20. Wittnrann (1979) 236 ff 

227 F. lleiuer (1923) 317, meinte noch: ‚‚Volksversarnnilungen und Presse stehen aber 
nicht bloss dem Politiker offen. Auf diese Weise vermag der Arme, wie der Reiche, 
der Arbeiter, wie der Gelehrte und Künstler auf das schliesslichc Zustandekommen 
eines Gesetzes linthrss zu erlangen" 

228 h3iuniIin (1978)21 
229 lt. Hoher (1971) 381 	Masnata (1978) 137 f: ‚‚Die halhdirckte t)emokratie ist 

vielleicht die grüsste Illusion des politischen Systems in der Schweiz" 	Ziegler 

(1976) 123: ‚‚l)ie direkte Demokratie wird vielfach zur direkten Oligarchie" 
230 lichenberge (1949) 320: ‚‚l)ie Bundesverfassung.. hat den normalen legislativ 

staat normiert. Davon weicht die Wirklichkeit ah. Die soziologische Staatsstruktur 
der Eidgenossenschaft tendiert zum Exekntivstaat " 

23 1 Anbert (1967)1k). 1, 74, stellt ‚‚une tendance asscz nette i l'oligar chic" fest, 	VgL 

auch Giacometti (1949) 476. 	Kägi (1945) 17. fläurnlin (1978) 96  

wählten Organe bestünden kaum noch Entscheidungsalternativen, denn die 
von der Verwaltung und den Experten vorgegebenen Lösungen unterliegten 
unausweichlichen Sachzwängen oder seien „technisch bedingt" 232 

1), Korrektive zur Demokratie 

a, Föderalismus 

Föderalismus gilt in der Schweiz als althergebrachter, durch breiten Konsens 
abgestützter Wert. 233  Seit dem ersten Bund von 1291 haben die eidgenössi-
schen Orte eifersüchtig ihre politische Selbständigkeit zu wahren getrach-
tet. 234  Der Gegensatz Föderalismus/Zentralismus ist indessen ein neueres 
Phänomen, Vor 1 798 wurde gar kein Bundesstaat angestrebt 2 ‚ und erst 
mit der Schaffung einer nationalen Souveränität konnte die Schmälerung der 
karttonalen Kompetenzen zum Problem werden. 236  In der alten Eidgenos-
senschaft war Föderalismus eher eine realpolitische Maxime egoistischer 
Stände 231  und ist nicht bewusst als ein Element der Machtteilung oder als 
Korrektiv zum Majoritätsprinzip verstanden worden. Bürger eines Standes 
bzw. eitler Gemeinde zu sein, war mit ökonomischen Privilegien ver-
knüpft 238,  und es ging nicht zuletzt darum, diese Vorteile zu verteidigen. 
Dieser Föderalismus war nicht mit demokratischer Organisation des Staats-
wesens gekoppelt; es drohte auch keine Gefirlir einer tyrannischen Volks-
mehrheit, Die alte Eidgenossenschaft war eine l,)or'uäne der deutschsprachi-
gen Orte; das Problem der viersprachigen Schweiz stellte sich erst mit der 
lielvetik. 239 

232 lmlmden (1971) 294 
233 Vgl. z. 1). Bluntschk (1831) 119, 	Troxkr (1838) 1, ...Orelli (1885) 96. 

M. Huber (1934) 33, Casser (1939) 131 Bonjour (1939) 21 . Kohn (1955) 8 
234 Meister 1786) 421 ‚ . Nahholz (1916) 157 
23 Domeisen (1978) 102 
2J6 Rougenrorrt (1965) 67: 1 )cr Bcgriff des Eüdcralisrnus wurde erst gegen Ende de 

19, hIn hnndcrts bewusster Begriff und erst im ersten Drittel des 20. Jahrlrnrnlerts 
zu einer politischen Zielsetzung,, Es handelt sich also um ein modernes Phänomen 
In der Geschichte der politischen Theorier 

237 An der 'lagsatzung vorn 16. Mai 1847 äusserte der Gesandte von Schaffhausen ire 
St rrrktionrsgeru5ss: ‚‚Nicht sowohl das Schweizervolk sträubt sich gegen den 1 initaris. 
mrrs als vielmehr einzelne Regierungen, welche mit dem Heere vorn Beamten auf ihre 
Stellen verzichten mussten.'' Vgl. Abschiede der eidgenössischen Tagsatzung des )all-
res 1847, IV. Teil, 45 

238 Vgl Kaiser (1875) 278. 	llilty (1 W75) 154 
239 Vgl. Lüehy (1969) 10, Weilewnann (1925) 178 11' 
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Mehr 81s ein )id,cg Jahrtausend ekIgenösisclicr Staitctitnnd hatten hn 

p()Iiisc1lefl 8CWUSStSCfl Und hn moderlien ‚ (ICV Chl Koinprouüss 
zwi5cIHl1 (ICE fl()tVCn(IigCfl Insidutionahsierung t'incr Zentralgcwlt und der 
Wahrung der Eigenständigkeit der Bundesglieder war, tiefe Spuren hinterlas-
set. Der Einheitsstaat der lielveiik diente als abschreckend« Beispiel einer 
dem Werden und Wesen der Eidgenossenschaft zuwiderlaufenden Staats-
organisation, 240 Gerne werden Napolcons Worte zitiert, die er am 12. De-
zember 1 802 in St. ( lond vor eidgenössischen Gesandten gesprochen hat: 
„La nature a fait votrc Etat ftdratif. Vonlnir la vaincrc, ne peut pas dtre 
(run homme sage" Erst mit der Begründung der nationalen Kmpetenzcn 
hoheit und der Geltung des Majoritätsprinzips kam dem Föderalismus die 
Funktion zu, ein Korrektiv zur Volkssouvcräffltät zu sein. Fritz Fleiner 
meinte, der Föderalismus habe von jeher politisch dazu gedient, die katho 
tischkonfessioncllcn und die französischitalienischen Minderheiten gegen 
(las Übergewicht des liheraFreformierten Elements und der deutschsprachi-
gen Mehrheit zu schirmen, 24 

‚‚Der Föderalismus ist die territoriale Form der Gewaltenteilung." 242 

Katholisch-konservative Kreise, die sich im liberalen Bundesstaat in die Min-
derheit versetzt sahen, brandmarkten jede zusätzliche Bundeskompetenz als 
weiteren Schritt zum „linitarismus", ja zum Untergang der Eidgenossen-
schaft. Segesser 1101) hervor, die Freiheit werde erhalten durch die föderative 
Verfassung. „Alle Entschcidungsgewalt im Bund in die hand der Mehrheit 
des Schweizervolkes legen heisst nichts anderes, als die Herrschaft der gros-
sen Kantone über die kleinen verfassungsmässig begründen. Das aber ist nicht 
schweizerische Freiheit, sondern Unterdrückung, demokratischer Absolutis-
mus" 243  

Eine interessante Wandlung lässt sich bei der sozialdemokratischen Posi-
tion feststellen. Das SPS-Programm von 1 888 forderte „die Beseitigung des 
kantonalen Partikularismus, respektive die Vollendung des schweizerischen 
Einheitsstaates unter demokratischen Garantien", Während der radikalen 
programmatischen Phase Von 1904 1935 sollte vermehrte Zentralisation elli 

280 1 Meyer (175) Rd. 2, 89: BIs auf den heutigen Tag ist uns die Redensart geläufig, 
der Einheitsstaat sei hei uns schlechterdings unmöglich. Anders Kaiser (1875) 
185 „Als Cemeinpiatz betrachte ich geradezu die Ansicht, welche behauptet, unsere 
(;eschkhte sei gegen die Zentralisation in der politischen Gestaltung des Landes." 

241 F, Heiner (1941) 203 
242 flimnlin (1954) 151 	Siehe auch Segesser (1879) 13d. 3,321. - Kgi (1945)41 

(;iaconmemti (1949) 32. 	Riklin (1980) 140 f 
243 Segesser (1819) lId. 3,329 

Gegengewicht zur Konzentration des Kapitals bilden 244 Die Mach tergrei 
flmng sofile Über den Zent talstaat vor sieh gehen. Das Manifest ‚‚Die neue 
Schweiz'' von 1 942 forderte jedoch einen genossenschaftlichen und födera-
tiven Aufbau der Wirtschaft in Selbstverwaltungskörpern, Das Parteipro-
gramm von 1959 bekennt sich zu einer ‚‚demokratischen, föderalistischen 
Staatsordnung", und der SPS'Programmentwurf VOfl 1980 erklärt die Selbst-
verwaltung in Staat, Wirtschaft und Gesellschaft zur obersten Maxime. In der 
Sozialversicherungspolitik freilich tritt die SE nach wie vor für zentralistische 
Lösungen ein, 

Wenig gesehen wird, dass der Bund die individuelle Freiheit gegen Ober- 
griffe der Kantonsgewalt 	auch gegen einen möglichen Machtmnisshrauch 
der Mehrheit! 	schützt, 245  Von 1848-1874 wurden allerdings Klagen 
wegen Verletzung verfassungsniässigcr flechte durch die Kantone nicht VOH 

einem unabhängigen Gericht, sondern vom Parlament bzw vom Bundesrat 
beurteilt, Einer der wenigen Staatsrechtler, die dem Föderalismus skeptisch 
gegenüberstanden 246,  ist Simon Kaiser: „Ich betrachte die Kantone als die 
Ursache von zu vieler Gewalt im Innern, welche der Freiheit und der Ent-
wicklung der Ideen des Fortschritts niemals günstig ist," 241 

b. Proporz 

Die Idee der Verhältniswahl (Proporz) postuliert die Verteilung der Parla-
mentsmandate im Verhältnis zu den Wähleranteilen der Parteien. Der Pro-
porz bildet einen wirksamen institutionellen Riegel gegen die Gefahr einer 
rücksichtslosen Parlamentsmehrheit, Be der Gründung des Bundesstaates 

244 Eine Ausnahme war der Führer der rcllgiössozialen Bewegung, leonhard Ragaz, der 
den Föderalismus als das wahrhaft sozialistische Prinzip verteidigte. Siebe Crldazzi 
(1935)332 

245, Sogar Segesser (1879) lId 3,3 19, sieht diesen Vorteil. 	Nach Kaiser (1875) 181, 
muss man unterscheiden zwischen der Freiheit des Bürgers und der Freiheit der 
Kantone. Auch die Kantone schränkten die Unabhängigkeit des Individuums ein 
Rappard (1936) 149 L 0 West done pas paradoxat de soutenir qne 1'niancipation 
politiquc de l'individu a 6t6 retarde heMtcoup plus quc hätte en Suisse par la 
dfesc des liherts cantonales. Pendant longtemps, en effet, l'Etat fdral n'a limit6 
neu t'atmtonoinic de l'individu. Au contraire." 

246 Auch Troxler (1833) 13: „Souveräne Kantone - diesen setzt entgegen die uuab 
hängige selbstherrliche Nation, wovon die Kantone nur die Standquartiere und toten 
Gehäuse sind, In welche Ihr nicht wieder das alte Ungeziefer sollt sich einnisten 
lassen," 

247 Kaiser(1875) 180 
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1 848 war das Mehrheitswahlsysteni noch unbestritten. Für die erste Wahl des 
Nationalrates 1 848 wurde ein provisorischer Wahlmodus festgelegt. Das Bun-
desgesetz über die Wahl des Nationalrates vom 21. Dezember 1850 248 schuf 
ein Mehrheitswahlsystem mit drei Wahlgängen. Für die Wahl von 120 Natio-
nalräten wurden 49 ungleiche Wahlkreise gebildet, in denen je ein bis vier 
Vertreter zu wählen waren. 249 Aufgrund der eidgenössischen Volkszählun-
gen wurden die Wahlkreise jeweils neu umschrieben (so 1863, 1872, 1881, 
1890, 190, 1911), was der radikal-liberalen Parlamentsmehrheit Gelegen-
heit zur „Wahlkreisgeometrie" bot, Aufgrund dieses Mehrheitswahlsystems 
ergaben sich erhebliche Differenzen zwischen Wähler- und Mandatsanteilen 
der konkurrierenden Parteien. So errangen z. B. die Radikalen bei den Natio-
nalratswahlen von 1860 mit einem Wähleranteil von 48,2 Prozent 57,1 Pro-
zent der Sitze, während die Konservativen mit einem Wähleranteil von 
21,2 Prozent nur 10,7 Prozent der Sitze erreichten. 1917 betrug die Diffe-
renz zwischen Wähler- und Mandatsanteil + 13,7 Prozent zugunsten der Radi-
kalen, aber - 20,2 Prozent zu Lasten der Sozialdemokraten. 250 

„1)as Verdienst, der Idee der Proportionalwahl zum erstenmal klaren Aus-
druck gegeben zu haben, gebührt dem Franzosen Victor Considrant" 251  
(1808 1893). In Genf 252  wurde Considrant Zeuge heftiger Parteien-
kämpfe. Bei den Grossratswahlen vom 7. Oktober 1846 erhielt die radikale 
Partei mit 1 409 Stimmen 19 Vertreter, während die Konservativen mit 
1 342 Stimmen 29 Sitze erlangten. Die durch religiöse Gegensätze gesteigerte 
Parteiwut führte zur offenen Revolution. Am 26. Oktober 1846 reichte Con-
sid&ant den Mitgliedern des neu eingesetzten Genfer Verfassungsrates ein 
offenes Schreiben ein mit dem Titel „De la sinc&it du gouvernement re-
prsentatif oü exposition de l'lection vridique". Considrants Grundge-
danke war, „que tons les 6leeteitus d'nne mme opinion puissent se runir, se 
grouper, ei se choisir en proportion de leur nombre et de kur droit, les 
reprsentants qui Ieur conviennent", 253 Der Genfer Verfassungsrat nahm 

indessen von Considrants Schreiben keine Notiz. Die Idee der Proportional-
wahl war noch zu neu, und deren praktische Durchführung erschien unmög-
lich. Ab etwa 1860 entstanden in verschiedenen Kantonen und im Bund 
Wahlreformbewegungen, die vor allem publizistisch der Proporzidee zum 
Durchbruch verhalfen. Auf politischer Ebene forderten naturgemäss die Mm-
derheitsparteien den Proporz. Am 15. Januar 1865 gründete Professor Ernst 
Naville in Genf den ersten Wahlreformverein. Weitere Gründungen in anderen 
Kantonen folgten, und anm 14. September 1876 wurde in Bern von vier Wahl-
reformvereinen der „Schweizerische Verein für proportionale Stellvertre-
tung" ins Leben gerufen. 1875 gelangte der konservative Physikprofessor 
E. Ilagenbach-Bischoff mit einem eigenen Vorschlag eines Proporzwahl-
systems an den Basler Grossen Rat. 254 Politische Praxis wurde der Proporz 
zuerst im Kanton Tessin -- 'obwohl es hier kaum eine Wahlreformbewegung 
gegeben hatte. Schon seit der Unabhängigkeit des Kantons standen sich zwei 
Parteien gegenüber, „die einander an numerischer Stärke wie an Leiden-
schaftlichkeit stets ziemlich ebenbürtig gewesen sind". 255 Bei den Grossrats-
wahlen vom 3. März 1889 erreichten die Konservativen mit 51,3 Prozent der 
Stimmen 77 Mandate, die Liberalen mit 48,7 Prozent dagegen nur 35. Dieses 
Wahlergebnis führte zu Tumulten, die eine bewaffnete eidgenössische Inter-
vention notwendig machten. Gemäss eines Vorschlags des Bundesrates wurde 
am 11. Januar 1891  ein Verfassungsrat nach dem Proportionalverfahren ge-
wählt. 

Auf Bundesebene war der Proporz seit 1871 Gegenstand ständiger politi-
scher Vorstösse irn Parlament. Im Juli 1871 forderte der Luzerner National-
rat Adam Ilerzog-Weber 256  in einer Motion die Proporzwahl des National-
rates. Die adika!-1ibera1e Mehrheit im Bundesparlament, die von 1848 --1891 
alle Bundesräte gestellt hatte, sperrte sich gegen die Abschaffung des Mehr-
heitswahlrechtes. Carl lIilty, der 1882 zur Frage des Wahlsystemns im Auftrag 

248 Siehe Amtliche Sammlung der Bundesgesetze, 11. IM., Bern 1851, 210-231 
249 Vgl. Ilis(1938) Bd. 3,358 ff. - Gruner(1978 11) Lld. IA,94 f 
250 Quelle: Cruner (1978 II) Bd. 3,485 
251 Emil Klöti, Artikel Verhältniswahl, in: Reichesherg (1911) lId. 3/11, 1150 	Nach 

Schcfold (1966) 213, scheint dies in Europa die erste vollständige Darstellung des 
Verhältniswahlverfahrens zu sein. - Siehe auch Jagmetti 092 1) 160. ,--  Für die euro-
päische Wahlreformliteratur war das Buch des Engländers Thomas Ilare, The election 
of representatives, parliamentary and municipal, 1859, von grosser Bedeutung. Bare 
schlug ein Sy stern mit Eventualstimmen vor, während Considrant bereits das Prin-
zip der Listenwahl entwickelt hatte. - Vgl. dazu Klöti (1901) 8 f 

252 Zur Wahlreformbewegung in Genf siehe Klöti (1901) 19 ff 
253 ConsIrJrant(l846) 1 

254 Diese Eingabe wurde publiziert unter dem Titel „Die proportionale Vertretung bei 
den Basler Grossratswahlen", Basel 1882. Weitere Publikationen von Ilagenhach-
Bischoff waren: Gutachten über die Anwendung der Proportionalvertretung statt des 
absoluten Mehrs, Basel 1888; Berechtigung und Ausführbarkeit der proportionalen 
Vertretung bei unseren politischen Wahlen, Basel 1884 (zusammen mit Studer und 
Pictet); Die Frage der Einführung der Proportionalvertretung statt des absoluten 
Mehrs, Basel 1888. 

255 Klöti(1901)34 
256 Ilerzog-Weber hatte bereits 1862 eine kleine Broschüre veröffentlicht: Ober das 

richtige Wahlverfahren in der repräsentativen Demokratie. 
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des Bundesrates ein Gutachten ausgearbeitet hatte 257 	nannte den Proporz Verhältnis der Starke der Parteien und unter Rücksichtnahme auf Regionen 
konsequent ‚Minoritätenvcrretnng". Der Proporz befördere den Parteien- und 	Landessprachen 	verteilt, 	was Entscheide mit 	Kompromisscharaker 
geist und mache das „ivandat itnpratif" zur Notwendigkeit, behauptete garantiert, Der Modus des Parlamentsproporzes wird so auf andere öffent 
Hilty. 258  Nach gescheiterten Versuchen 1900 und 1911 wurde 1918 - 	bis Iice Körperschaften ausgeweitet. Innerhalb der Regierungen wiederum gilt 
dahin war der Proporz in zehn Kantonen zum Durchbruch gelangt 259 	eine das Kollegial und Turnusprinzip. 261 

Verfassungsinitiative zur Vcliltniswahl des Nationalrates vorn Volk ange- Die Ausbildung des Konkordanzprinzips als KonfliktregeIungsmechanis 
fl(flUHICJL 	Bei 	den 	Nationalratswahlen VOfl 	1919  verVor die radikalliberale JulIS nmss aus den spezifischen historischen, gesellschaftlichen und politi 
Fraktion ihre absolute Mehrheit, während die Sozialdemokraten ihre Sitzzahl sclien Bedingungen der Entwicklung des schweizerischen politischen Systems 
fast verdoppeln konnten. Seit 1919 vermochte keine Partei mehr die abso verstanden werden. Wie beim Föderalismus oder der Neutralität waren es 
lute Mehrheit im Nationalrat zu erringen. Allmählich trat auch bei den Radi nicht Ideen oder bewusste Entscheidungen, die zur Konkordanzdemokratie 
kaI-Liberalen ein Gesinnungswandel ein. Der Proporz entspreche, trotz cmi- geführt haben, sondern der Zwang der Verhältnisse. Schon die Bundesbriefe, 
ger Nachteile, am besten der Demokratie, meint Giacometti. 260 De Exper von 1291  und 131 5  hielten fest, dass bei Konflikten unter Eidgenossen die 
tenkoniniission zur Vorbereitung einer Totalrevision der Bundesverfassung 	 . Erfahrensten und Klügsten den Streit schlichten und gütlich beilegen sollten. 
schlägt in Art. 60 ihres Verfassungsentwurfes auch für den Ständerat das Die Orte Basel, Schaffhausen, Glarus und Appenzell waren geniiss ihren 
Proporzwahlverfahren vor. Bundesbriefen gehalten, „dahin zu arbeiten, Aufruhr, Zweiung und Spähne 

zwischen den Orten beizulegen, und wenn das nicht sein möchte, stille zu 

c Konkordanz sitzen". 262  In wichtigen Fragen war auf der Tagsatzung Einstimmigkeit er- 
forderlich, was zu Kompromiss und Ausgleich zwang. In bezug auf die gemei- 

Das Konkordanzprinzip kann » wie das Mehrheitsprinzip und der Proporz nen Herrschaften galten die Grundsätze der konfessionellen Parität und der 
als Konfliktregelungsmeclianismus zwischen rivalisierenden Gruppen betrach- turnuswcisen Verwaltung. Steiner sieht in der Geschichte der Schweiz eine 
tet werden. An die Stelle von Mehrheitsentscheiden oder autorititer Ent- 	‚ deutliche Tendenz zum „gütlichen Einvernehmen". 263 Die volle Proportio- 
scheidungen einzelner tritt das „gütliche Einvernehmen", die Suche nach nalisierung des Bundesrates seit 1959 erscheine unter diesem Blickwinkel als 
einem breit abgestützten Kompromiss. Die Eigentümlichkeit der Konkordanz konsequenter Abschluss einer langen historischen Entwicklung. 264 	Aller- 
ist, dass sie meist nicht aufgrund zwingender Rechtsnormen praktiziert wird, dings darf nicht übersehen werden, dass die alten Eidgenossen ein durchaus 
sondern auf freier Vereinbarung beruht. hohe Verwaltungs- und Arrneestel- kriegerisches Naturell hatten, und dass-Streitigkeiten zwischen den Orten 
len sowie Sitze in Regierungen, Gerichten und Kommissionen werden im auch in Bürgerkriegen entschieden wurden. 265 Friedliche Konfliktregelung 

257 Ililty, Ober die Anwendbarkeit der sogenannten Minoritätenvertretung hei den eid- 
genössischen Wahlen, Bern 1883. Aus diesem Gutachten bezogen die Proporzgegner 	 ; 261 	Kollegial- und Turnusprinzip wurzeln in der alten Eidgenossenschaft. 	Siehe dazu 
ihre Argumente. Auch der Bundesrat stützte sich in seinen „Antiproporzhotschaf z B. I)ubs (1877) Bd. 1, 85, 	J. Meyer (1875) Od. 2, 189.— FeIler (1938) 26 	- 
ten" auf Ililty. „Ein Land ohne Majorität gleicht.. . einem Schiff ohne Ballast und Ciaconiettl (1949)569.- Neidhart (1970) 37-  
ohne Kompass" (llundesblatt 1910 1492), Vgl. auch 881 1883 IV 214 ff, 8151 1914 262 ltleuslcr (1920) 236 f 
11 	119 fr. -. KIöti (1901) 144, kritisiert, Ililty kehre in seinem Gutachten zu stark 263 Steiner (1970)39 f 
den Parteimann heraus. Es entbehre der „nötigen Objektivität". 264 Steiner (1970) 40: „Dieses Gemeinsame, das sich wie ein roter Faden durch die 

258 	llilty (1890) 63 ff. 	Ihilty hielt zeitlebens an seiner Meinung fest. - Vgl. hlilty eldgenössische Geschichte zieht, besteht im ,  W11!en, Konflikte im gütlichen Finver- 
(1900) 537 ff; (1906) 326 ‚ 	nehmen aller Beteiligten zu lösen." - kritisch zu dieser Deutung: Cermann (1975) 

259 Nämlich 1890 TI, 1891 NE, 1892 GE, 1894 ZG, 1895 SO, 1898 SZ, 1905 os, 1909 187 
LLJ, 	1911 	SG, 	1916 ZU. - Gruner (1978 II) lId. lA, 540, sieht den Proporz als 265 Alter Zürichkrieg 1436/50 (Exekution der Besatzung von Greifensee!); Kappeler 
Musterfall der allgemeinen Erscheinung, „dass institutionelle Neuerungen sich ge- 	•‚ Kriege 	1529 	und 	1531; Villmerger Kriege 	1656 und 	1712; Sonderhundskrieg 
samtschweizerisch erst dann durchzusetzen vermögen, nachdem sie In den Kantonen 1847, - Ferner die sozialen Konflikte des Bauernkrieges 1653 und des General- 
erprobt worden sind", 	 ' streiks 1918. 	Das Stanserverkomninis von 1481 wiederum gilt als paradigmatischer 

260 Glacometti (1949) 490, Anm. 50 Fall eines ‚gut schweizerischen Kompromisses". 

62 63 



und 'Verzichte auf,  NI joritätspositionen waren während der Regeneration in 

den Kantonen nicht üblich 266, viehnehr herischten heftige Parteienkimpfe 
Die institutionalisierten Zwänge zur Zusammenarbeit, Referendum und 

Proporz, haben die Tendenz zur Konkordanzdcmokratie entscheidend vor -
Märkt, Alhnühlich bildete sich ein politischer Stil und eine politische Kul 
tut 267 aus, in welcher die politische Elite die friedlichen Konfliktregelungs 
muster als hohe Werte internalisierte. 268 Die gesellschaftlichen Bedingungen 
(1Cr Konkordanz sieht Lehmbruch im Sekt ionalismus und in der geringen 
‚Versäukwg" der schweizerischen Gesellschaft, d. 1*. das Individuum hat 

stärkere Präferenzen für die territoriale Gruppe, innerhalb derer es lebt, als 
für die soziale Schicht, der es angehört 269 IJaraus resultiere eine regionale 
Überschneidung der Interessengegensätze, so dass die Jmiteressenkoalitionen 
in der Schweiz eher locker seien. Galt das friedliche Konfliktregelungsmnuster 
der Konkordanz zunächst im Bereich kont'cssioneller und regionaler Ausein 
andersetzungen, so wurde es seit der llelvetik auf Konflikte zwischen Sprach-
gruppen ausgeweitet.. Mit dem Einzug eines Konservativen in den Bundesrat 
(1891 ) begann die Entwicklung zur Konkordanzdenmokratie im Bund, und 
das sogenannte ‚‚Friedensabkommen" von 1937 in der Maschinen und 
Metallindustrie zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern bedeutete den 
Beginn der ‚‚Sozialpartnerschaft" im wirtschaftlichen Bereich. 

in jüngster Zeit mehren sich die Bedenken in bezug auf die Effizienz und 
die lnnovationskapazität der Konkordanzdcinokratie. 270 Germann meint, 
Wahlbeteiligung sei mi. a. eine Funktion der Kontliktintensität, Das subjektive 
Gefühl der politischen Ohnmacht werde durch das Konkordanzsystem vor - 

stärkt. In Anlehnung an ein Wort von Maurice I)uverger schreibt Gerniann: 
„Konkordanzdemokratie ist par exellence Demokratie ohne das Volk,." 271  

d. Rechtsstaat 

Die Idee des Rechtsstaates als wichtigstes Korrektiv zur Demokratie soll im 
folgenden Kapitel dargestellt werden, Die Ideen des Konstitutionalismus, der 
Legalität und der unantastbaren Freiheitsrechte (Naturrechte) waren zu 
nächst als Schranke gegen den Absolutismus konzipiert. Mit der Entwicklung 
der modernen Demokratien wurden sie zu Korrektiven der Volkssouveräni 
EH. Nach der französischen Revolution haben liberale und konservative Den-
ker immer wieder vor demokratischem Absolutismus gewarnt, so Alexis 
dc 'Iocqucville (1805 1859) 272 , John Stuart Mill (1 806 1873 273  ‚ l3enja' 
min Constant (1 767 1830), in der welschen Schweiz Antoirmc Elis Cherbw' 
bez (1 797 1 869) 274 und Alexandre Vinet (1 797 1 847) 275 ' Constant 
kritisierte die ‚‚subtile Metaphysik" von Rousseaus „Contrat social", 276 

„Die Volkssouverftnität ist nicht unbegrenzt; sie wird vielmehr durch die 
Grenzen eingeschränkt, die ihr die Gerechtigkeit und die Rechte des Indivi-
duums setzen." 277 Zur Sicherung der individuellen Freiheit trat Constant 
ein für absolute I"reiheitsrechtc, das Repräsentativprinzip, das Zensuswahl-
recht und starke Staatsglieder. 

266 Gruner (1978 II) Bd, 1 A, 541 ‚‚Mit einer einzigen Ausnahme, (ent, kennen alle 
schweizerischen Kantone im 19. Jahrhundert die 1 leusehatt einer hegemonialeu oder 
prä(lominierenden Mehrheltspartel." Nach KIÖti (1901) 217, waren im letzten 
Jahrhundert die meisten Proportionalisten Gegner der proportionalen Wahl der 
Regienmg. 

267 Die politische Kultur als Sozialisationsrauni der politischen Elite erzeugt Wertvorstck 
lungen über die Modalität der Lösung gesellschaftlicher Konflikte. Die institutiouel 
teil Rahmenbedingungen ilihren zu Vorstellungen über erfolgreiche politische Strate-
gien, 

268 VgL t.ehmbrnch (1967) 54 if.. 	Steiner ( 1971) 81 f. 	Deutsch (1976) 16. 	Als 
weiterer Erklärungsgrund der Konkordanz muss der Verzicht auf eine ‚‚heioische 
Aussenpolitik" gesehen werden 

269 1 ehmbruch (1967) 31 ff 
270 Vgl. etwa Meier/Riklin (1974). 	Fehnibuich (1967) 49 f. 	Neidhart (1970 11). 

Gerniann (1975) 152 if  

'271 Cerniann (1976) 438 f 
272 Siehe z. lt. 'l'ocqneville (1835) 11/6 
273 fIL (1859) Einleitung: ‚‚l)as Volk kann infolgedessen beabsichtigen, einen Teil der 

Gesamtheit zu hedTücken, und Vw sichlsniassregeln dagegen sind ebenso geboten wie 
gegen jeden andern Missbrauch der Gewalt." 

274 Siehe ('herbuliez' Werk „Dc la d6mocratic eu Suisse", 1 843 
275 Vinet (1945/1846) ltd. 4, 185: „Man hat jenes Getöse, das aus dem Schosse des 

Volkes hervorgeht, wie der Dampf aus einer flüssigen Masse eruporsteigt, die der 
Wirkung eines starken Feuers ausgesetzt wild, zu Orakel.sprüchcn erhoben. Aber das 
dunkle Gefühl des Volkes selbst protestiett gegen diese Vergöttung. . . . Wie ist doch 
gewöhnlich das Denken der Menge sklavisch und willenlos, veränderlich undgeteilt!" 

276 ('onstaut (1972/1814) ltd. 3, 331 
277 ('onstant (1972/1815) 13d. 4,28 
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4. Rechtsstaat 

4, !IiSIOrise/lCr hintergrund 

Erst mit der 1 lclvctik hat die Idee des Rchtsstaates 	der rechtlich. rational 
legitimierten Staatsmacht 	in die Schweiz Eingang gefunden 278  Im Laufe  
des 19, und 20. Jahrhunderts ist vor allein die deutsche Rechtsstaatstheorie 
rezipiert worden. 279 Die politische Praxis vermochte indessen mit der staats-
rechtlichen Theorie bei weitem nicht Schritt zu halten. 280 Bis heute besteht 
in der Schweiz ein zwiespältiges Verhältnis zur Rcchtsstaatsidee 	zu sehr 
dominierten die Dogmen der Volkssouveränität und des Gewaltenmonismus, 
Den Verfassungsvätern von 1848 schwebte eine Art „gouvernement 
sembke" vor, freilich ohne die Mi,glichkeit des Regierungssturzes. Sie woll-
ten ein „Obergewicht der l3undesvrrsaniinlung über einen nicht geraden 
machtlosen, aber doch einigermassen ‚gefügigen' und nicht allzu selbständi-
gen Bundesrat einrichten". 281 Die ältere, gewaltenmonistisclie, „demokra-
tische" Auslegung sah dementsprechend in der Verfassungsnorm der „ober-
sten Gewalt" (Art. 71) einen allgemeinen Vorrang des Parlaments gegenüber 
dem Bundesrat. 

Auch die richterliche Gewalt war 1848 sehr sdiwach ausgebildet. Von 
einem unabhängigen Bundesgericht konnte erst 1874 die Rede sein. Von 
1 848 1 874 konnten Parlamentarier zugleich Bundesrichter sein, und das 
Bundesgericht halte keine direkte Kompetenz zur Rechtsprechung bei Ver -
letzung verfassungsmässiger Rechte. 282 Noch heute kann das Bundesgericht, 
obwohl von Staatsrechtslehrern seit Jahrzehnten unermüdlich gefordert, 
Bundesgesetze nicht auf ihre Übereinstimmung mit der Verfassung prüfen 

278 Garzoni (1952) 223. 	R. Fklner (1917) 33. 	lläumlin (1965) 82 
279 Der Rechtsstaatsbegriff ist eine Schöpfung des deutschen Kechtskreises. Viele 

Schweizer Juristen hatten in Deutschland studiert, und einige waren auch als Buch-
schullehrer litt nördlichen Nachbarland tätig (so Bluntschll und F. Flelner), In 
Frankreich und In den angelsächsischen 1 indcrn hat sich keine differenzierte 
Rechtsslaatstheorie ausgebildet. Es gibt dort auch keinen Sammelhegriff flir das, was 
im deutschen Sprachraum unter Rechtsstaat subsumniert wird. 

280 Kägi (1952) 197. lmnhoden (1971) 467 
281 (. Schmid (1971) 185 
282 Vgl. Protokoll (1848) 141 (,204 

(Art. 113 Abs 3 der Bundesverfassung).. 	Giaconietli 284  und Kägi 28 

meinen, durch diese Formel besitze die flundesvcrsam mlung fak tisch juristi-
sclie Allmacht, Der Vcrfassungsermfwurf von 1977 möchte zwar die Möglich-
ket der richterlichen Prüfung der Verfassungsmässigkeit von Brindesgeset-
zen 286  schaffen, aber weder in Form einer präventiven noch einer repressiv -
abstrakten Normenkontrolle, sondern als repressiv-konkrete Kontrolle. ‚‚Das 
letzte Wort haben . . . die eigentlichen politischen Organe der Verfassung-'- 
und Gesetzgebung; es soll auch durchaus so bleiben." 281 Oberhaupt 
herrsche in der Schweiz die Neigung vor, die Gerichte der gesetzgebenden 
Gewalt unterzuordnen, meinte schon 1872 Rültimann 288 ' Es erscheint als 
undenkbar, dass ein Richtergrerniumn einen eidgenössischen Volksentscheid 
aufheben könnte, 289  Regierungen, Parlamente und Verwaltungen wehrten 
sich gegen eine stärkere Kontrolle ihrer TätigkeIt. Mit anderen Juristen for-
derte Imboden: „Dem Richter muss eine sehr viel stärkere Stellung gegeben 
sein. 290 

Während der beiden Weltkriege übertrug das Parlament dem Bundesrat. 
ausserordentliche Vollmachten, womit die Verfassung teilweise suspendiert 
wurde. Ein „Notrecht" kennt die Bundesverfassung aber ,  nicht. 291 ‚ weshalb 
Giacometti urteilte: „Die Vollmachtenbcschltlsse sind . . illegal." 292  Die 

283 (iacometti (1949) 932: Dieser Artikel Ist vorab zu erklären aus der politisch höhe-
ren Bewertung der Legislative gegenüber der Justiz durch den Verfassungsgesetz 
geber. Er gebt zurück auf einen 1874 von Bundesrat L)uhs im Nationalrat gestell-
ten Antrag. 

284 Cömcomieui (1949) 933 
285 Kligi (1945) 113 
286 Zur Verfassungsgerichfsharkeit als Normcnkontro1le Am 5. März 1799 machte Paul 

t.JsterI den Vorschlag eines (eschworenengericli ts, das über die Verfassung wachen 
sollte,. In dem vom helvefischen Senat am 5, Juli 1800 genehmigten Verfassungsent-
wurf war nach mien Ideen von Sieys ein Ceschworenengerichit vorgesehen 
Vgl. Jagmetti (1921) 53 ff. ' Dietschi (1926) 31. 1847 und 1874 stand eine 
richterliche Kontrolle der Verfas.sungsmässlgkeit von Hundesgeselzen nicht zur Dis-
kussion, Am 22. Januar 1939 wurde eine Initiative auf Erweiterung der Verfas 
sungsgerichtsharkeit verworfen. 

287 Epertenkommission Totalrevision (1977) 180 
288 Rültimann (1 872) Hd. 2, 218 
289 Ruck (1957) 280, Anm. 1I kamflonalcn Volksentscheiden ist dies möglich. 
290 Imboden ( 1971 ) 296 
291 Riittimnanri (1 872) lId. 2, 247. 	Giaconietti (1945) 40 f 
292 Ciac,miieui (1949) 789 
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Theorie hat sich im nachhinein bemüht, diese Praxis zu legitimieren. 293 (;ee-

reif stellt sich die Frage, ob der Rechtsstaat überhaupt nur in „normalen 
Zeiten" funktionsfähig sei, 294 - Rechtsstaatlich problematisch ist auch das 
sogenannte Dringlichkeitsrecht nach Art, 89bts der Bundesverfassung. Zwar 
ist der Erlass eines dringlichen Bundesbeschlusses nicht verfassungswidrig, 
aber sein Inhalt kann gegen die Verfassung verstossen. 295 Erst 1939 und 
1949 wurde dieser Pariatnentskoinpetenz durch Initiativen der „Richtlinien 
bewegung" 296  die Spitze gebrochen: Seit 1939 sind dringliche Bundesbe-
schlüsse zu befristen, und seit 1949 kann gegen sie das Referendum ergriffen 
werden. Dringliche Bundesheschlüsse, „welche sich nicht auf die Verfassung 
stützen", unterliegen dein obligatorischen Referendum. 

293 Z, B. Favre (1910) 468. - Kägi, iii: fläfelin u. a. (1979) 254: „Ich halte es für 
sachlich unrichtig, von der ‚Illegalität des Voliniachtenregimes' zu sprechen." Es 
handle sich hier vielmehr um eine legitime und legale Einrichtung unserer Grund 
rechteordnung. 

294 Kiigi (1945) 115, Kägi (1952) 200: „Die Nmmalverfassung ist durch die Ausnah-
meverfassung bedroht, das Normalrecht durch das Notrecht." In seiner Botschaft 
vom 2. September 1933 betreffend Massnahmen zur Wiederherstellung des Budget-
gleichgewichts schreibt der Bundestat (Bundesblatt 1933 11068): es sei zu prüfen, 
„ob die getreue Beobachtung der gesetzlichen Formen. . möglich sei". Aufgrund 
der Dringlichkeit der Massnahmen und des ungewissen Ausgangs eines verfassungs-
konfonuen Vorgehens sei diese Frage zu vetneinen. Es bestehe ein ungeschriebenes 
Recht, „weiches den 1.eitern des Gemeinwesens nicht nur die Befugnis verleiht, 
sondern es geradezu zur Pflicht macht, den Staat nicht über der Erfüllung von starren 
Formen zugrunde gehen zu lassen". Vgl. auch Bundesblatt 1935 II 561, wo der 
Bundesrat diese Ansicht wiederholt. 

295 Eiclienberger (1949) 86 f 
296 Im Bericht über das Volksbegehren für die Rückkehr zur direkten Demokratie meint 

der Bundesrat (Bundesblatt 1948 11068): „So besteht die Gefahr, dass der Volks-
entscheid anders ausfallen würde, als es in ruhigen Zeiten bei genügender Aufklärung 
der Fall wäre, und anders, als es im Interesse des Ganzen Liegt." Die Erwägung, dass 
ein unzweckmässiger Volksentscheid zu erwarten sei, könne die Ausschaltung des 
Volkes rechtfertigen. „Weicher Niedergang des rechtsstaatlichen Denkens!" kom-
mentierte Giacometti (1949) 789, Anm. 7. 

68 

B. Der Grundwert Rechtsstaat 

a. Freiheitsrechte 

Die Idee der Freiheitsrechte kam mit der llelvetik in die Schweiz 297,  in 
Anlehnung an die amerikanische und die französische Erklärung der Men-
schen- und Bürgerrechte. 298  „Schweizerischerseits wurden sie tdie Men-
schenrechtel erstmals verkündet am 12. April 1798, von einem Fenster herab 
des Rathauses von Aarau, unter dem Donner der Geschütze und dem Jubel 
der Bevölkerung." 299  Die Idee VOH Freiheitsrechten, die dem Individuum 
eine staatsfreie Sphäre zur Entfaltung seiner Persönlichkeit garantieren, 
fasste im schweizerischen Liberalismus rasch Fuss. Diese Rechte waren kon-
zipiert als Abwehrrechte gegenüber dem Staat. 300  Für die aufstrebende Wirt-
schaft waren vor allem die Handels- und Gewerbefreiheit und der Schutz des 
Privateicntums 301  bedeutsam, Verständlicherweise wurden die in' den kan-
tonalen Regenerationsverfassungen und in der Bundesverfassung verankerten 
Freiheitsrechte auch von den politischen Minderheiten hoch gehalten: Presse-
und Vereinsfreiheit gewährleisteten ihnen die Beteiligung am öffentlichen 
Leben. Den wirksamsten Minderheitenschutz bilden die Freiheitsrechte 
dann, wenn sie dem Zugriff der politischen Mehrheit entzogen sind. „Es gibt 
individuelle und soziale Rechte, die im Staat nur ihre Gaantie, nicht ihre 
Entstehung haben, und an welche die Demokratie so wenig rühren darf als 
die Monarchie." 302  Wie Segesser betrachteten die meisten Staatsdenker die 
Freiheitsrechte als absolut, unverletzlich und unantastbar 303,  und oft wurde 

297 Giacometti (1941) 548. - Giacometti (1949) 240 
298 Die Magna Charta von 1215 und die Dill of Riglits von 1689 gelten als die ideenge-

schichtlichen Wurzeln der Freiheitsrechte. Vgl. auch die Virginia Dill of Rights sowie 
die amerikanische Unabhängigkeitserklärung von 1776 und die französische Erklä-
rung der Rechte des Menschen und des Bürgers von 1789. Theoretisch ausgebildet 

urde die Idee der unantastbaren, unveräusserlichen Menschenrechte von der Natur. 
rechtslehre. 

299 Ernst(1940)38 
300 Ruck (1957) 97. - Marti (1958) 74 
301 Giacou'ietti (1949) 286: „Es erscheint unvorstellbar, wie der freie Wettbewerb und 

die Privatautonomie ohne Privateigentum spielen könnten." -- Böhmert (1872) 
44. --. Ililty (1889)92 f. -. Bis (1929) Bd. 2,432. - Ruck (1957) 115.— Kritisch: 
Iläumlin (1954) 159. - Expertenkommission Totalrevision (1977)73 

302 Segesser(1879) Bd. 3, XXXIV. f 
303 Z. B. Constant (1972/1815) Bd. 4, 25 f. 	Dubs (1877) lid. 1, 151, 175.— Kägi 

(1945) 43, 158. -- Troxler (1820) 43, unterscheidet zwischen unveräusserlichen und 
veräusserlichen Rechten. 



zur tieferen Begründung eine Verankerung im Metaphysischen gesucht. Aller-
dings herrschte auch weitgehender Konsens darüber, dass die Freiheitsrechte 
nicht schrankenlos sind, vielmehr am Allgemeinwohl und an den Mitnien-
scheu ihre Begrenzung finden. 304 

Es genügt nicht, dass die Freiheitsrechte verfassungsinässig statuiert sind; 
der Staat muss auch unabhängige Instanzen schaffen, die im Fall einer Ver -
letzung von verfassungsmässigen Rechten angerufen werden können. Seit 
1848 wacht der Bund über die Gewährleistung der Freiheitsrechte in den 
Kantonen, Dem Bundesgericht in Lausanne kommt das Verdienst zu, in einer 
schöpferischen Rechtsprechung die Freiheitsrechte rechtlich ausgebildet und 
ergänzt zu haben, Zaccaria Giacometti stellte die berühmte These auf, dass 
die Bundesverfassung nicht nur jene Freiheitsrechte garantiere, die explizit 
im Verfassungstext erwähnt sind, sondern jede individuelle Freiheit, die 
durch die Staatsgewalt gefährdet ist, 305 

b. Konstitutionalismnus, Legalität 

Die Ideen der geschriebenen Verfassung und des Vorrangs der Verfassungs-
vor der Gesetzgebung verdankt die Schweiz ebenfalls der llelvetik. Der Kon-
st itutionalismus hat sich in den Neu-England-Kolonien aus den königlichen 
Freiheitsbriefen entwickelt, Theoretisch konnte er begründet werden mit 
dem Gedanken des Gesellschaftsvertrages, aus dem die Idee des pouvoir con-
stituant 306  des Volkes abgeleitet wurde. Alle andern Staatsgewalten sind 
dann pouvoirs constitu6s, dem Volk untergeordnet und durch das Volk legi-
timiert. 307  Mit der Regeneration haben sich das obligatorische Verfassungs-
referendum in allen Kantonen (ausser Freiburg) und die Wahl von Verfas-
sungsräten in der Mehrzahl der Stände durchgesetzt. 

„er staatliche Aufgaben wahrnimmt, ist an Verfassung und Gesetz ge-
bunden," 308  Nach dem Legalitätsprinzip 309  muss jedes Gesetz verfassungs-
konform und formell korrekt zustandegekommen sein, und jedes konkrete 
staatliche Handeln muss sich auf eine abstrakte Rechtsnorm stützen können 
(Vorbehalt des Gesetzes). Durch die Bindung der Staatsmacht an das Recht 
wird ihr Verhalten voraussehbar. Der Grundsatz der Verhältnismässigkeit - 
staatliche Eingriffe dürfen nicht weitergehen, als das zu erreichende Ziel es 
erfordert - wurde vom Bundesgericht als ungeschriebene Verfassungsnorm 
ausgebildet. Wie bei den Freiheitsrechten genügt es nicht, das Legalitätsprin-
zip zu statuieren. Die Rechtmässigkeit des staatlichen Handelns muss viel-
mehr durch unabhängige Gerichte kontrolliert werden. Auch hier hat die 
Praxis mit der Theorie nicht Schritt gehalten. Die Krönung des Rechtsstaates 
sei nicht durch den Ausbau der Volkssouveränität zu erreichen, meinte Fritz 
Fleiner, sondern durch eine unabhängige Verwaltungsgerichtsbarkeit. „Aber 
auch hier zeigt es sich, wie stark wir in den Tugenden und Fehlern unseres 
nationalen Lebens bis zum heutigen Tag im Banne Rousseaus stehen" 310  
Ein eidgenössisches Verwaltungsgerichüli wurde erst 1928 eingerichtet, 
nachdem schon seit 1914 die verfassungsmässige Grundlage dazu bestand. In 
den meisten Kantonen hat sich die Verwaltungsgerichtsbarkeit erst später 
und bis heute noch nicht überall durchgesetzt. 

c. Machtteilung 

Zwischen Macht und Gesellschaft besteht ein dialektisches Verhältnis: Ge-
sellschaft ist die Bedingung der Möglichkeit von Macht 312, und Macht ist 
Funktionsimperativ der komplexen Gesellschaft, Macht birgt die Gefahr des 
Machtmissbrauchs 313,  deshalb soll sie gebändigt, beschränkt, kontrolliert 

304 Ililty (1890) 180: Eigentliche „angeborene" Rechte in dem Sinn, dass sie unter 
keinen Umständen dem Interesse der Gesamtheit geopfert werden können, kann 
kein vernünftiges Staatsrecht anerkennen. 	Schindler (1948) 76: „Dem Missbrauch 
muss gesteuert weiden, damit der Gebrauch möglich bleibt." 	Ruck (1957) 97. - 

11. v. Frisch (1912) 2. - Glacometti (1941) 173. 	Die Expertenkommission Total- 
revision (1977) 30, postulier, dass die Grundrechte „in ihrem Wesenskem" unan-
tastbar bleiben sollen. 

305 Giacometti (1955). Siehe auch Giacometti (1949) 241 f. -- Kägi (1952) 192 
306 lhs (1938) Rd. 3,296. 	Jagmelti (1921) 19 lT 
307 Duhs (1877) lId. 1, 147. 	Jagmetti (1921) 22.— Schefold (1968) 399, 426.- 

Imhoden (1974) 175  

308 Artikel 4 des Verfassungsentwurfs der Expertenkonmmission Totalrevision (1977) 
309 Im Gegensatz dazu galt während des Anden rgimes das Prinzip des „freien Ermes-

sens". 
3 0''F.. Fleiner 941) 170 
311 Die Verwaltung entscheidet z. T. noch immer über die richtige Anwendung von 

Rechtsnormen, die sie selbst ausgearbeitet hat. Sehr scharf dazu Giacomettl 
(1949) 908 f, An. 21 a: „Ein wirklicher Rechtsschutz fehlt in der Verwaltungs-
rechtsprechung durch die Verwaltung wie im loqifisitionsprozess. Der Unterschied 
besteht nur darin, dass im letzteren Ankläger und Richter zusammenfallen, während 
bei der verwaltungsbehördlichen Verwal tungsrech tspreclmung Beklagtem und Richter 
Identisch sind." 

312 Luhmann (1975) 2 
313 Montesquieu (1748) XI,'4: „Eine ewige Erfahrung lehrt jedoch, dass jedem Mensch, 

der Macht hat, dazu getrieben wird, sie zu misshrauchen. Er geht immer weiter, bis 
er arm Grenzen stösst," 
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und geteilt werden, 314  In der schweizerischen Literatur wird meist nur die 
funktionale Gewaltenteilung behandelt und dein allgemeinen Machtteilungs-
problem keine grosse Beachtung geschenkt. Betont wird eher der Zusammen-
hang der Gewalten. 3  „Dieser lieblose Grundsatz (der Gewaltenbalancej, 
der auch unter die hochgepriesenen Erfindungen eines Montesquieu gehört, 
scheint mir gerade in der Hölle ausgebrütet zu sein, und Satan selbst hätte 
keinen ärgeren Rat zur Zerstörung jeder Republik geben können." 316 

Die Zuweisung von Staatsfunktionen an verschiedene Staatsorgane (funk-
tionale Machtteilung) war in der alten Eidgenossenschaft weitgehend unh-
kannt. 317  Die Landsgerneinde anerkannte, wie erwähnt, keine festen Schran-
ken ihrer Befugnisse und griff nach Belieben auch in Kompetenzen der Räte 
ein. Der [,andanunann besass als Vorsitzender der Landsgemeinde, der Räte 
und der Gerichte eine starke Stellung. 318 In den Städten kannte man zwar 
Kleine und Grosse Räte; der Kleine wurde aber eher als Ausschuss des Gros-
sen Rates verstanden, und beide Räte waren eine Domäne des Patriziates 
bzw. der Zünfte. In einer nicht totalitären Gesellschaft ist faktisch natürlich 
stets eine 'Machtteilung vorhanden. Auch in der alten Eidgenossenschaft 
fehlte es nicht an Misstrauen gegenüber Machtballungen bei einzelnen. 
Die rationale Idee der Machtteilung als bewusstes gesellschaftliches Organisa-
tionsprinzip zur Verhinderung von Machtniisshrauch ist in der Schweiz indes-
sen erst ah 1798 durchgedrungen. 320  Nach Oswald ist die Schweiz wohl 
dasjenige Land Europas, das der Gewaltentrennung den grössten Widerstand 
entgegengesetzt hat, 321 

314 Siehe Riklin (1980). Constant (1972/1815) LId. 4,25: „Keine Macht auf Erden ist 
unbegrenzt. . .". Rousseau (1762) sagt zwar, dass die Souveränität unteilbar sei 
(1112), fordert aber andererseits, dass derjenige, der Gesetze macht, sie nicht aus-
führen soll (11114). 

315 Bluntschli (1831) 42: Die Trennung der Gewalten allein löst den Staatsorganismus 
auf, - Vgl. auch Bluntschli (1876) Bd. 1, 592. Marti (1958)67 f 

316 Haller (1808) 275 
317 Rtittimann (1867) Bd. 1,85 f. - Ryffel (1903) 223 
318 Blunier(1858)Bd. 2,138, 189,— Ryffel (1903) 39 
319 K. Schmid (1957)36 
320 Bis (1938) Bd. 3, 314: Die Trennung der Gewalten ist ein naturrechtlicher Grund-

salz. - Protokoll (1848) 127: ‚$eit der Regeneration der Schweiz wären manche 
Institute Ins Leben getreten, wie z. B. gerade die Trennung der Gewalten, von denen 
das Volk nur eine dunkle und unklare Idee gehabt, oder welche es auch teilweise gar 
nicht gekannt und dennoch habe man sich bald mit denselben befreundet und 
schätze sie als ein Gut, dessen man sich um keinen Preis entäussern würde." 

321 Oswald(1943)423 

Funktionale Gewaltenteilung ist indessen nur ein Aspekt der allgemeinen 
Machtteilungsidee. 322 Die Formen der sozialen und föderativen Machttei-
lung wurden erst im nachhinein als bedeutsam für die Schweiz entdeckt. 323 

Aus der starken Differenzierung der schweizerischen Gesellschaft - geogra-
phisch, sprachlich, kulturell, sozial, konfessionell - resultiert eine politische 
Kräftevielfalt. Es gibt keine dominierende Mehrheitsgruppe. Kompromiss 
und Konkordanz, das „gütliche Einvernehmen", werden zu unausweichlichen 
Notwendigkeiten 324 und als Werte internalisiert: Längerfristig gereicht es 
allen Gruppen zum Vorteil, wenn auch die Anliegen von Minderheiten be-
rücksichtigt werden. Auf diese grosse Bedeutung der föderativen (vertikalen) 
Machtteilung und der Konkordanz ist bereits hingewiesen worden (3. 1).). 
Diese Machtteilungsformen sind, im Gegensatz zur horizontalen Inter- und 
Intra-Organkontrolle, nur teilweise rechtlich verankert; gleichwohl sind sie 
sehr wirksame Vorkehren gegen Machtmissbrauch. 

Trotz der Auffächerung in Machtgruppen und -organe in Gesellschaft und 
Staat darf nicht übersehen werden, dass es an der Spitze dieser sozialen 
Verbände Oherlappungen gibt. Die liberale Konzeption der staatlichen 
Machtbegrenzung war zuerst gegen den Absolutismus gerichtet - dann haben 
bürgerliche Gruppierungen selbst die Staatsmacht übernommen. Das alther-
gebrachte Milizsystem (S. 50 ff) vermindert einerseits die Macht des Staats-
apparates und vergrössert das politische Führungspersonal, begünstigt aber 
andererseits die Tendenz zur Bildung einer Machtelite, die in Staat, Armee, 
Gesellschaft und Wirtschaft die Spitzenpositionen besetzt. - Wenig ge-
sehen wird, dass nicht nur zuviel, sondern auch zu wenig Macht zum 
Problem werden kann. 325 in der alten Eidgenossenschaft und unter dein 
Bundesvertrag von 1815  hatte die Tagsatzung keine selbständigen Befugnisse. 
Im modernen Staat können die direktdemokratischen Institutionen proble-
matisch werden, wenn es zuviele Vetogruppen gibt, welche die Lösung drin-
gender Aufgaben verhindern können. Gesellschaftliche Verbände, die sich 
zwischen Staat und Individuum geschoben haben, wirken als Blockier- 

im 

322 Riklin (1980) 138 ff, unterscheidet zehn Formen der Machtteilung: Die funktio-
nelle, personelle, existentielle, soziale, zeitliche, föderale, wirtschaftliche, publi-
zistische, internationale, demokratische. Siehe auch Aubert (1967) Bd 2,454 f. - 
Kägi(l952)226f. - Bäurnlin(1954) 125  

323 Der Gedanke der föderativen Machtteilung taucht in den USA bereits in der Dis-
kussion uni die Verfassung auf. - Siehe liamilton u. a. (1787) Nr. 51 

324 Gruner (1977) 22: „Der friedliche Ausgleich ist der kategorische Imperativ seiner 
des Staates) Innenpolitik." 

325 Luhmann (1975) 83 f 
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mächte 326  indem sie zur Durchsetzung ihrer Interessen jene politischen 
Rechte in Anspruch nehmen, die ursprünglich dem einzelnen und den politi-
schen Vereinigungen zugedacht waren. Die Grenzen der Entscheidungskapa-
zität werden dann selbst zu Machtquellen, was den Glauben an die Funk-
tionsfähigkeit der halbdirekten Demokratie erschüttert, Oft bleibt dann nur 
noch der Griff zum E)ringlichkeitsrecht, 

C Gefahren des Rechtsstaates 

a, Soziale Ungerechtigkeit 

Die liberal-radikale Bewegung hatte mit der Gründung des Bundesstaates 
1 848 ihr Werk im wesentlichen vollbracht und die Staatsmacht übernommen. 
Ihre Staatstheorie zielte nun nicht mehr ah auf Veränderung des Bestehen-
den, sondern auf Verteidigung und Legitimation des Erreichten. 327  Ideal-
politik wich einer nüchternen Realpolitik. 328  Der Bundesstaat war nicht auf 
streng rechtsstaatlichem Weg zustandegekommen. 329  Die neuen Träger der 
Staatsmacht, darunter auch ehemalige Freischarenführer 330,  beharrten nun 
streng auf dem Prinzip, dass die geltende Ordnung nur auf rechtsstaatlichem 
Weg abgeändert werden könne. 331  Der Rechtsstaat diente nunmehr dazu, 
das Erreichte zu konsolidieren, und nach liberalem Selbstverständnis sollte er 

jene Rechtssicherheit und jene staatsfreien Räume garantieren, die für eine 
freie Entfaltung des Individuums notwendig wären. Die freie Aktivität der 
Individuen in einer voni Staat gesicherten Ordnung werde von selbst zu 
gesellschaftlicher Harmonie führen. 

Skizzieren wir in groben Zügen diese liberale Ilarmonielehre: Alle Men-
schen sind von Natur aus gleich. Jeder hat die gleichen Chancen, von seinen 
Freiheiten Gebrauch zu machen. 332 Das politische und das ökonomische 
System sind offen, jedermann kann politische Ämter besetzen und wirt-
schaftlich tätig werden. Im privatrechtlichen Bereich ist das tndividwrn 
autonom (sog. Privatautonomie), es kann nach freiem Willen Bindungen ein-
gehen (Vertragsfreiheit). Es stehen sich gleichrangige, mündige Vertragspart-
ner gegenüber. 333 Die freie Entfaltung individueller Kräfte in einer Privat-
wirtschaft 334 - die nicht durch staatliche Eingriffe gestört werden darf (lais-
sez-faire) 3 führt über den „naturgegebenen Marktmechanismus" zu gc- 

326 Kägi (1961) 170: „Das Verfassungsdenken steht bis heute noch stark im Banne des 
Kampfes gegen die Staatsgewalt; darob hat man die Gefährdungen, die von Konzen-
trationen wirtschaftlicher (und damit auch politischer) Macht an ganz anderer Stelle 
des Sozialkörpers ausgingen, lange verkannt" Germann (1975) 167: Im privaten 
Bereich herrscht Machtkonzentration, im staatlichen Bereich häufen sich die 
Blockierungen. 

327 Ilis (1938) Bd. 3, 189. - Ililty (1875) richtete am Schluss seiner Vorlesungen über 
die Politik der Eidgenossenschaft einige „praktische Worte" an die Studierenden: 
Nie etwas noch nicht vorhandenes Ideales zu verwirklichen trachten. sondern Beste-
hendes verbessern und idealisieren; die Vervollkommnung unseres Staates stets auf 
liberalem Weg suchen (5. 300); an die liberale Partei glauben (S. 302), 

328 Ilis (1938) Bd. 3, 1196 
329 Der Bundesvertrag von 1815 enthielt keine Revisionsklausel, Vgl. Ifis (1938) Bd. 3, 

23 

330 Der „Ereischarengeneral" Ulrich Ochsenhein wurde Bundesrat. Robert Steiger, der 
in Luzern wegen seiner Teilnahme am zweiten Frei.scharenzug zum Tode verurteilt 
worden war, dann aber fliehen konnte, wurde 1848 Nationalratspräsident. 

331 Kaiser (1858) Bd. 1, 268: Nach 1848 war hei den einstigen Freunden gewaltsamer 
Reformen jeder Widerstand verpönt. 

332 Kaiser (1875) 606: „Niemand wird davon ausgeschlossen, Eigentum zu erwerben" 
333 In einer Botschaft an das Parlament über die Kinderarbeit (Bundesblatt 1870 III 

879) hielt es der Bundesrat nicht für eine Sache der Gesetzgebung, „in die Arbeits-
verhältnisse der Erwachsenen sich einzurnischen" Im Gegensatz zum Kind habe der 
Erwachsene am Recht der eigenen Selbstbestimmung und an den politischen Rech-
ten „eine Reihe von Schutzmitteln gegen missbräuchliche Behandlung und Ausbeu-
tung". 

334 Giacometti (1941) 162. Individuelle Freiheit kann wohl nur auf dem Boden dem 
Privatwirtschaft richtig gedeihen. 

335 th,mholdt (1792) Of- ,,,., Der Staat enthalte sich aller Sorgfalt für den positiven 
Wohlstand der Bihger nd gehe keinen Schritt weiter, als zu ihrer Sicherstellung 
gegen sich selbst und gegen auswärtige Feinde notwendig ist." Zum Eisenbahnbau 
vertrat 1852 eine Minderheit der nattonairätlichen Kommission um Alfred Escher 
folgende Anschauung (vgl. 13131 1 852 11 58): „Oberster, staatswirtschaftlicher Grund-
satz. . . soll. - . sein und bleiben: Die Privattätigkeit ungehemmt gewähren zu lassen, 
solange sie den Staatszweck nicht gefährdet, und alles aus dem Wege zu räumen, was 
deren Emporkommen und freie Entwicklung stört oder hindert" - Einer der Ver-
teidiger des Manchester-Liberalismus in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts war 
der In Zürich lehrende deutsche Nationalökonom Victor Döhmert. Noch (1949) 
245, meinte Giacometti: „Eine gelenkte Wirtschaft führt. ‚ ‚ letzten Endes zur Dik-
tatur," 
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seilschaftlicher Harmonie 336  zu Wohlfahrt und Fortschritt. 337  Wer in 
diesem freien Leistungswettbewerb unterliegt, hat sich zu wenig angestrengt 
und ist selbst für seine Lage verantwortlich. 338 Soziale Ilartherzigkeit 
konnte damit gerechtfertigt werden, dass ein Eingreifen des Staates das 
„Naturgesetz" von Angebot und Nachfrage beeinträchtigen und in letzter 
Konsequenz auch den Ärmsten schaden würde. 339 Johann Konrad Zell-
weger, ein Anhänger des englischen Geistlichen und Nationalökonomen 
Robert Malthus (1766 1834), vertrat die Ansicht, nun müsse eben an die 
Stelle der grossen Epidemien der Hunger treten. 340  Für liberalkonservative 
und religiöse Kreise war die Proletarisierung eine Folge von unsittlichem 
Lebenswandel 341  und der Zerstörung der gottgegebenen Sozialordnung. 342 

Nicht materielle Hilfe, die nur die körperlichen Begierden aufrecht erhalten 
hätte, sondern religiöse Erbauung und Anleitung zur Arbeit erschien diesen 
konservativen Kreisen als das richtige Heilmittel, 

336 Vgl. Bölunert (1872) 49, 	Rimli (1951) 127. 	Schindler (1948) 224. 	Rutis- 
hauser (1935) 37: „Im Sinn der Epigonen der klassischen Nationalökonomie war der 
Freisinn erfüllt von einer hoffnungsfreudigen Ilarmonielehre." - Ein führender Ver -
treter der Ilarmonielehre war der Franzose Frdric Bastiat (1801--1850). Sein 
llauptwerk trug den bezeichnenden Titel ‚jes harmonies conomiques" (Paris 
1849). Der Klassiker der Ilarnionielehre ist indessen Adam Smith (1723 1790). 
Berühmt geworden ist seine Formulierung der „unsichtbaren Hand", die, auch wenn 
jedermann nur egoistisch seinen eigenen Gewinn verfolgt, das allgemeine Wohl för-
dert. „Ja, gerade dadurch, dass er das eigene Interesse verfolgt, fördert er häufig das 
der Gesellschaft nachhaltiger, als wenn er wirklich beabsichtigt, es zu tun." Adaill  
Smith (1789) IV/2 

337 Mill (1859) III 
338 Marti (1958) 62: Der Armengenössige wird im Aktivbürgerrecht eingestellt. Wer 

unterliegt, scheidet aus, das ist der tiefere Sinn dieser rechtlichen Regelung. 
339 Sommer (1978) 24. - Bonjour (1939) 48: „Wie der Fahriksturmn von Uster (1832) 

beweist, brachte der Liberalismus in seinen Anfängen kein soziales Empfinden auf; 
er strafte die empörte Armut als Verbrechen." Malthus (1798) V: „Man kann 
sagen, die Armengesetze bringen in einem gewissen Ausmass die Armen, die sie 
unterhalten, selbst hervor." 

340 Gruner(l968)43 
341 llanser (1961) 330. 	Kritisiert wurde vor alcrn die unbeschränkte Freiheit zu 

heiraten und Kinder zu zeugen. - Vgl. Brunner (1870) 16. > Mill (1859) V 
342 Sommer (1978) 26. Gruner (1968) 43 f. Zur Haltung der Liberal-Konservativen 

in der Schweiz vgl. Rimli (1951)82 ff 
343 Gruner (1968) 190: Die Idee, dass soziale Not durch Erziehung und Anleitung zu 

tätigem Verhalten an überwinden sei, ist reformierten Umsprungs und lässt sich letzt-
lich auf ('alvins Arbeitsethos zurückführen. Schihin (1936) 46, 243, 275, In der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts gab es Armenhäuser, Zwangsarheitsanstalten 
und eine Armenpolizei. Vgl. Bis (1938) Bd. 3,982 0'. Hauser (1961) 128 

Die im Sonderhundskrieg von 1 847 unterlegene katholisch-konservative 
'Minderheit integrierte sich nach 1891  rasch in den bürgerlichen Bundesstaat. 
Die Rolle der politischen und ideologischen Opposition ging gegen Ende des 
19. Jahrhunderts auf die sozialistische Bewegung über. Zwar gab es schon um 
1 850 vereinzelt kommunistische und sozialistische Strömungen in der 
Schweiz 344 ; diese hatten aber nur punktuellen Einfluss. Erst 1 888 gelang im 
dritten Anlauf die Gründung der Sozialdemokratischen Partei der Schweiz. 
Die politischen Frontstellungen im 19. Jahrhundert dürfen aber nicht ohne 
weiteres mit jenen unserer Tage gleichgesetzt werden. 345 Demokraten und 
linksradikale Kreise arbeiteten damals mit der Arbeiterbewegung zusammen, 

Die sozialistische Anschauung stand in scharfem Kontrast zur liberalen. 
J)eni Bild der gesellschaftlichen Harmonie wurde jenes der Anarchie unge-
bundener Kräfte gegenübergestellt: Der Rechtsstaat ist nur „formal", er 
täuscht individuelle Gleichheit und Freiheit vor 346 und kann seine hohen 
Ansprüche für die Mehrheit der Bevölkerung nicht einlösen. Er zementiert 
vielmehr die Privilegien einer Minderheit und die soziale Ungerechtigkeit. 
Weder bestehen gleiche Startchancen, noch kann jedermann in gleicher Weise 
von seinen Rechten und Freiheiten Gebrauch machen. Die Individuen treten 

344 Einer der ersten Agitatoren war der deutsche Schneidergeselle Wilhelm Weitling 
(18081871), der 1843 aus der Schweiz ausgewiesen wurde. Johann Jakob Treichler 
(1822- 1906), der von französischen Frühsozialisten beeinflusst war, trat 1856 ins 
Lager Alfred Eschers über. Zu nennen wären im weiteren Karl liiirkli (1823-1901), 
Pierre Coullery (1819-1903), Johann Philipp Becker (1809-1886) und Hermann 
Greulich (1842-1925). Albert Steck (1834-1899) kann als Gründer der sozial-
demokratischen Partei der Schweiz bezeichnet werden. 

345 Liberalismus als weltanschauliche Konzeption ist zu unterscheiden von der partei-
politischen Struktur der „Liberalen". Während der Regeneration bildeten die anti-
klerikalen und egalitaristischen „Radikalen" den „linken Flügel" der „Liberalen", 
Diese linke Position ging in den 1860er Jahren an die „Demokraten" über, die einen 
Ausbau der Volksrechte anstrebten und auch sozialpolitische Postulate vertraten. 
Nunmehr bildeten die Radikalen das Zentrum und die Liberalen den „rechten 
Flügel". Diese „freisinnige Grossfaiuilie" war keine geschlossene Einheit, vielmehr 
gab es in ihr die verschiedensten Strömungen, von der manchesterliberalen bis zur 
etatistischen. Die FDP wurde erst 1894 gegründet. - Vgl. Gruner (1977)73 ff 

346 In einem „Aufruf an alle Arbeitervereine der Schweiz" im August 1877 schrieb das 
Berner Aktionskomitee des Schweizerischen Arbeitertages.. „Trotz aller papierner 
‚Vokksrechte' und ‚Volksfreiheiten' ist die grosse Masse des Schweizervolkes in 
Wahrheit weder frei noch den Besitzenden in Rechten gleich." Zitiert nach Berghoff-
hing (1895) 170 f 
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nicht gleichwertig in Vertragsbeziehungen eitl.147 Der Arbeiter ist gezwun-
gen, seine Arbeitskraft auf dem Markt feilzubieten. Das Arbeitsverhältnis 
kann, aufgrund der dem Arbeitgeber zur Verfügung stehenden materiellen 
Ressourcen, zum 1 lcrrschaftsverhältnis Werden.148  Macht über  Sachen 
schafft Macht Ober Menschen. Nicht das Laster erzeugt die Armut, sondern 
die Armut, die aufgrund der Gesellschaftsstruktur existiert, gebiert das 
Laster, hier muss der Staat eingreifen, dem Schwächeren zu Hilfe eilen und 

selbst wirtschaftlich tätig werden, uni jedermann eine ausreichende Existenz 
zu sichern. Die „soziale Frage" ist vor allem ein Umverteilungsprobletn: 
Ausbeutung und „arbeitsloses Einkommen" (Zins, Grundrente 3' ) müssen 
beseitigt werden. Infolge der Zentralisation des Kapitals ist die freie Konkur-
renz zur Fiktion geworden. 350  Der Markiniechanismus bedarf der Korrek-
tur, weil er nur auf Bedürfnisse reagiert, denen eine Kaufkraft gegenüber -
steht. 

h. Tyrannei des Stärkeren 

Zunehmend erkannten auch liberale und konservative Denker die Proble-
matik der manchesterhiberalen Position 352, wie sie in der zweiten hälfte des 

19. Jahrhunderts in der Praxis vor allem von Wirtschaftsführern der liberalen 

Parteigruppe vertreten worden war. Individuelle Freiheit hatte die Bildung 

mächtiger privatwirtschaftlicher Organisationen ermöglicht. Diese wurden zu 
neuen Bedrohungen für die Freiheit, weil Freiheit die Freiheit niltein-

schliesst, abhängige Mitmenschen zu unterdrücken, 353 Nicht nur eine Tyran-

nei der MIirlieit, auch eine Tyrannei des Stärkeren, der sich auf sein forma-

les, vom Staat garantiertes Recht beruft, ist möglich ‚1)ie Berufung auf den 
Rechtsstaat kann, wenn sie systematisch und hartnäckig erfolgt, eine gefälir-

liche Perversion des Geistes verraten." 354 Machtunterschiede innerhalb 

sozialer Beziehungen müssen durch den Staat ausgeglichen werden. Ge-

fragt wird ferner nicht nur nach den vom Staat gewährleisteten Freiheitsrech-

ten, sondern auch danach, wer faktisch von diesen Freiheiten überhaupt 

Gebrauch machen kann, 356 So setzt etwa die Eigentumsfreiheit materiellen 

Besitz voraus. Vorrang sollen jene Freiheiten haben, die verallgemeinerungs- 

347 Marx (1867) Rd. 1, 21. Kap.: Der römische Sklave war durch Ketten, der Lohnar-

heiter ist durch unsichtbare Fäden an seinen Eigentümer gebunden. Der Schein 

seiner Unabhängigkeit wird durch den beständigen Wechsel der individuellen Lohn-

herren und die fictio juris des Kontrakts aufrechterhalten." Ilabermas (1973) 43: 

Das Klassenverhältnis kann in der unpolitischen Form der Lohnabhängigkeit 

anonyme Gestalt annehmen". Im Programm der St'S von 1870 hiess es: „Von 

einem freien Verhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeiter ist wohl kaum die Rede 

hei dem gedrückten Lohn der grossen Mehrheit der Arbeiter, der ihnen kaum ermög-
licht, von einem Tage zum andern zu leben." 

348 Grimm (1931) 164. - Cridazzi (1935) 253. 	„Das heute herrschende System der 
Lohnarbeit ist die Grundursache der Unfreiheit und der ungenügenden Lebenslage 

der Volksmasse. .", stellt das SPS-Progranim von 1888 fest, 	Max Weber (1921) 

440, formulierte zur Arheitsvertragsfreiheit: „Es steht im ‚freien' Belieben der Ar- 
sich den Bedingungen des, kraft der Rechtsgarantie seines 

Besitzes, ökonomisch Stärkeren zu fügen." 
349 Vgl. Schar (1892) 
350 So stellt selbst die Enzyklika „Quadragesinio Anno" von (1931) 47, fest:. Der 

freie Wettbewerb hat zu seiner Selbstaufhebung geführt; an die Stelle der freien 
Marktwirtschaft trat die Vermachtung der Wirtschaft; das Gewinnstreben steigerte 
sich zum zügellosen Machtstreben." 

351 Marx (1971/1844) 300. - llardmeier (1957) 179  

352 Einer der ersten ‚jriterventionisten" in der Schweiz war Sinionde de Sismondi 
(1773-1842); vgl. sein Werk „Nouveaux principes d'conom1e polltique", 1819,. - 
Schindler (1944) 117: Der Liberalismus „hatte zu sehr auf Anstand, Selbstdisziplin 
und Intelligenz des Volkes, ja jedes einzelnen gezählt". 

353 Näf (1934) 9:,,Die Erfahrung aber lehrte, dass ungehemmte wirtschaftliche Unter-
nehmungsfreiheit zu erschreckenden Missbräuchen und Missständen, zur Ausnützung 
des Schwachen durch den Starken führte..." - 11.. Huber (1971) 148: Ein Vertrag 
kann ebensosehr ein Instrument des Zwangs und der Machtaustihung wie der freien 
Selbstbestimmung werden, - Vgl. auch Aubert (1967) Rd. 2,627. - Expertenkom-
mission Totalrevision (1977) 55 

354 Auhert (1980) 170 
355, Dubs (1877) Rd. 1, 169: Die Forderung nach Schutz der Arbeit vor der Ausbeutung 

durch das Kapital hat viel Berechtigtes. - Oswald (1943) 481 Anmerkung: ‚ ‚Die 
staatliche Macht kämpft heute nicht gegen das Individuum, sondern leiht ihm die 
helfende hand, uni es nicht untergehen zu lassen im Kampf gegen Wirtschaftskräfte, 
die sich der Aufsicht des Staates zu entziehen gewusst oder sogar seine lleherrchung 
an sich gerissen haben, und von deren Oberwachung nicht zuletzt der Fortbestand 
der Demokratie abhängt." 

356 T. Fleiner (1975) 132: Die wirtschaftliche Entfaltungsfreiheit kommt angesichts der 
zunehmenden Konzentration nur wenigen Bürgern zu. - Dubs (1878) Rd. 2, 121: 
Den Rentiers, die aus Ihrem Vermögen zehren, braucht man das Niederlassungsrecht 
nicht besonders zu garantieren; sie sind auch ohne solche Garantie überall gern 
gesehen. - Vgl. auch lliIty (1890) 181. - Rawls(1979) 233 
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fähig 357  sind, d. h. von jedermann in Anspruch genommen werden können. 
Aufgabe des Staates ist es, Voraussetzungen zu schaffen, die eine. :Iiche 
Inanspruchnahme der Freiheitsrechte durch die Mehrheit ernii  

D. Korrek1[.: z.wi Rechtsstaat 

a. Drittwirkung von Grundrechten 

357 Bäumlin(1978) 108 
358 Kägi (1952) 225: Das Postulat einer prinzipiellen „Minimalisierung des Staates" ist 

eine überholte Formel. „Dem modernen Staat mussten. . . vermehrte Kompetenzen 
gerade deshalb übertragen werden, um die formal gewährleisteten Freiheitsrechte in 
einer Weh ungleicher Voraussetzungen auch für die Armen und wirtschaftlich 
Schwächeren zu einer wirklichen Möglichkeit zu machen. Die Formel, welche den 
Staat auch heute auf den blossen ‚Rechtsbewahrstaat' beschränken möchte, ist wirk-
lich eine ‚reaktionäre', ja in ihren Auswirkungen geradezu rechtsstaatsfeindliche For-
mel." Aubert (1980) 193: „Den Freiheiten, die grundsätzlich keiner Gesetze be-
dürfen, stehen andere, schwächere gegenüber, die erst durch das Gesetz Wirklichkeit 
werden." - Expertenkommission Totalrevision (1977) 23, - llangartner (1980) 
161 

359 Vgl. Expertenkommission Totalrevision (1977) 55 f. Bäumlin (1978) 106, 110. - 
T. Fleiner (1975) 118, - Ruck (1957) 19,97 Anm. 6 

360 Vgl. Hans Ilubers grundlegenden Aufsatz „Die Bedeutung der Grundrechte für die 
sozialen Beziehungen unter den Rechtsgenossen" (1955), in: Huber (1971) 139 fl. 
Nach Huber ist diese Frage im schweizerischen Schrifttum seit 1848 kaum je einläss-
lich erörtert worden. 

361 Bei der Revision des Fabrikgesetzes 1910 hatte der Bundesrat in Art. 15 die Formu- 
lie:;., 	wollen: „Wegen der Ausübung eines verfassungsmässigen Rechtes 

gekündigt werden" (vgl. BBI 1910 111 680). Dieser Satz wurde aber vorn 
:nt gestrichen.  

b. Zweite Ebene der Demokratisierung 

Wie 	politische Demokratie em Korrektiv zur Staatsmacht bildet 
(S. 28), so soll die zweite Ebene der Demokratisierung (,‚Fundamental-
demokratie") als Korrektiv zu gesellschaftlichen Mächten wirken. Die politi-
sche Selbstbestimmung soll ergänzt werden durch eine umfassende Selbstbe-
stimmung in allen Lebensbereichen, vorab im Bereich der Wirtschaft. Eigen-
tumsrechte erscheinen als eine zu schmale Legitimationsbasis für llerrscliafts-
positionen im ökonomischen System; die Legitimation muss vielmehr, wie 
im politischen System, auf der Zustimmung der Machtunterworfenen beru-
hen. Die Idee einer demokratischen Organisation der Wirtschaft zieht sich 
durch die ganze sozialdemokratische Programmdiskussion von 1870-1980. 
Schon das Programm von 1870 forderte „die Umwandlung der Lohnarbeit,in 
genossenschaftliche .........Lit, wo an die Stelle des Arbeitslohnes er Arbeits-
ertrag tritt". Das 1:ivbegehren „Recht auf Arbeit" von 1894 verlangte 
eine „demokratische Organisation: er Arbeit in den Fabriken und ähnlichen 
Geschäften, vorab des Staates uI. der Gemeinden". Gleich(. -. Gedanken fin-
den sich im „Plan der Arbeit" von 1935, im Manifest „Die neue Schweiz" 
von 1942 und im Programmentwurf der SPS von 1980. interessant ist, dass 
die Arbeiterbewegung ihre Ideen nicht nur aus frühsozialistischem Gedanken-
gut bezog, sondern sich auch auf eidgenössische Traditionen berief 362, auf 
die genossenschaftliche Selbstbestimmung freier ,  Bauern in der Ur-
schweiz 363,  Im Lauf der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts wurden in der 
Schweiz zahlreiche Einkaufs- und Produktivgenossenschaften gegründet, die 
aber, wenn sie sich nicht der kapitalistischen Wirtschaftsweise anpassten, 
nicht lange überlebten, 364 Eine Mitbestimmung der Arbeitnehmer in der 
Priyatwirtschaft, die aus der Sicht der SPS eine Vorstufe der Arbeiterselbst-
verwaltung ist, wurde in der Volksabstimmung vom 21. März 1976 abge- 

362 llürkli (1891) 13: „Der Ursprung der Eidgenossenschaft liegt :71: !.•ch•"cizerischen 
Bodenkommunisrnus." - Vgl. auch Arnold Künzli, in: Pro{.r PS (1980) 
7f 

363 Vgl. haus Müller, Artikel Geriossenschafts.p::'.: 	 1905) Bd. 2, 
252. Abegg (1964) 21. - Ryffel (1903)9 f 

..4 Arbeitsgruppe (1975) 62. - Abrecht (1953' 	 iat lange geglaubt, 
Produktivgenossenschaften würden die Überwin(luli 6  Lohnarbeitersystems, ja 
sogar die Lösung der sozialen Frage bringen. Diese Hoffnungen wurden m grossen 
Teil enttäuscht." - Vgl. auch Gruner (1968) 1052 
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c 	SoiaIst. 	. t individuellen Leistung zuzuschreiben, sondern hat die gesellschaftliche Infra- 

Der in der ersten I!iIfte des 19. 	iderts begrU 	eclitsstaat hatte 	: struktur 
 

 und Arbeitstei.ig zur Voraussetzung. Es entspricht deshalb 

formt 	die gleichen Entfa 	 bwelirrechte ge Gebot der Gerechtigkeit, dass jedem Gesellschaftsmitglied zuminde 	e 

•'• • 	; Staat garantiert. Nur eine Minde 	 aber diese Chan lebensnotwendigen Existenzmittel gesichert werden. 

... .• 	 nutzen, was zu einer ung1eic;; 	: 	Machtverteilung 
Ft 	•riviIegierte Minderheit 	 ur Verteidigung 

ihrer Positt 	en Rechtsstaat bern 	duelle Freiheit hat indes sta 
sen nicht Ate, sondern auch materielle Voraussetzungen. 	Die 
Sicherun 	 enden mateneilen Existenz rn Gegenwart und Zu 
kunft 	 Meh 	 ng die Bedingung der Möglich- A JJlstorfl 	_ 	. d 

k& 	 eute auch in liberalen Kreisen 
neUe Ressourcen verfügt bedarf Mit dem Aufkommen der kapit 	chen Wirtschaftsweise wurde 	er Werte 

ssen einzige Einkommensquelle die tausch zur Grundlage sozialer 	. . 	Jiungen 368  Die solidarischen Gemein 

\ 	. 	.. 	 ... 	 y . 	 •-' 	 ' 	
....:.:. 	 :. 

	h. sn 1 a tz ?  • 	inf :e 	von 	Unfall 	Krank schaften der aus dem Mittelalter überlieferten berufsständischen und feuda 

All 	 F 	t mc 	ist len Ordnung brachen auseinander 369  de optLmale Kapitalverwertung wurde 
zum 	vorherrsch 	irtschaftn 	‚ und das lebensschwache Indiva Sta 	 ie 	i 

un 	 ial duum wurde 	 nfeh!nr 	ge nun für sich selbst verantwortlich 

J.‚.„- 	- 	‚- 	ataonale 	ri 
sein 	in da 	 ti 	 rulikapitalismus führte auch in der 

f 	 7 	 zelne erwirbt, ist nicht ak 	er - 
Schweiz, Ausmass wie in andern Ländern, zu 

‚ 371 	Die „Arbeiterfrage" oder „soziale 
Jd.rhundert. Nur langsam wurde erkannt, 

Schicksal od 	ein individuellem 
Ju3 	 1 	3 	1 q 	 ngsrat 	 klarte am 7 Febri 

) 	_L1 	 ‚ 	 h gesellschaftl 	Jrsachen 	d - 
.. 	 '): 	 1•.'i. 	... . 	... 	Wie 	. 	.... 	!. 	Magen 	Jt 	der 	polt 

1 	; 	 . 
	

wahr, dass der Mensch mit der 
7 	 seine materiellen Bedürfnisse 	. 368 Srnth (1789) 1/2 

L 	 r sich die künftige Hälfte des 369 Enzyklika (1931) 37 - Sommer (1978) 229 
isiauser (1935) 34 370 Marx/Engels (1 848) 1: De Bourgeo. 	„.it die huntscheckige Feudalbande, die 
gi (1952) 19 	Die grosse Mehrheit Menschen an seinen natürlichen ten knüpften, unbarm 	 i 

. 	 es Wohlfahrtsstaates bejaht in der richti kein anderes Band zwischen Mer:. ri;i Mensch Ühriggeass  
ingriFfe des Staates die Freiheit des einzelnen resse 	als die gefuhllose 	bare Zahlung 	Sie hat die h€ 	 nen 

.:r formalen Möglichkeit 	u einer erflhllten Wirk Schwärmerei, der ritterlichen Begeisterung, der spiessb  
Expertenkommission Totalrevision (1977)60: heute iskalten Wasser egoistischer Berechnung ertränkt." 

1nimum an Staatlichkeit ein Maximum an individueller 371 	Weitling (1842) 1/12: „In der Schweiz gibt es wenig Fabriken, . ..Damit ist nun 
Auch Constant hatte gesehen, dass Armut Abhängigkeit nicht gesagt, dass die Schweiz das Gelobte Land sei, wo Milch und honig fliesse, 

r hat daraus aber nicht die Konsequenz der Notwendigkeit einer staatll o nein! weit gefehlt. Ls gibt Arme die Menge, nur tritt die Armut noch nicht in ein 
:2zialpolitik gezogen, sondern leitete daraus die No 	;1gkeit des Zensus- so grelles Licht als in den andern Ländern." 

ab, weil nur jene, die das nötige Einkommen hät., um unabhängig von ' 	372 C. A. Schmid, Artikel Armenwesen, in: Reichesherg (1903) Rd. 1,324: »Man weiss 
:emden Willen leben zu können, die staatsbürgerlichen Rechte einsichtig heutzutage, dass jeder einzelne Armenfall als sozaIes Vorkommnis unbedingt auf die 

ausüben können. Vgl. Constant (1972/18 15) Rd. 4,82ff allgemeinen und die persönlichen Ursachen des Armseins zurückgeführt werden 
367 Sismondi (1901) Rd. 2, 240:,,,.. Wenn man zu jeder Stunde um sein Leben 	. muss, das heisst gleichzeitig verschuldet und unverschuldet ist." 	1919 anerkannte 

kämpfen muss, finden alle Leidenschaften ihren Brennpunkt im Egoismus, ein jeder 	.. der Bundesrat, dass „die ökonomische Lage der arbeitenden Bevölkerung die Folge 
iSSt den Schmerz des andern in seinem eigenen, alle Gefühle der Natur werden 	1 des gesamten Wirtschaftslebens" sei, wie es vom Staat geregelt werde (13131 1919 IV 
.4;rtumpft. 	' 	

. 2), - Vgl. auch Kaiser (1875) 607. 
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Vertreter aller weltanschaulichen Richtungen setzten sich, wenn auch mit schaftlichen Ursachen der Armut zu beseitigen. 375  Gegen Ende des 19. Jahr 

sehr unterschiedlichen Vorschlägen, für die Lösung der „sozialen Frage" 1ttidetts begann indessen die christlich-soziale Bewegung immer mehr auch 
ein. 373 sozialreformerisch tätig zu werden. 376 Ein Vorkämpfer dieses Oberganges 

Während die Schweiz innerhalb Europas in bezug auf die Arbeiterschutz- VOfl der Caritas zur Sozialpolitik war der Kapuzinerpater 1'heodosus Floren- 
gesetzgebung führend war, blieb sie hinsichtlich der Sozialversicherungsidee tini (1808-1865. 377  Er gründete Fabriken, Anstalten, Schulen und Orden, 
weit hinter andern Staaten zurück. Erst nach dem Zweiten Weltkrieg gelangte U. a. die Kongregation der Schwestern von Ingenhohl. Als unermüdlicher 
dieser Gedanke auf breiter Front zum Durchbruch. Die Regierungen und sozialpolitischer Kämpfer im Parlament trat Caspar Decurtins (1855-1916) 
Parlamente nahmen dabei eine fortschrittlichere Haltung ein als das Volk: auf, der Berater Papst Leos XIII. bei der Ausarbeitung der Enzyklika rerum 
Etliche sozialpolitische Projekte wurden durch die doppelte institutionelle novarum ( 189 1 ) war. 
Hürde von Verfassungs- und Gesetzesreferenduni um Jahrzehnte verzögert. Das Schweizer fleimatortprinzip entwickelte sich aus der gegenseiti:. 

Drangen die Ideen der Demokratie. des Konstitutionalismus, der Men- Abschuiessung der Gemeinden gegen den Zuzug von Armen. 378 	.. 

sch"r'v'hte und der (ew.lfrnteilung aus dem Westen (Grossbritannien, nochmals 1 55 1 beschloss die eidgenössische Tagsatzung, jeder Ort 	:IflC 

.A 	mkreich) ir 	 so die Ideen des umfassenden Rechts- Armen selbst unterhalten. 379 Nach der Reformation waren die Stände wenig 
taaes uttd des 	.: 	 dem Norden. geneigt, andersgläubige Arme zu unterstützen. hinzu ka:. der Druck des 

Bevölkerungswachstums. Das traditionelle Bürgerrechtsprinzip wurde erst im 
20. Jahrhundert allmählich durch das Territoriab....ri nzip abgelöst. 380 

!9.. 	Grundwert Soz ialst. 

b. Sozialgesetzgebung 
a. Caritas und Fürsorge 

Aus dem Mittelalter stammt die Tradition der Caritas: Die brüderliche Unter- 	j 
Die staatliche Bildungspolitik hätte von einem 	 liberalen Stand- 

Stützung 	des 	leidenden 	Mitmenschen 	aus christlicher Nächstenliebe. 374 
punkt aus als unzulässiger Eingriff in die individuelle Freiheit verstanden 

Almosen und Fürsorge sicherten kurzfristig das Überleben, ohne die gesell- 
werden können. Die Ideen des öffentlichen Unterrichts und der allgemeinen 
Schulpflicht waren aber schon in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts von 

375 Schihin (1936) 7 f: Im schweizerischen Katholizismus wurde die Arbeiterfrage, das 
373 Simonde de Sismondi forderte schon 1819 die gesetzliche Beschränkung der Arbeits- spätere Zentralproblem der sozialen Frage, im Gegensatz zur Armenfrage geradezu 

zeit für Kinder und Frauen auf zehn Stunden. - Ililty (1890) 214, Anm. 1: „Dage- stiefmütterlich behandelt. - Im Parteiprogramm der „Konservativen Union" von 

gen ist die Sicherung der arbeitenden Klassen vor den.. . Gefahren der Krankheit, 	1 1880 hiess es: Der Grundunterschied, welche die Konservativen von Liberalen und 

der Arbeitslosigkeit und des Alters und ihre bedeutend grössere Beteiligung an dem Sozialdemokraten trenne, sei „die Oberzeugung, dass die soziale Frage vorzüglich 

Gewinne, der den Arbeitgebern durch sie verschafft wird, eine Forderung der Ge- 	1 dadurch glücklich gelöst wird, dass christlicher Sinn und christliche Sitte wieder 

rechtigkeit und der Menschenliebe, von der man sich einst nur wundern wird, dass grösseren Einfluss auf das Leben gewinnen". Zitiert nach J. Wr'r, Artikel Katho- 
sie in christlichen Staaten nicht weit früher gehört worden ist" - Die Enzyklika von 	. lische Volkspartei, in: Reichesberg (1911) Bd. 111/1,273 

(1891), die sich scharf gegen sozialistische Vorschläge aussprach, postulierte (S. 38): 376 Beute( (1959) 12, - J. Deck, Artikel Christlich-soziale Bewe, in: Refchesberg 

„Die Arbeiter, die ja zumeist die Besitzlosen bilden, müssen vom Staate in besondere (1903) Bd. 1, 740 ff. . 	1atho1ischen Arbeitervereine richteten sich vor allem 

Obhut genommen werden." -. Bluntschli setzte sich in seinem Entwurf für ein 	. nach den päpstlic 	•1.;.Lren von 1884 und 1891. 

zürcherisches Fabrikgesetz so energisch für den Schutz der Arbeiter ein, dass er 	. . 377 LøoSli(1950)44. 	;:‚959) 3 3 ff 

damit den geschlossenen Widerstand der Fabrikherren provozierte. Vgl. Gruner 	t 78 Peyer(1978) 115 

(1968) 194. - Siehe auch Brunner (1870) 66 379 Hans Anderegg, 	Armenwesen, in: R.eichesberg (1903) Rd. 1, 299 f 

374 Enzyklika (1891) 24: Almosen ist eine Pflicht der christlichen Liebe, „und darum 380 Zuerst in den Kantonen Bern und Appenzell-Innerrhoden. Vgl. Ilis (1938) Bd. 3, 

kann sie auch nicht auf gerichtlichem Wege erzwungen werden". - Grurier (1968) 	.. 980. - Ililty (1890) 221, verteidigte das hleirnatprinzip: Auf ihm beruhe ein grosser 

187, 1000 f. - Loosli (1950) 10. - Ilauser (1961) 130 	 .. Teil des wahren Patriotismus. 
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keiner Seite nie ra  i 	stritten. 	L:e Hebung de 	::;.: Iungsniveaus entsprach Die ersten 	Eingriffe des Staates in die Wirtschaftsfreiheit erfo1gte' , . 
sowohl den 	:: 

: 	::[jssen der demokratischen 	asforni 382 als auch den dem Gebiet des Arbeiterschutzes. Solche Massnahmen waren in der Sciv 

8ediirfr;;istrebenden Industrie. 383 	den Grütliverein und die indessen politisch nicht leicht durchzusetzen 	Bis etwa 1880 gabe es eine 
SoziaIdc:ratie war Bildung die erste Voraussetzung zur Emanzipation der starke manchesterliberale Strömung, die jeden Eingriff des Staates in die 
Arbeiterklasse (Parole: „Durch Bildung zur Freiheit"). Die Schulen in der Unternehmerfreiheit entschieden ablehnte. 388 	Schon in der ersten Hälfte 

alten Eidgenossenschaft waren auf einem 	bedenklichen Tiefstand gewe des 	19. Jahrhunderts hatten etliche industrialisierte Kantone, zuerst 1815 
sen. 384  Die Idee der allgemeinen Schulpflicht setzte sich in der Schweiz erst Zürich 389 ,  Massnahmen zum Schutz der Kinder in den Fabriken ergriffert 
mit der ildvetik durch, und zwar als Ausfluss der allgemeinen Aufklärungs- Das von der Glarner Landsgemeinde am 22. Mai 1 864 angenommene Fabrik- 
bestrebungen. 	Durch 	Beschluss 	des 	helvetischen 	Vollziehungsrates 	vom gesetz 390 	leistete Schrittrnacherdienste auf dem Gebiet des Schutzes der 
6. Dezember 1 800 wurde die allgemeine Primarschulpflicht rechtlich ver- erwachsenen Fabrikarbeiter. Das eidgenössische Fabrikgesetz vom 23 ,  März 
ankert. Johann Heinrich Pestalozzi (1746-1827) erhielt am 24. April 1801 1877, das entgegen ersten Intentionen des Bundesrates auch die Arbeitszeit 
staatliche Unterstützung für seine Lehranstalt. 385  Mit der Mediation (1803) von Erwachsenen regelte 391 ‚ war eine europäische Pionierleistung. Bei der 

kehrte man im Schulwesen zum Föderalisnnis zurück. Der Grundsatz der 	t Gesetzesrevision von 1910 konnte der Bundesrat stolz feststellen, das Fabrik- 
allgemeinen Schulpflicht wurde nach und nach von verschiedenen Kantonen j gesetz von 1877 habe „für die damalige Zeit eine ebenso mutvolle wie weise 
übernommen, und vereinzelt auch die UnentgeUlichkeit des Unterrichts für Tat" bedeutet. 392  Auf dem Gebiet des internationalen Arbeiterschutzes ging 
Arme eingeflihrt. Das Uster-Memorial von 1 830 forder: 	einer der wich die Schweiz mit Initiativen voran. 	Eine Pioniertat 	u 	h der gesetz- 
tigsten Wünsche (eine) durchgreifende Verbesserung ii:: 	 Die liche Schutz von Gesamtarbeitsverträgen (1911). 
Bundesverfassung von 	1848 überliess die Volkssc1i 	.Iompetenz der Mit der Subventionierung der Landwirtschaft (1884f.:.., 	Verstaat- 
Kantone. 1 874 wurde den Kantonen die Pflicht auferlegt, für obligatorischen lichung der Eisenbahnen (1 898) zeichnete sich eine 	Cide zum all- 
und unentgeltlichen Primarunterricht unter staatlicher Leitung zu sorgen. gemeinen wirtschaftlichen Interventionismus ab. Während der beiden Welt- 
Wohl mit Recht sieht Ilis in der Verbesserung des öffentlichen Unterrichts kriege waren tiefgreifende Eingriffe in die Privatwirtschaft notwendig ge- 
im Laufe des 	19. Jahrhunderts eines der bedeutsamsten Ereignisse in der wesen. Die Weltwirtschaftskrise der dreissiger Jahre erschütterte den liberair .:. 
politischen und-kulturellen Geschichte der Schweiz. 

388 Rutisliauser (1935) 120, meint, dass sich zwischen 1870 und 1880 der entschei- 
381 	Mill ( 1 859) V: „Ist es nicht ein fast von seihst einleuchtender Grundsatz, dass der dende Umschwung der Majorität des freisinnigen Bürgertums zugunsten sozialpolitl- 

Staat von jedem Menschen... Bildun !..is zu einem gewissen Standard fordern und scher Interventionen vollzog. 	fts (1938) Rd. 3 	1190 
erzwingen kann? " J89 Das war der erste Akt einer europäischen Kinderschutzgesetzgebung. Die Verord- 

nung des Zürcher Regierungsrates konnte aber nicht durchgesetzt werden. Vgl. 
moralische 	und staatsbürgerliche Bildung aller Volksgeu4ss• 	:wiesen, wie die Hauser (1961)334 f 
Demokratie. 	" 390 	iner der Väter dieses Gesetzes war Pfarrer Bernhard Becker. 

383 	Ein Konflikt mit der Schulpflicht ergab sich aus der ir' 	.J::1!rk weit verbrei- 391 Während des Abstimmungskampfes von 1877 behaupteten Fabrikantenkreise, der 

teten Kinderarbeit. Zur Illustration vgl. den Auszt 	 ios Lehrers Nonnalarbeitstag von 11 Stunden verletze den Grundsatz der persönlichen Freiheit. 

von 1845 in: Arbeitsgruppe (1975) 38 f. „Oder wollt ihr, dass der freie Schweizer des ursprünglichsten aller Rechte, des 
384 Vgl Ibs (1920) Rd 1 629 	GrImm (1920) 208 	 ‚ na - d Rechtes 	nach 	seinem 	Beheben 	über 	seine 	Arheitskneft 	zu 	verfügen, 	beraubt 

waren die Fächer, in denen man unterrichtete, war barbarisch werde? 	- Das Gesetz wurde am 21, Oktober 1871 knapp angenommen. - Siehe 

roh. Eine wirkliche Erziehung fehlte, Die 	 1ücksicht auf den Arbeitsgruppe (1975) 91 f 

geistlichen Zweck der Schule und dienten zur Vorbereitung des Gehorsams der 392 Bundesblatt 1910 111 575 
angebenden 	.Y;tanen," 393 	1891 ergriff die Schweiz die Initiative zur Einberufung der ersten internationalen 

.785 	Ilis (l 92C 	1. 1 . 	f Arbeitskonferenz, 1896 schlug sie die Schaffung eines internationalen Amtes zum 
386 Dändlike; 	6 Schutze der Arbeit vor, 1900 gehörte sie zu den Mitbegründern der internationalen 
387 	Elis (1929) lId. •• Vereinigung für gesetzlichen Arbeitsschutz, 
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iauen an die Selbstheilungskriifte der freien Wirtschaft. 394 Die staatliche 
Wirtschaftspolitik hat sich seither tiefgreifend gewandelt 3 : Der Staat hat 
nicht mehr nur die ökonomischen Rahmenbedingungen zu setzen, sondern er 
ist theoretisch fundiert durch die Keynessche Konjunkturtheorie - 
zum eigentlichen Lenker und Wachstumsmotor der Volkswirtschaft gewor-
den, der mit antizyklischen Interventionen auf alarmierende Konjunkturindi-
katoren reagiert. Verfassungsgeschichtlich markieren die Wirtschaftsartikel 
der Bundesverfassung von 1947 (Art. 31 bis) diesen Wendepunkt. Damit er -
hielt der Bund den Auftrag, „die zur Mehrung der Wohlfahrt des Volkes und 
zur wirtschaftlichen Sicherung der Bürger geeigneten Massnahmen" zu tref-
fen. Immer bedeutsamer wurde auch die konjunktur- und umverteilungspoli-
tische Funktion der Fiskalpolitik. Als erster Kanton führte 1840 der konser-
vativ (!) regierte Kanton Basel-Stadt einen progressiven Steuertarif ein. 

c. Sozialversicherung 

Nach dem Gedanken der Sozialversicherung schliessen sich alle Erwerbstäti-
gen zu einer grossen, solidarischen Risikogemeinschaft zusammen. Durch 
die Zahlung eines Beitrages (Prämie) sichern sie sich materiell ab gegen Ein-
kommensverluste infolge von Krankheit, Unfall, Alter und Arbeitslosigkeit. 
Private und öffentliche Kranken- und Hilfskassen gab es in der Schweiz 
bereits in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts. Erst in den 1880er Jahren 
brach der Gedanke einer staatlichen obligatorischen Sozialversicherung 
durch. 398  Diese Idee drang von Deutschland her in die Schweiz: Unter der 
Führung von Bismarck schuf das Deutsche Reich 1883 eine Kranken-, 1884 

394 Ilans von Greyerz, in: Handbuch (1980) BeI. 2, 1191, 	Für liberal-konservative 
Kräfte war die Wirtschaftskrise gerade ein Beweis für ein Versagen der Interventions-
politik. Vgl. Rimli (1951) 227 

395 Zur Kriseninitiative von 1935, die sich „die Sicherung einer ausreichenden Existenz 
für all Schweizer Bürger" zum Ziel setzte, nahm der Bundesrat sehr ablehnend 
Stellung. Der lnitiativvosch1ag „will das gemeine Wohl von oben her durch den 
Staat herbeiführen, während wir der Auffassung sind, es müsse von unten her durch 
das Individuum, die Familie sowie soziale Gruppen und Stände gebaut werden". Die 
Initiative führe „zu einer sozialistischen Gestaltung der Wirtschaft". Vgl. BEil 1935 1 
298f 

396 John Maynard Keynes (1883-1946), Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des 
Zinses und des Geldes, 1936 

397 Die Steuerprogression war im 19. Jahrhundert Gegenstand heftiger Diskussionen. - 
Haller (1825) Bd. 6, 128 ff., lehnte sie als eine „verderbliche Erfindung" ab. Aus 
dem Gleichheitspostulat folge, dass die Steuern für alle gleich sein müssten. 

398 IIis (1938) Bd. 3, 1000 

eine Unfall- und 1 889 eine Invaliden- und Altersversicherung. 	1 890 
wagte Carl 1 hilty die Prophezeiung: „Das, was jetzt kommt, ist die deutsche 
Revolution anstelle der französischen; bei uns in der Schweiz die soziale 
1 lelvetik, diesmal in Anlehnung an Deutschland, wie vor hundert Jahren an 
Frankreich." 400 Die Forderung nach einer allgemeinen obligatorischen Ar-
beiterversicherung findet sich sowohl im Programm der SPS von 1888 wie 
auch in jenem des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes von 1891. Schon 
1885 hatte der Grütliverein in einer Eingabe an den Bundesrat eine staatliche 
Arbeiterversicherung verlangt. 1890 wurde die Verfassungsgrundlage für ein 
Kranken- und Unfaflversicherungsgesetz (KUVG) geschaffen. Dessen :Ver-
wirklichung gelang aber erst im zweiten Anlauf 1912,401 Das sozialpoli-
tische Tauwetter, das nach dem Generalstreik vom November 1918 
herrschte, wurde während der Depression anfangs der zwanziger Jahre von 
einem rauhen Wind verdrängt. Immerhin wurde jetzt der Gedanke einer all-
gemeinen obligatorischen Arbeiterversicherung auch von breiten Kreisen der 
Freisinnigen mitgetragen. 402 Nachdem ein Verfassungsartikel 1925 in der 
Volksabstimmung angenommen worden war, scheiterte 1931 das AIIV-Ge-
setz. Der endgültige Durchbruch der Sozialversicherungsidee erfolgte erst 
unter dem Druck des Zweiten Weltkrieges 403 , als, gewarnt durch die Erfah-
rungen im Ersten Weltkrieg 404 ‚ für die Wehrmänner und ihre Familien ge-
sorgt werden musste. Unter Umgehung der Volksrechte wurde mittels Voll-
machtenbeschluss die Lohn- und Verdienstersatzordnung (LVEO) geschaf- 

399 In Anlehnung an die Bisivarck'sclie Anschauung der Sozialpolitik als innere Sicher-
heitspolitik wurde gegen Ende des 19. Jahrhunderts Sozialpolitik auch mit Ihrer 
staatserhaltenden Funktion begründet: Die untersten Klassen sollten in den Staat 
integriert werden, und gesunde Kinder sollten die Wehr- und Wirtschaftskraft des 
Landes erhalten. - Vgl. Sommer (1978) 48,86.— Rutishauser (1935) 121, 123.—
Ruck meinte noch (19 57) 213, die herrschende Auffassung sei sich darin einig, „die 
Erfüllung des staatlichen Wohlfahrtzweckes habe sich fortlaufend im Rahmen des 
staatlichen Sicherheits- und Ordnungszweckes zu halten". 

400 llihIy  (1890) 207, Anm. 1 
401 Treibende Kraft des Verfassungsartikels von 1890 war Bundesrat Ludwig Forrer 

(1845-1921). Auf ihn geht auch das erste KIJVG (die „Lex Forrer") zurück, das 
1900 vom Volk abgelehnt wurde. 

1( Zimmermann (1948) 116: Im Freisinn wurde seit 1914 nie parteioffiziell eine 
Stimme gegen die Einführung der AIIV laut. 
Sommer (1978) 177: Bis zum Zweiten Weltkrieg hatte sich der Gedanke der Soli-
darität gegen die tief verwurzelten individualistischen und liberalen Vorstellungen 
nicht durchsetzen können. 

404 Im Juni 1918 waren 692 000 Personen auf Notstandsunterstützung angewiesen. 
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fen, die sich bewährte und rasch populär wurde. 405  Der Überschuss der 	 die Europäische Sozialcharta vom 18. Oktober 1961 aufgenommen. Der neu- 
LVEO diente als Grundstock der neuen A) IV, die 1947, als grösstes schwei- 	 gegründete Kanton Jura statuiert in seiner Verfassung von 1977 das Recht 
zerisches Sozialwerk, vom Volk mit dem überwältigenden Mehr von rund 	 auf Arbeit, das Recht auf Wohnung und das Recht auf Ausbildung. 
860 000 Ja- gegen 215 000 Nein-Stimmen angenommen wurde. 

d. Sozialrechte 

Der Gedanke der Sozialrechte im Sinne von programmatischen Aufträgen an 
den Staat wurde erstmals von Thomas Paine formuliert. 406  Artikel 21 der 
französischen Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte statuierte: „Les 
secours puhlics sollt wie dette sacre. La socik doit la subsistance aux 
citoyens rnalheureux, soit en kur procurant du travail, soit en assurant les 
moyens d'exister 1 ceux qui sont hors (1'tat de travailler." Berühmt gewor -
den ist ein Antrag des nachmaligen Bundesrates Ilenri 1)tuey im waadtländi-
schen Grossen Rat im Mai 1845. Inspiriert von französischen Frühsozialisten, 
wollte 1)ruey in die neue Verfassung des Kantons einen Artikel aufnehmen, 
der die Pflicht und das Recht auf Arbeit proklamieren sollte. 407  Im Gegen-
satz zu den Freiheitsrechten sind Sozialrechte nicht auf gerichtlichem Weg 
durchsetzbar, Sie werden vielmehr als Sozialgestallungsaufträge an den Staat 
verstanden. 408  Der Staat hat die Verwirklichungsbedingungen der Sozial-
rechte zu schaffen. So hat er zum Beispiel das Recht auf Arbeit durch eine 
Politik der Vollbeschäftigung zu sichern. Das Recht auf menschenwürdige 
Existenz 409  fordert vom Staat Massnahmen zur Korrektur des Leistungs-
prinzips durch das Bedürfnisprinzip 4 t 0 . Die schweizerische Praxis und Lehre 
steht bis heute der Idee der Sozialrechte eher skeptisch gegenüber. 411  Ver-
fassungsinitiativen zur Einführung eines „Rechtes auf Arbeit" wurden 1894 
und 1946 verworfen, Ein „Recht auf Bildung" scheiterte 1973 am Stände-
mehr. Auf internationaler Ebene wurden Kataloge von Sozialrechten in die 
allgemeine Erklärung der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948 und in 

405 Sommer (1978) 678 
406 Paine (1791) 11/5 schlug vor: Kindergeld für jedes Kind bedürftiger Familien, gestaf-

felte Altersrente, Ausbildungsbeihilfe, Mutterschafts- und Ehestandsbeihilfe, staat-
liche Arbeitsbeschaffung für Arbeitslose, Abschaffung des Lohnstops in Inflations-
zeiten. 

407 Gruner (1968) 453: „Druey ist. . . der erste schweizerische Staatssozialist.' ,  
408 Expertenkommission Tondrevision (1977) 61 f. - Favre (1970) 246, Müller 

(1973). - II. 1 luber (1948) 150: „. . .  mi Post utat der neuartigen Sozialrechte ist der 
Ruf nach Gerechtigkeit an die Stelle des Rufes nach Freiheit getreten." 

409 Ililty (1890) 211 ff. - Bäumlin (1954)67 
410 Vgl. Apostelgeschichte 4,34-35.-- Rawls(1979) 344 ff 
411 IL Huber (1948) 159  

G. Gefahren des Sozialstaates 

a. Gefährdung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 

Seit Mitte der siebziger Jahre scheint sich in bezug auf die weitere Entwick-
lung des Sozialstaates eine Tendenzwende abzuzeichnen. Im Zuge der Fi-
nanzkrisen in den westlichen Staaten gerieten auch die finanziellen Grundla-
gen der Sozialwerke ins Wanken. Zunehmend wurden mi In- und Ausland die 
Gefahren des Sozialstaates bewusst. Als Hauptgefahr steht heute die Gefähr -
dung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 412 im Blickfeld. Wenn das Pen-
del vorn Leistungsprinzip allzu stark in Richtung Bedürfnisprinzip ausschlägt, 
Leistung bestraft statt belohnt wird, dann ist ein allgemeiner Leistungsabfall 
die Folge. Wenn die Gewinnmarge der Unternehmen zu klein wird, dann 
vermindert sich die Investitionsneigung. Wenn der Staat unrentable Betriebe 
und Wirtschaftszweige subventioniert oder verstaatlicht, dann verhindert er 
unter Umständen notwendige Umstrukturierungen und fördert die Ineffi-
zienz. Wenn der Staat mehr ausgibt, als er einnimmt, dann lebt er auf Kosten 
künftiger Generationen. Am Ende der Kette steht das Schreckgespenst einer 
Ausbeutung aller durch alle, bis die Sozialruine perfekt ist. 413  

1,. Gefährdung von Rechtsstaat, Demokratie und Föderalismus 

Weniger im Blickfeld sind die vorn Sozialstaat ausgehenden Gefährdungen 
des Rechtsstaates, der Demokratie und des Föderalismus. Der Sozialstaat 
bewirkt einen Machtzuwaclis des Staates. Die Bürokratie schwillt an. Nicht 
nur, aber auch infolge des Ausbaus des Sozialstaates werden immer mehr 
Bürger zu staatlichen Lohnempfängern, immer grösser werden der Staatsan-
teil'am Sozialprodukt und die staatlichen Transferzahlungen. Diese staatliche 
Machtballung widerspricht der Idee der Machtbeschränkung des Staates als 
Wesenselement des Rechtsstaates. Sie birgt den Keim einer neuen Tyrannei, 
eines neuen Totalitarismus in sich. Das Wachstum der Rechts'setzung im 
Daseinsvorsorge- und Leistungsstaat macht den Bürger immer hilfloser, sich 

412 Vor dieser Gefahr wurde auch schon früher immer wieder gewarnt. Siehe z. B. Rütti-
mann (1 876) 13d. 3, 71, - M. Iluber (1916) 8. - Ermatinger (1936) 287 

413 Siehe Wittmann (1980) 
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ing 	Dickicht 	(je( 	Kechtsuotnien tuid AI11ssk1kn zurechtzufinden. 414 	tj,11 dir 	Zerstörung 	der natürlichen 	tJniwelt 	L)CCiflItC1)tigC11 	nicht 	nur die 
Rcchtsskier!iejt zu schaffen, wird rcgIetentiert. aber das ()her1iaiidneInen LCI)eflS(1Uditt der heutigen Generation, sondern bewirken eine neue Foun 
der Regenientienng bewirkt RechtunsichetIieit 	Marti meint, mit der Sorge : 	von Tyrannei, 11ä111lich die lyrannisierung künftiger Generationen durch die 
t,tH the; 	VoJtI des Bürgers ncliie die ganze Staatstätigkeit vor,inuidseludtliclie LCL)CU(Ie. Was aber, wenn die zu verteilende (ülernienge nicht tuehr wichst, 
Züge an. 	r 	(1IIUt degradiert 111a11 den freien Bürger zuni Mündel des Stu soiIern gleich bJciht oder gar kleiner wird? 	Die sozialen Konflikte infolge 
tes:' 	t 5 	Das aber schweht die I)enokratic, welche Nhiudigkeit und aktive wirtschaftlicher Stagnation oder Schrumpfung sind nicht abseIihar,  
Beteiligung VoraUssetzt. Die Zenlralisicrungsteudenz des Sozialstaates gefähr- 
det, den IöderaIisnus. Die Anonyiiiitt dieser auswuchernden Macht fördert 
schliesslich die Entfremdung zwischen Bürger und Staat, jettern Staat. der D Korrektive Zinn Sozialstaat 
8flsz()g 	dem Bürger zu helfen. So gefährdet der extreme Sozialstaat letztlich 
sich selbst. )letzte stehen wir mitten in der Sti he nach Korrektiven zum Sozialstaat tirnl 

zur Wachstunswirtschaft. 	Die 	einen 	scheu 	die 	Lösung in einer System 

r. Zerstörung der Umwelt 
iniinartenten Vervollkommnung des Sozialstaates, in der Schliessung sozial-  
staatlicher Lücken und der Behebung offenkundiger Mangel. Andere suchen 

»je wohl schwerwiegendste (c1hr, die zwar nicht VOI1 	Suziastaat vcrur nach Systeniünderungcn, sei es in Richtung auf Reprivatisierung und „(e 
sacht, aber seine Entstehung und Entwicklung erKnögicIlt '1 	hat, ist das sundschnnnpfung" des Staates 420  oder in Richtung verstärkter Sozialisie 
tingelienunte Wittschaftswachstun. Der Weg ztuu Sozialstaat wutde inassgeh rung. 	Die politische 	Linke scheint zinn Teil Von etatistischen Konzepten 
hcli durch das kontinuierliche Wachstun des Sozialprodukts geebnet, we abzukonnuen und sieht die „historische Wende" in der tnf'asseiIen 1)ci0 
dies CflC Finanzierung der woldfalittsstaatlichen Leistungen ans den ökoiu kratisierung und I)ezentrahsierung „in allen tcbeiishereicIieii' 	Die seit 

nuschen Zuwächsen ermöglichte, so dass soziale (rosskontlikte intlge 1.1111- Beginn der siebziger Jahre sich formierende Alternativ -  tni ökologiehewe- 
Verteilung bestehender Einkonunen vermieden werden konnten. Nun schei- gung, die ihre kleen zinn Teil scIL(M) hi ()jC Praxis umgesetzt hat ' 	2 	niöchte 
neu sich aber weltweit die Grenzen wirtschaftliche" Wachstums abzuzeich- sich von den Zwingen der Leistungs- urt KonsungeseUschaft befreien und 
HCtL 	Schon t972 stellte, der Bundesrat in seinem Bericht Über die Richt- die drohende ökologische Katastrophe durch ein einfaches, uniweltbewusstes 
liniert der Regienugsnditik fest-, 	Vir stehen ani Übergang einer vorwiegend und solidarisches Leben in kleinen Gemeinschaften abwenden. 
auf,  quantitatives Wachstun ausgerichteten Periode zu einem Zeitabschnitt Eines ist sicIier 	Die heutigen bedrohlichen Zukunftsperspektiven etfor- 
in welchem htlnnLnitire und qualitative Aspekte des Lebens den Vorrang dein eine netze Staatsethik. Alle bisherige Ethik bewegte sich überwiegend mi 
eJiattcn iiisseu" 	»er Raubtu an nichtcgenericrbaren Rohstoffen und 1 	Ii)iinen 	der zwischcnnienscldichcn 	Beziehungen 	innerhalb 	der lebenden 

Generation. Die Natur des Menschen und die Natur der Dinge standen fest 
Nun macht es aber die moderne Wissenschaft und Technik möglich, die 

414 	Hohe Regelungsdkhte ist alleidings keine Eigcntiimlicbkeit des Sozialstaates allein; 
sie findet sich heute vielmehr in allen staatlichen 	ökonomischen und geseilschat t- 
liehen Bereichen. Die Befreiung des Menschen von uaturwiichsigeu Bindungen ist nur 1 	419 In diesem Zusammenhang verdient das »Bundesgesetz betreffend die eidgenössische 
möglich gewesen 	durch die Schaffung arhei tteIigci ‚ komplexer Organisatiousfor- Oberaufsicht über die 	Forstpolizei" vorn 	II 	Oktober 	1902 eine Erwähnung 	EIS 

nien, die nun dem einzelnen als soziale Zwinge entgegentreten 	„In Wirklichkeit ist postuliert in Artikel 31: ‚j)as Waldareal der Schweiz soll nicht vermindert werden 
ein solches Teclmosystem ein grosses (2etiingnis. 	" 	Binswanger u. a. (1978) 300). und formuliert auch bereits den Wundsatz des Realersatzes hei Rodungen 

415 MMIi ( Mg) 123 420 Aus der internationalen Literatur vgl. t"ricdnian (1962). 	Nozick (1974). 	Ilayck 
416 Paradoxerweise 	hat die 	Entfaltung der l'moduktivküifte den Sozialstaat nicht nur ( I96d)) und (1973 if), 	In der Schweiz wurden neoliberale Postulate v a von Libe 

möglich, sondern überhaupt erst notwendig gemacht, indem die Funktion auseinan raten und Freisinnigen aufgeglitten ( ‚ ‚mehr Freiheit 	weniger Staat»). Allerdings ist 
dergerissener solidarischer Gemeinschaften ersetzt werden musste durch Risikogc diese Art Ncoliberalismus theoretisch noch wenig fundiert. Vgl. Janssen/ltummnler 
uieinschaften der Sozialversicherung. 1 	 (1979). 	WO tmann (197')) und (1980) 

417 Meadows (1972). 	(huhl (1975). 	Binswanger mm. a. (1978) 421 	Progranimrevision 51)3 (1980) 
418 	Ilundesblatt 1972 11032 422 Ilolenweger/Mäder (1979) 
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Natur des Menschen und die Natur der Dinge zu verändern, Eule zeitgcrnlssc 
Ethik verlangt deshalb die Erweiterung der Meusuliengeiechtigkeit zur Natur 
gerechtigkeit 423 ‚ der (hrechfigkeit innerhalb der lebenden Generation zur 
Gerechtigkeit gegeiüber künftigen Genera tioncii ' Die Rolle, die der Staat 
dabei zu spielen hat, ist der Gegenstand der neuen Staatscthik 

6 Rückblick 

‚1 Besonderheiten der Ideenges Ii i 1: te in der Schweiz 

a. 'li'aditionalisrnus 

Staat und Gesellschaft werden in der Schweiz gewöhnlich als historisch ge-
wachsene Ordnung betrachtet, in denen das Individuum seinen Platz findet. 
Daraus ergibt sich ein stark konservativer Sinn, eine Identifikation mit der 
Geschichte der j IeIdenviter", die Suche nach Stabilität und selbst bei der 
Arbeiterschaft 425  die Ablehnung alles Revolutionären. 426  Schon seit dem 
Mittelalter ist die Staatslehre von religiösen Zügen geprilgt. Streng positivisti-
sehe Positionen sind selten; es dominiert das Bestreben nach einer letzten 
Verankerung im Metaphysischen in einer christlichen Tradition und 
Ethik. 427 

h Pragmatismus 

Die schweizerischen Staatsdenker haben keine grossen deduktiven Denk-
-systeme errichtet. ' 	Vielmehr haben sie leite ausländischer Theorien über- 

423 Jonas (1979) 
424 Rawls (1979) 319 ff 
425 V 	Hans Müller, Artikel Arbeiterbewegung, in: Reichcsberg (1903) lid. 1, 75. 

J3erglruffJsing (1895) 20,45, 203 
426 Fehr (1926) 77, 	Honjorir (1939) 21 	('uster (1942) 21 'Fs kam Ihn 18 Jahr 

hundert 1 vor, dass ein Landmann einem Reformer lange zuhörte und dann erklärte: 
‚Ihr habt recht, aber Ich bleibe bei dem, was Ich weiss und schon oft getan habe,'" 

427 In der neueren Staatslehre vor allem Schindler (sen.) und KIgl. 	Zur religiösen 
Fundierung siehe Tumrirkin (1948) 21 ff, 65 f, 84, 87, 106 f, 154 F, 	T. lieiner 
(1981). 	Ktlgi (1952) 211 	Im (10 in: 1 landbuch (1980) Hd. 2, 734 

428 Fast durchwegs wird die Meinung vertreten, das schweizerische Staatswesen sei nicht 
auf Theorien aufgebaut worden: F. Heiner (1913) 21 Schindler (1948) 215. 
Kaiser (1858) Rd. 1, 81 	Rüttiniarm (1 87) lid 1, 25 	Ililty (1875) 12;(1888) 
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nonimen und pragmatisch den hiesigen Verhältnissen angepasst. Erkenntnis-
theoretische Fragen, deren Bearbeitung keinen praktischen Nutzen ver-
spricht, werden gern übergangen. Die Staatslehre, von Liberalen dominiert, 
ist deskriptiv und affirmativ. Sie orientiert sich überwiegend an vorgegebenen 
Institutionen Soziologische Analyse ist selten, Es flillt auf, dass die meisten 
Staatsdenker auch politische Ämter innehatten Schweizerisches politisches 
Denken ist eher verwandt mit jenem der Enghinder und Nordarnerikarrer als 
mit jenem der Nachbarstaaten der Schweiz. 29 Aus dieser pragmatischen 
Haltung kann aber nicht ohne weiteres geschlossen werden, die Schweiz sei 
theorie. oder dogmenfrmndlich Etliche Dogmen, Mythen und Fiktionen 
haben ziih überlebt. 430  Grundbegriffe bleiben oft diffus und vieldeutig. 431 

Auch Pragmatismus kann zum Dogma erstarren 
Pragmatisch ist auch das Menschenbild. Die Realistik, allgemriein als ein 

Zug des Schweizers angesehen 432, bricht auch in der Staatslehre durch. Das 

19 f 	Oswald ( 1 943) 407, 	Hornhauser ( 1 834) 9 	1 lenke ( 1 824 ) 191 	Zur 
Illustration vgl . Protokoll ( 1 848) 9 f lunmarkin ( 1 948 ) 20' „Dieser auf jede pirilo 
sophische Systernbilclung verzichtende und In kritischer Prüfung der eigenen unurit-
telhar erlebten Weltanschauung sich lnssemnde philosophische (,'eist ist es, was die 
schiwdzerlsche Celstesges&'hichte uns eindrucksvoll zum tiewnsstseirr hringt" 

429 Reat von Muralt empfahl in seinen ‚‚Briefen über die Engländer und Franzosen" 
(1 725) seinen Landsleuten, sich den Frust und den gesunden Menschenverstand der  
Engländer zum Vorbild zu nehmen, und sich nicht vom „Hei esprit" der Franzosen 
blenden zu lassen, 

430 1 lis (1938) Hd. 3, 1196 f (zu den liberalen Doktrinen) 	lmbndcn ( 197 1) 314: 
Viele tragende Vorstellungen der Bundesverfassung erweisen sich als „liebevoll ge-
pflegte Fiktineri" 

431 M. Huber (1934) 14 f, 	IC v Frisch (1912)10: Fs herrscht eine auffallende Unklar- 
beit gerade in den grunrblegemlen rechtlichen Begriffen. Dubs (1877) WC XI, 
klagte, die Rekruterrprilfmnrgen zeigten ein heschimendes und erschreckendes tJn 
wissen der grossen Masse in Vaterlandsktinde. „Daraus ergibt sich, dass unsere Denn)-  

kratie zu guteln Teil auf einem hohlen Grunde aufgesetzt Ist" Ist es noch Volksherr -

schalt, wenn das Volk von den elemueniarerm Verhibtnissen keinen Begriff hat? 
‚‚Augenscheinlich beben wir da In einer Selbst ttirrschurrg'' 

432 WeIss (1946) 365, 	Abegg (1964) 94. 	Oswald (1943 11)4, Walter (1966) 302: 
Ne Schweizer sind nüchtern, sparsam und amheilshcsesscn, unsentimental, wenig 
gastfreundlich gegenüber unbekannten Fremden „I)ies alles sind ('barakterzitge, die 
skii de Begriffen ‚bäurisch' und ‚kommerziell' eintligen, den leheusstil sozialer 
Schichten zum Ausdruck bringen, die durch die Enge der riatürhlcherr Verhältnisse, 
die Kamnmnerung der geographischen 1 'andschaft und den puritanischen Geist mnämmn-
lieben Hauern-, Hirten-, Handwerker-, Händler- und Söldnertunis geprägt worden 
sind," 
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Verhältnis zur Gewalt ist ambivalent: Betont wird einerseits die kriegerische 
Natur 433 , andererseits die Friedfertigkeit des Schweizers. Es besteht eine 
Tendenz zur politischen Mässigung. zur Vermeidung von Extremen 434, aber 
auch zur Unterschlagung antinomischer Gegensätze, zur Mittelmässigkeit und 
Selbstgerechtigkeit. 

433 Hilty (1875) 289: „Die Schweizer sind von Natur eine kriegerische Nation.. 
Siehe auch Hilty S. 62. - Feiler (1938)6, 17. - 11. G. Keiler (1947) 154. - J. Meyer 
(1878) Rd. 1, 479. Nef (1949) 505, 512. .-. F. Heiner (1941) 320: „Die Liebe 
zum Waffenhandwerk liegt dem Schweizer im Blut." Nach Fcller/Bonjour (1979) 
Bd. 1,322, soll Thomas Moius in „Utopia" (1517) unter dem Kriegervolk der Zapo-
leten die Schweizer verstanden haben. Morus schreibt in Kapitel 29.c., es kümmere 
die tJtopier nicht, wie viele der Söldner der Zapoleten zugrunde gehen; „vielmehr 
sind sie überzeugt, dass sie sich den grössten Dank des menschlichen Geschlechts 
verdienten, wenn sie den Erdball von diesem Abschaum der Menschheit, von diesem 
ganz abscheulichen und verruchten Volke reinigen könnten". 

434 Weiss (1946) 364 f: Wir dürfen „das Masshalten zwischen den Extremen, welches als 
Lebensnotwendigkeit aus der natürlichen und historischen Vielfältigkeit und Gegen-
sätzlichkeit der schweizerischen Verhältnisse erwächst, als den zentralen und all-
gemeinsten schweizerischen Charakterzug ansprechen". -. Dazu zwei historische 
Illustrationen: Engels (1847) 395, irrte sich sehr, als er die Sieger des schweize-
rischen Bürgerkrieges von 1847 wie folgt einschätzte: „Hoffentlich werden die Exe-
kutionstruppen ihr möglichstes tun, um aller Biederkeit, Urkraft und Einfalt den 
Garaus zu machen." - Obwohl der Bundesrat im Vorfeld des Generalstreiks vom 
November 1918 „skrupellose hetzer" und „Vertreter des bolschewistischen Terrors" 
am Werk sah, war er gewillt, die Mitgliederzahl der Landesregierung auf neun zu 
erhöhen, um der sozialdemokratischen Partei eine Vertretung einzuräumen. „Wir 
reichen der schweizerischen sozialdemokratischen Partei und deren Führern in eid-
genössischer Treue die Hand zu gemeinsamer Arbeit für die Wohlfahrt des ganzen 
Volkes und namentlich auch für das Wohl der gesamten Arbeiterschaft." Vgl. B131 
1918 V 63-73 

435 Keyserling (1929) 298: „Es gibt. . . keinen schlimmeren Pharisäer auf Erden als den 
begüterten, gebildeten und zumal den schreibenden Schweizer." - Gruner (1968) 
183 f: Im Zusammenhang mit der Proletarisierung wurden einzelne positive Erschei-
nungen des schweizerischen Soziallebens auf eine nicht statthafte Weise generalisiert. 
„Ein dem Schweizer vielfach eigener Geist der Selbstbespiegelung und der Eigenliebe 
übersieht oder vertuscht die eigenen Schattenseiten und benützt den Vergleich mit 
dem Ausland vorwiegend dazu, sich der Vorzüglichkeit und Unübertrefflichkeit sei-
ner eigenen Institutionen zu vergewissern." Bäunilin (1978) 16 

Verbunden mit der Frage nach den Ursprüngen von politischen Ideen ist jene 
nach den theoretischen Leistungen der Schweiz. Rückblickend können wir 
feststellen: Sie sind eher gering. 436 Insofern mag der Titel dieser Arbeit 
unangemessen erscheinen. Wenn wir Jean'-Jacques Rousseau und Benjamin 
Constant - deren Werke in der Tat in der Schweiz und in andern Staaten 
einen starken Einfluss ausgeübt haben - nicht zu den schweizerischen Den-
kern zählen 437  und uns die politische Situation in der Schweiz vor 1798 
vergegenwärtigen, dann kann die Meinung von 1. P. V. Troxler und Fritz Flei-
ner, die Schweiz habe sowohl die konservative wie auch die radikal-liberale 
Staatstheorie hervorgebracht 438, nicht geteilt werden. Das moderne schwei-
zerische Staatswesen beruht auf Ideen, die selektiv vom Ausland übernom-
men und unsystematisch mit autochtonem Gedankengut vermischt wurden. 
Die schweizerischen Staatsdenker haben in ihren Werken jene Ideen verarbei- 
tet, die gerade ‚W. 	r Luft lagen", ohne Rücksicht auf ein philosophisches 
Sy.€:n...... 	.......... •:.n finden sich selten deklarierte Hinweise auf Klassiker 
der pc 	c.h;. 	Iosophie. Wesentliche Ideen sind gar, wie selbst Fritz Flei- 
ner eit:r:w:u 	‚ 1798 aufgezwungen worden, 

436 Für das 18. Jahrhundert siehe Im Hof, in: Handbuch (1980) Bö. 
437 Tumarkin (1948) 107 f, hält das Denken Rousseaus für „unschweisch". Auf die 

Streitfrage, ob Rousseau von altschweizerischen Institutionen inspiriert worden ist, 
kann hier nicht eingegangen werden. Vgl. Im Hof, in: Handbuch (1980) Bd. 2, 
737. - Ryffei (1903) 138. - Constaut (1972/1797) Rd. 3, 121: „Ich bin kein Aus-
länder. Französischer herkunft und Nachkomme einer aus religiösen Gründen des 
Landes verwiesenen Familie, bin ich, sobald ich konnte, in mein Vaterland [Frank-
reich] zurückgekehrt." 

43 T - xler (1820) 4.— F. Heiner (1941) 170.— Gen i: sind die Theorien Hallers, 
isseaus und Constants. 

. Flelner (1941) 166 
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B. Legitimation des politischen Systems aer 

a. Traditional-metaphysische Legitimation vor 1798 

Die Legitimation des politischen Systems --- vom Individuum aus gesehen: 
die Einsicht in d: Notwendigkeit und Berechtigung der gegebenen Ord- 
nung 4 	ist eine Bedingung für die gesellschaftliche Stabilität. Allein 

w:g lässt sich keine dauerhafte Ordnung begründen. 
7»3 war das politische System der Eidgenossenschaft vornehmlici 

metaphysisch legitimiert.. Es herrschte das Legitimitäts- 
ergebrachte Ordnung" galt als die einzig mögliche. Die gesell- 

Ordnung erschien als von Gott vorgegeben, sie konnte nur er 
nicht erzeugt werden, und war demnach dem menschlichen Eingriff 

441  Die Souveränität gilt als von Gott an bestimmte gesellschaft- 
gruppen geliehene 442 , Aufstand gegen die herrschende Ordnung er- 

int als Frevel gegenüber Gott 43 Religion und Wissewciiaft stande:: 
ganz mi t)ienst dieser Ordnung. Eine differenzierte Legitin •. 

u. • 	as Bestehende wurde nicht problematisiert. . 
von einer strengen Zensur unterdrückt. 

M 	Weber (1921) 516. 	lmboden (1971) 115: Politische Macht ist durch Ver- 
und Glauben geweckte Gefolgsbereitschaft. -- T. Fleiner (1975) 80: Die Men-
müssen an die 	d'.liche Gerechtigkeit der Ordnung glauben, der Si(  

rworfen sind. 
441 Trox!er (1820) 10.— 	(i61) 7. - Carlen (1978) 86. 	Allgemein: Rawis 

(1979) 593 
442 In kirchlichen Kreisen lebten diese Anschauungen weiter: Enzyklika (1891) 36: Jede 

Autorität kommt von Gott. - Jeremias Gotthelf (l959) 102 f: „Gegenwärtig ist ein 
kindisches Renommieren an der Tagesordnung, ein sich Schämen alles Ch,istlichen, 
daher die dumme Rederei, kein christlicher, sondern ein Rechtsstaat sein zu wollen, 

Dass Gott erbarm! ,, Und trotz allem Geplapper von Rechtsstaat sind wir doch 
eigentlich ein Gottesstaat geblieben. . . . Gottlob, der Grundsatz herrscht trotz allen 
Namen dem Wesen nach noch unter uns, alle Obrigkeit sei von Gott, aus Gottes 
Gnaden, und alle Ordnung sei von Gott, sei in seinem Namen und unter der Verant-
wortung gegen ihn zu verwalten." 

443 Römerbrief 13, 1-3: ‚Jeder ein.ne ordne sich den staatlichen Gewalten unter! 
Denn es gibt keine Obrigkeit, die nicht von Gott gewollt wäre. . . . Wer sich also der 
übergeordneten Gewalt widersetzt, der widersetzt sich der Ordnung Gottes. Solche 
Empörer ziehen sich selbst das Gericht zu." 
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b. Oberlagerun: »ch rationale Legitimation nach 1 798 

Mit d:: inhruch aufldä,eiischer und naturrechtlicher Ideen zu Beginn 
des P. iarhunderts wurde die traditional-metaphysische durch eine ratio-
nale Legitimation überlagert. Es herrschte nunmehr die naturrechtliche Ober-
Zeugung, dass alle Menschen gleichwertige moralische Subjekte sind 444 und 
dass der Staat von Menschen zum Wohle der Menschen gemacht ist. 445  
Staat schöpft seine Autorität aus dem geschriebenei:1echt, das die Gn:..-
lage der rationalen hIerrschaftsform ist. Von grosser Bedeutung für die Ideen-
geschichte ist die Idee des Gesellschaftsvertrages im Sinne Rousseaus. An die 
Stelle der von Gott abgeleiteten Souveränität tritt die Volkssouveränität. 

Seit 1 798 lässt sich eine fortschreitende rationale Durchdringung der 
Staatstheorie feststellen, wenngleich immer wieder eine hetzte Verankerung 
in der Tradition und im Metaphysischen 446  gesucht wird. Das Aufkommen 
der Sozialwissenschaften in der Schweiz förderte empirischanaIytische 
Untersuchungen von Staat und Gesellschaft und problematisierte meta-
physische Deutungen. Der Verfassungsentwurf von 1977 hält zwar - nicht 
als „Verpflichtung auf eine bestimmte Weltanschauung", sondern als Be-
kenntnis, „dass sich Mensch und Staat nicht auf sich selbst gründen" wol-
len 447  - an der Präambel „Im Namen Gottes des Alhniäci:::n!" fest, legt 
aber ansonsten ein::: rationalistische Legitimation des Sta:tn: sugrunde. So 
heisst es z. B. an ers:n' Stelle unter den Staatszielen (Art. 2 des Verfassungs-
entwurfs): „Der Staat sorgt für das friedliche Zusammenleben der Menschen 
in einer gerechten Ordnung." Ein kollektivistischer Mythos tönt hingegen 
noch in der Präambel der Bundesverfassung von 1874 an, deklariert sie doch 
die Absicht, „die Einheit, Kraft und Ehre der schweizerischen Nd.:::.:u zu 
erhalten und zu fördern". 

44. Schindler (1948) 68, 70. -. Dieses Axiont kann freilich auch nicht rational begründet 
werden, Das Naturrecht sei Metaphysik, Glaube, schreibt Giacometti (1945) 43. 

• 445 1)ubs (1877) Bd. 1, 20: Der Staat ist nur eine menschliche Einrichtung. - Rousseau 
(1762)1/1: Die gesellschaftliche Ordnung stammt nicht von der Natur, sie beruht 
auf Vereinbarungen. - Vgl. auch Gitermann (1941) 286. - hrn Liberalismus wurd: 
aus der „Schöpfungsordnung" die „natürliche Ordnung". 

446 l(ägi (1945) 68: Die Anschauung, dass es ein objektives Reich der Werte gibt, ist im 
• Vordringen. - Schindler (1948) 55, wandte sich gegen den Positivismus. Das Natur -

recht werde wieder erstehen In dem Sinne, dass „eine von jeder gesetzgeberischen 
Willkür unabhängige Grur r'. des menschlichen Zusammenlebens als schIech-
hin gegeben anerkannt 

• 	447 Expertenkommission 	iun (1977) 18 
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c Mythos und Entmy tliologisierung 

Auch der moderne Staat kommt, vor allem in Zeiten der äusseren Bedro-
hung, ohne Mythen und Metaphysik nicht aus, 448  So hat die nationalsozia-
listische Gefahr in den dreissiger Jahren eine ganze Flut von Schriften hervor -
gerufen, welche die staatliche Existenz der Schweiz metaphysisch zu recht-
fertigen suchen. im Volksbewusstsein fest verankert sind noch immer der 
Befreiungsmythos und der Mythos einer weltgeschichtlichen Sonderexistenz 
und Sendung der Schweiz. Allein der lang Bestand der Eidgenossenschaft 
erscheint als ein Zeichen eines „Lebensgesetzes" oder der Vorsehung. 449  
Metaphysisches dringt nicht mittels abstrakter Theorien ins Volksbewusst-
sein, sondern wird schon in der frühen Sozialisation vermittelt 450  durch 
Legenden, Bilder, Symbole und Riten 451  Prägende Wirkung haben z B. 
Vorstellungen der Landsgemeinde, des RütUschwurs, der Schlachten von 
Morgarten und Sempach oder lieldengestalten wie Teil, Winkelried, Niklaus 
von Ffüe, Pestalozzi, Dufour, Dunant, Guisan. 452  

Vereinzelte Kritik an der mythischen Verklärung der Gründungsgeschichte 
der Eidgenossenschaft hat es immer wieder gegeben. 1760 erschien anonym 
die Schrift des Berners Gottlieb Emanuel Haller „Der Wilhelm Teil. Ein 
dänisches Mälirgen". 1835 publizierte Joseph Eutych Kopp seine „Urkunden 

448 K. Schmid (1957) 67:,,,,, Der durchschnittliche Mensch In unserer Zeit in seiner 
durchschnittlichen ‚Au fge klärthei t' und durchschnittlichen metaphysischen Wurzel-
losigkeit bedarf offenbar des Glaubens, sein Staat und seine Nation seien meta-
physisch handlungsberechtigt; er will das" Siehe auch Frei (1967) 103 

449 Giacometti (1941) 553: „Bund und Kantone sind Hüter einer grossen, ja unsterbli-
chen Staatsidee, . .". M. Huber (1916) 30 „Wir werden bleiben, was wir sind, 
oder wir werden nicht sein." - M. huber (1934) 18. - Curti (1882) lii. - FeIler 
(1938)4. - Rougemont(1965) 257 

450 Platon, Der Staat, 376 e37? e: „Weisst du nicht, - - ‚dass wir den Kindern zuerst 
Mythen (Sagen) erzählen? Die sind doch, im ganzen gesehen, unwahr, wenn auch 
etwas Wahres daran ist. ‚ Nun weisst du doch, dass hei jeder Sache der Anfang das 
Wichtigste ist, besonders bei einem jungen und zarten Wesen. ‚..Dürfen wir also 
einfach zulassen, dass die Kinder beliebige Mythen von einem beliebigen Erzähler 
anhören. 3 Dann müssen wir offenbar zuerst die Mythendichter beaufsichti-
gen. ‚ 

451 Haller (1808) 292. E.e Bon (1895)23 
452 Nef (1949) 503 f: „In solchen Erscheinungen und Gestalten sind die besten Kräfte 

unseres Volkstums und unserer Ideale verköipert, in ihnen finden wir den Ausdruck 
unserer ethischen Lebensauffassung nach der sozialen wie nach der individuellen 
Seite,"-- ilis (1938) Bd. 3, 1194 

zur Geschichte der eidgenössischen Bünde". Beide Schriften verwarfen die 
Tellensage, was hei patriotischen Zeitgenossen Reaktionen der Ablehnung 
und Empörung hervorrief. Robert Grimtus „Geschichte der Schweiz in ihren 
Klassenkäffipfen" (1920) begegnete die Geschichtswissenschaft mit einer 
„conspiration du siletice" 453 . Scharf hatte Grimm den Geschichtsunterricht 
in der Volksschule kritisiert: „So gelingt es, eine Tradition grosszuziehen, die 
einer schmetternden Freiheitsfanfare gleicht, das Geschichtsbild mystisch 
verklärt, es mit dem [hauch der Gottähnlichkeit umgibt und im biderben 
Schweizer Patrioten jenes berauschende Selbstgefühl weckt, das ihn die Un-
freiheit und Knechtschaft der Gegenwart in dem Masse vergessen lässt, als er 
sich in die ersten Freiheitskämpfe der Vergangenheit versenkt und sein 
staatsbürgerliches Glück in demutsvoller Ehrfurcht vor den Altvordern statt 
im eignen Wohlergehen sucit. 11454  

In jüngster Zeit zeichnet sich eine Tendenz zur Entmythologisierung der 
Schweizergeschichte ab, was teilweise parallel geht mit einer verstärkten Ihn-
wendung zur Wirtschafts- und Sozialgeschichte. So haben z. B. Otto Marchi 
(1971) und Max Frisch (1971) das landläufige Bild des Nationalhelden Wil-
helm Teil demontiert. Hans Rudolf hlilty (1981) hat den heiliggesprochenen 
Bruder Klaus ins Licht des Alltagslebens gerückt. Aber nicht nur die ferne 
Vergangenheit, auch der „nationale Selbstbehauptungskampf" der Schweiz 
während des Zweiten Weltkrieges wird entmythologisiert. Max Frisch: „Ein-
druck nach 30 Jahren: Wir übten uns in einer Legende. -455  Friedrich 
Dürrenmatt: „Unsere Feigheit rettete uns, nicht unser Mut - der hätte uns 
vielleicht vernichtet." 456 

Der Trend zur Entmythologisierung und zu einer rationalistischen Legiti-
mation des Staates ist jedoch nicht allgemein. In der vom Schriftsteller Adolf 
Muschg formulierten Präambel des Bundesverfassungsentwurfes von 1977 
werden zwar keine gängigen kollektiven Mythen neu beschworen, aber es 
wird doch versucht, den Staatsbürger emotional anzusprechen, ihn an hier -
kunft und Aufgabe des schweizerischen Staatswesens zu erinnern und über 
einen nüchternen Pragmatismus hinauszuheben: 

Ot 

453 Feller/Bonjour (1979) lid, 2, 762 
454 Grimm (1920) 8 
455 M. Frisch (1974) 95 
456 F. Derrenniatt (1981) 226 
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Zusannnenf8ssu tig 	 1su mt 

Weser Be i trag möchte anhand der Werke der wicht igsten schweizerischen En sappuyant sur leg oeuvres des penseurs de Uhtat suisse leg plus iB)p()t 
Saatsdeiiker des 1 9. tuid 20. Jahrhu,iderts das Werden und den Wandel der tants du 	19e et du 20e sicIc, cet article a pour hut de d()flflCE Ut1 aPCflU 
schweizerischen Staatsidee kritisch darstellen. hn Sinne einer Ex-)St1Ck:I critique du devenir et (Je Itvohitk>n de Ja conception de 	Etat suisse 	[)ans 
struktion gehen wir davon ans, dass die schweizerische Staatsidee wesentieb I'(SJ)riI (IU1C rcconsirnction CXiR)St, fl()US I)1It()11S du fait qne Ja conctption 
Von den Her ‚)O!itiS(/lefl GruiuhverIei Sicherheit 	Demokratie, Rechtsstaat SUSS( 	de Fiiat est dtinie essentiellenient par leg qu(Ue valeurs f)OIitk/ti($ 

und S o zialstaat L)Cstifllfllt ist. Jeder Grundwert birgt Gefahren in sich, wenn fi)I1(J(1!?1e?lttlleS qui SOflt. 	JL steurit, la d ohntwatie, 	Etat de dr()it et I'Etal 
er auf Kosten anderer übertrieben w ird, tnnl bedarf deshalb der Korrektive. sociaL Or chaquc valetir l)n(ianentae ptenant tiop (l'iII1i)()tt8flCC au clitri- 
Aus dein Ineina1ergreiten der Grundwerte, ihrer (clhrcn und Korrektive tuellt (CS 811ttCS, 8 L)CS()fl de corrcctifs. De 1üflI)fiCatk)fl (ICS valeurs fonda 
resultiert das magische Vieleck der schweizrischcn Staatsidee (siehe S. 181 fllCi)taks, de kurs dangers et corrertifs 1 . su1tc k polygone 	flagi(JUe de Ja 

Die Btin(le der alten Pidgenossensetnft wurden vor a1Icn durch die Idee COflCCt)Ik)fl (Je 1Itat susse 	18 ). 

der inneren und äusseren Sicherheit zusanincngcbatten. Die 	aIte Schweizer LtS 	tJIiaflces de l'ancictuic (2fltd(Fati()fl furent avant kit sontenues Par 
F re ihe t! 	t)CdCttCtC die 	Unabhä ngigke i t des KoJkktvs nach aussen. 	1 798 V id6c de scurit 	inttrieure et extt.rieute. La veiIJe libertot suisse signifiaft 
erfo lgte Lnit dein Einbruch aufklärerischer und naturreckflichcr Ideen der Jinkpendancc de Ja ciitunautt 	face ä l'extt~rieut, Jn 1 798, par 1atrivte 

entscheidende Paradig!?ietlwee/zseI in der schweizerischen Ideengeschichte: des 	idScs raflonaJistes 	et 	de droit 	na(ureI 	se PflRIUiSit IC (h(lflgeflieflt de 

Fast alle bedeutenden Ideen des modernen schweizerischen Staatswesens lwhwhgieie,9 (Itcisif dans Jhistoirc des ides suisses: la qtasitotaItt des Wes 

indiv i duelle 	Fre i heit 	und 	Gleichheit , 	VoIkssonvcrLintt, 	Freiheitsrechte, . Ii)ar(JL)fltCS de J'Etat suisse nl()derne - 	 Ja INS individuelle et lgaitt, Ja 

Machtieilung, rationale Legitimation des jWilischen Systcjis 	wurzeln in sot i vei -„titiet6 populaire, leg droits ä Ja Jihcrt, Ja rjrtition du pouvøit 	Ja 

der J id vet ik und der Regeneration 	Daneben hab en alteidgeiiössisehe l(zt1i t U1 	ti()fl 	ra t i()flCJJC 	du 	systtnc J)OIitiqUe 	t ronven t 	leurs racines da ns 
(j)fl()fl ihre 'Virksanikcit bewahrt , so die IJ&i des Föderalismus, der Ver 'f JJvt iic cl 	Ja 	t itn 	Ji 	inc 	tCUIJ'S de viilJts 1 racJi 	ions (nl 

sanunlnngsdeiiiokratic, der Milizpolitik, der Konkordanz uiuJ der Neutralität &IttiJCS 	Jes 	i(J(es 	tdraIistes. 	Jes 	Wes 	dassenih1te 	 de Ja 

Bei der Entwicklung der !)e,,,ok,afeülee lassen sich Z wei ideengeschichtliche p(iti1JLC (Je inilice, (Je Ja polilique COflCOr(JataiIC 	ei dc Ja neutraIit 	ont 

Linien nachzeicJtncu : die eine fht zuzick 	u radikakleniokratischen Ideen gr(J 	toute 	kur ef1icacit 	()uant 	au 	dtVCloJ)pCfl1Cflt 	des ides diocr 

der Aufklärung 	jfl(J  der atnerikanischen und tanzösis(J1en Revolution , die tit1iies, ()fl J)Ctlt ohscrver tietix courants hiSt()rkJUeS 	Iun d cux renvoie aux 
andere 	zu 	demokratischen 	Institutionen 	in 	der altenFidgenossenschaft klt5cs radicales dmocratiques du rationaJisme et des rtvoJutioris franaise et 

(tandsgenieinde 	föderatives Referendtun). Die Umsetzung der abstrakten ainr'rieaiue, l'autre aux instituti)ns de i'ancienne ('ontd&ation (Landsge- 

Idee der Volkssouveränität in praktikable lornien von Volksrechten stellt meip. de 	nt'&endum) 	Ja 	transposition de J'itJe abstraite de souvcrainct 

eine originelle 	leistung der schweizerischen 	Demokrat ie des 1 9 Jaflnin populain en des hmnes prat ica bles dc tlroits populaires const itu te une rhalisa- 
der ts dar. Die !? e /z(s/aats,d e lt im mit der 1k lvctik in tJK. Schwe iz und hat tion originale dc Ja dcmo r itic swsst au 	1 1)e sie Ii 	1 md 	d / tat d 	d?oi( 

sich im Laufe des 19 Jahrhunderts aus Impulsen der deutschen Rechtsstaats- arriva en Wisse avec 1JklvmI ique ei a rontinu 	se dveJopper au 19e sicJe 
theorie 	fi)rtentwickelt 	Gegenüber der wirkungsmächtigen1)cmokratieidee sons limpulsion (Je Ja t horie allemande (Je Jitat (Je droit 	('ependant ‚ face 

hatte die 	Rechtsstaatsidee Mühe, sich zu behaupten 	D ie Idee des Sozial- Jjdte tlomninammtc dc Ja dmocratie, eile a en de Ja peine 	1 siniposet. Quamit 1 

staates vermochte sich in der Schweiz unter deutschen (Sozalvcrsiehcrungs- Ii(he d7t(tt soeia!, 	cc 	West 	(JUC 	tardivement 	sons Jinlluence allemande 

idee zur Ze it [ihm in. ks), amerikanische n (New Deal)  und sk mmmdm mvca hin ji 
( onu phon di 1 issui mn r soti ik du t WS (Je I3isin irik )‚ mmdi iiainc (New 

Einflüssen erst spät durchzusetzen Deal) ci scandinave qtie1le pnttra cmi Suisse 
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Abstrct 

This CofltfII)Uti()U ()ttIiflCS the COCCpt 8fId CV()kltk)fl of the Swss Stathy 
exafl1Hiflg critically tue wørks of the most ifliportant Swiss poliflcal Sinken 
of the ninelccntli and twentieth centuries. Wie Swiss idea of State is bascd 
()fl fiur JiiuIa,iw,ita1 politle(1l )alIg('s : sccurity, dcnlocraCy, 8 C()flstituti()nal 
state 81R1 8 welfare siate. Fach of (hese vakies tny liecollie daiigerous if tot> 
unich iinj>ortance is gvcti to ft to the detrincnt of the others. fhtis corrcc 
tives ate needed, The magical poygon of the Swiss Stale (p. 8) is the result 
of the intern>cshing of these fundamental values, their dangers and their 
corrcct ives. 

The aflianees of the carly Confederation were kept intact hy the rdomi 
nant idca of internal and external security, "Swiss freedom" meant the 
cimunity's freedon> [rom foreign intluence. In 1 798 the advent of tationa 
list kicas and ideas of natural Iaw brought ahont a decisive ehange oJpam 
dig,ns in ihe history of Swiss ideas: ahmst all Ihe significant ideas mi which 
the modern Swiss State is fonnded indivudnal liherty and eqnality, the 
sovereignty of the people, the right to freedom, the separation of power and 
the rational legitimation of the poiitkal system have 1 heär roots in the 
flelvetic Repuhlic anti the "Regeneration''. Af the same time, some of the 
okl Federal graditions, such as the ideas of federalisni, deinocratic asseIly 
a militia and a policy of concord and nenfrality, havc remaincd. As the idea 
of de,uoeraet' devcloped ‚ Wo historical curreuts of thought emerge: one 
Iooks hack to the radical dcmocratic ideas of rationalisni am] the American 
and Preneh Revolutions; the olher looks hack to Ihe democra fic instilutions 
of the original (1onfederation (the Landsge,ncinde am] the federal rcfcrcn 
dum). The transformation of Hie idea of popular sovercignty info a practical 
system of popular rights is an original achievement of nineteenth century 
Swiss democracy. 'Ihe idea of constilutional goveruwent came to Switzer 
land with the 1 Jclvctic Repuhlic a ml, stiinulaled hy (erman t heories on the 
constitutional state, developed further throug mmi Hie ninefeenlh century 
lt was never gencrally acccpted, however, hccausc of Hic slrength of the idea 
of democracy. The welfare siate conccpt canic to Switzerland much laler, 
through (erinan (ltisinarck's social insurance), American (the New Deal) am] 
Scandinavian intluences, 
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